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Union Busting 

Am Frankfurter Flughafen regt sich Widerstand 
gegen versuchte Kündigungen und Stalking von 
Betriebsräten. 
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Alle haben sich nicht lieb 

Macron möchte einen eigenen EU-Haushalt haben. 
Die EU-Kommissare wollen den Europäischen Wäh¬ 
rungsfonds, aber nicht unter deutscher Kontrolle. 
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Thema der Woche 


Es hat sich was bewegt 

In den vergangenen 40 Jahren hat sich eine 
vielfältige Frauenbewegung entwickelt, viel 
wurde über und gegen die Ursachen der 
Frauendiskriminierung gestritten. Schon in 
den 50er und 60er Jahren hatte es eine klei¬ 
ne Frauenfriedensbewegung gegeben (De¬ 
mokratischer Frauenbund, Frauenfriedens¬ 
bewegung), die sich gegen Wiederaufrüstung, 
Wehrpflicht und Atombewaffnung engagierte. 
Neu waren aber die Verbindung von persönli¬ 
cher und sozialer Befreiung, das Infragestellen 
der Geschlechterordnung und Geschlechter¬ 
rollen. Sie zeitigte eine kulturelle Revolution. 
Seiten 12 und 13 


Kriegsursachen 

bekämpfen! 


Die Selbstdemaskierung 

Imperialisten unter sich - Trump erkennt Jerusalem als Hauptstadt an 



Beste Freunde - für immer? 


B enjamin Netanjahu kann zu¬ 
frieden sein. Donald Trump 
hat getan, was seine Vorgänger 
sorgfältig vermieden haben. Die US- 
Botschaft soll nach Jerusalem ver¬ 
legt werden. Die Entscheidungen der 
UNO und die historischen Rechte der 
Palästinenser spielten keine Rolle. 

Die USA und Israel sind mit dieser 
Auffassung völlig isoliert. Die Trump- 
sche Unterstützung des zionistischen 
Expansionismus wirft ein bezeichnen¬ 
des Licht auf das taktische Verhältnis 
zum so gerne reklamierten Recht auf 
territoriale Integrität. 

Bis auf die verzweifelten Proteste 
der Palästinenser ändert sich faktisch 
wenig. Die israelischen Regierungen 
hatten nie vor sich aus Jerusalem zu¬ 
rückzuziehen. Und die USA hatten nie 
vor ihnen in die Quere zu kommen. 
1980 erklärte die Knesset Jerusalem 
zur „ewigen und unteilbaren Haupt¬ 
stadt Israels“. Die Legitimität dieser 
Erklärung beruht auf der Feuerkraft 
der israelischen Streitkräfte (IDF) und 
der 6. US-Flotte. Die Steinewerfer der 
Intifada vermochten dagegen wenig 
auszurichten. Auch wenn die UN- 
Charta (Artikel 51) ihnen das „natur¬ 
gegebene Recht zur individuellen oder 
kollektiven Selbstverteidigung“ gegen 
ihre Besatzer zusprach. Denn der Si¬ 
cherheitsrat hat eben nicht die „zur 
Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit erforderli¬ 
chen Maßnahmen“ (Artikel 51) getrof¬ 
fen. Wie auch? 

Trumps Erklärung beseitigt eine 
Propagandafigur. Sie lautet: die USA, 
der „Westen“, sind ein ehrlicher Mak¬ 
ler für beide Seiten. Sie wollen ein fai¬ 
res Ergebnis, das beiden Seiten gerecht 
wird, eine Zweistaatenlösung in etwa 
in der Tradition des UN-Teilungsplans 
von 1947. Auch das war schon unge¬ 
recht und auch das stimmte noch nie. 
Im geostrategischen Kalkül des Impe¬ 
riums für die Beherrschung der Re¬ 
gion, die Zurückdrängung des Pan- 
arabismus wie des Sozialismus, spielt 
Israel eine ebenso zentrale Rolle wie 
Saudi-Arabien. Zumindest seit der 
Suezkrise, in welcher das britische 
Imperium den Offenbarungseid ab¬ 
legte, und spätestens seit dem Sechs¬ 
tagekrieg, als der vom Begründer des 
politischen Zionismus, Theodor Herzl, 
so betitelte „Vorposten der Kultur ge¬ 


gen die Barbaren“ sein militärisches 
Potential so eindrucksvoll demons¬ 
trieren konnte. 

Der Harvard-Ökonom Thomas 
Stauffer beziffert die Gesamtkos¬ 
ten der Israel-Unterstützung für die 


USA seit 1973 auf drei Billionen US- 
Dollar. Die PR-Figur des ehrlichen 
Maklers dient seit Camp David der 
Beruhigung und Vertröstung. Die Zi¬ 
onisten in Jerusalem hatten nie vor 
einen Palästinenserstaat zu akzeptie¬ 
ren. Ihre Kriege und die von der isra¬ 
elischen Armee geschützten Siedler 


schufen die Fakten. Für die Geostra- 
tegen in Washington ging das okay. 

Langfristig bringt die faktische 
Ein-Staaten-Lösung für die Zionisten 
aber das Problem, wie umgehen mit 
der schnell wachsenden palästinensi¬ 


schen Bevölkerung, welche die Juden 
zur Minderheit im eigenen Staat wer¬ 
den lässt? Zu den Großghettos auch 
noch die Apartheid? 

Die Frage ist: Warum diese Selbst¬ 
demaskierung jetzt? Nach dem ge¬ 
scheiterten Regime-Change in Syri¬ 
en richten sich die Bemühungen Wa¬ 


shingtons, Jerusalems und Riads auf 
die Errichtung einer breiten Front 
gegen den gemeinsamen schiitischen 
Erzfeind Iran. Der Luftkrieg und die 
Hungerblockade gegen die Bevölke¬ 
rung des Jemen sind da gewisserma¬ 
ßen der Auftakt. Dafür Akzeptanz 
zu finden dürfte nun nicht einfacher 
werden. 

Bleibt der Selbsterhaltungstrieb. 
Die Trump-Regierung steht weiter¬ 
hin unter massivem innenpolitischen 
Druck. Trump hatte der einflussrei¬ 
chen zionistischen Lobbyvereinigung 
(AIPAC) schon 2016 die Anerken¬ 
nung Jerusalems versprochen. Ob 
nun die Einlösung dieses Verspre¬ 
chens den intensiven Impeachment- 
Bemühungen tatsächlich die Spitze 
nimmt, ist eine andere Frage. Keine 
Frage ist die düstere Lage der palästi¬ 
nensischen Bevölkerung. Aber die war 
den imperialen Zynikern der Macht 
schon immer egal. „Das war es wert“, 
antwortete Madeleine Albright im 
CBS-Interview auf die Frage nach den 
500 000 Kindern im Irak, die aufgrund 
des Embargos starben. Und so denkt 
sie nicht allein. 

Klaus Wagener 


Die SDAJ auf dem 
LLL-Wochenende 2018 

Die SDAJ mobilisiert unter dem Mot¬ 
to „Kriegsursachen bekämpfen! “bun¬ 
desweit am 13. und 14. Januar zum 
Luxemburg-Liebknecht-Lenin Wo¬ 
chenende nach Berlin - zur Rosa-Lu- 
xemburg-Konferenz der Tageszeitung 
jungeWelt und zur Luxemburg-Lieb- 
knecht-Demonstration. Im Zentrum 
des Programms steht die Frage wie 
heute der Kampf gegen den Kapita¬ 
lismus aufgenommen werden kann. 
Dazu wird es Workshops geben. Ein 
Workshop beschäftigt sich mit der Si¬ 
tuation in den Schulen und wie sich 
dort Widerstand organisieren lässt. 
Ein weiterer Workshop beschäftigt 
sich mit der Diskussion um Arbeits¬ 
zeitverkürzung, die seit einiger Zeit in 
der Gewerkschaftsjugend wieder eine 
größere Rolle spielt. Darüber hinaus 
gibt es ein Argumentationstraining ge¬ 
gen Kriegspropaganda und das Soli¬ 
daritätsprojekt „Tamara Bunke“ lädt 
alle Kuba-Interessierten ein, das Pro¬ 
jekt näher kennenzulernen. Beim Ju¬ 
gendpodium werden Gewerkschafts¬ 
jugendliche, didf-Jugend und SDAJ 
gemeinsam darüber diskutieren, wie 
man die täglichen Auseinanderset¬ 
zungen stärker mit den allgemeineren 
politischen Fragen verbinden kann. 
Abends findet die revolutionäre Vor¬ 
abendparty statt. 

Bei der LL-Demonstration zum 
Friedhof der Sozialisten organisiert 
die SDAJ gemeinsam mit der didf-Ju¬ 
gend und weiteren Berliner Jugend¬ 
organisationen einen gemeinsamen 
Jugendblock. „Für uns ist diese De¬ 
monstration kein rückwärtsgewand¬ 
ter Trauermarsch der Ewiggestrigen“ 
so Lena Kreymann, stellv. Bundes¬ 
vorsitzende der SDAJ, „sondern das 
genaue Gegenteil. Der Ermordung 
von Karl und Rosa durch rechte Frei¬ 
korpsverbände und mit Unterstützung 
der SPD-Führung zu gedenken, heißt 
heute den Kampf aufzunehmen gegen 
Krieg und seine Ursache: den Kapi¬ 
talismus.“ 


In dieser Ausgabe wird die Debatte 
zum Leitantrag an den 22. Partei¬ 
tag der DKP fortgesetzt. 

Siehe die Seiten 17-20 


Weltweite Prosteste gegen Jerusalem-Entscheidung - 
Lage in Gaza eskaliert 

Neben dem besetzten Westjordanland gingen auch in Beirut und Jakarta 
Zehntausende auf die Straße, um gegen die Entscheidung Trumps zu pro¬ 
testieren. Auch in Europa fanden Demonstrationen statt. Währenddessen 
eskaliert die Lage im besetzten Gaza weiter, nachdem israelische Repressi¬ 
onskräfte neben Hartgummigeschossen, Tränengas und Wasserwerfern auch 
scharfe Munition einsetzten. Am Dienstag gab es bereits vier Tote und mehr 
als 500 Verletzte auf palästinensischer Seite. Seit der Nacht zum Samstag 
bombardiert Israel in Gaza auch angebliche Hamas-Stützpunkte aus der 
Luft, auch hierbei gab es mindestens zwei Tote. Nach israelischen Angaben 
waren zuvor drei Raketen aus den besetzten Gebieten abgefeuert worden, 
Menschen kamen dabei nicht zu Schaden. MD 


CDU und AfD im Wettstreit 

Reaktionäre Politik mit Tillich-Nachfolger in Sachsen 


Mit einem überraschend guten Ergeb¬ 
nis von 90 Prozent ist der sächsische 
CDU-Politiker Michael Kretschmer am 
vergangenen Wochenende zum neuen 
CDU-Landesvorsitzenden im Freistaat 
gewählt worden. Er folgt damit Stanis¬ 
law Tillich, dessen Amt als Ministerprä¬ 
sident er am Mittwoch, nach Redakti¬ 
onsschluss dieser Zeitung, ebenfalls 
übernehmen soll. Tillich hatte bereits 
im Oktober angekündigt, die Verant¬ 
wortung für das schlechte Ergebnis 
der CDU bei den vergangenen Bun¬ 
destagswahlen übernehmen und seine 
Ämter zur Verfügung stellen zu wollen. 
Bei den Wahlen war die völkisch-nati¬ 
onalistische AfD mit satten 27 Prozent 
der Wählerstimmen (plus 20,3 Pro¬ 


zentpunkte) erstmals stärkste Kraft im 
Freistaat geworden. Die CDU, die 15,8 
Prozentpunkte verlor, landete mit nur 
noch 26,9 Prozent auf Platz zwei. Die 
CDU, die seit der letzten Landtagswahl 
mit einer schwachen SPD die Staatsre¬ 
gierung stellt, verliert zunehmend an 
Machtoptionen. So könnten die Christ¬ 
demokraten bei den für 2019 anstehen¬ 
den Landtagswahlen in die Situation 
kommen, dass sie nur in Koalition mit 
der AfD oder - weniger vorstellbar - 
mit der Linkspartei noch eine mehr¬ 
heitsfähige Regierung bilden können. 

Rico Gebhardt, Vorsitzender der 
Linksfraktion im Sächsischen Landtag, 
warf Tillich vor, „vor schwierigen Pro¬ 
blemen regelmäßig die Flucht ergrif¬ 


fen“ zu haben. „Herr Kretschmer ist als 
CDU-Generalsekretär Wasserträger 
des Systems Tillich und steht für den 
Kampf um den puren Machterhalt der 
CDU“, monierte Gebhardt. Kretschmer 
habe bisher „keinen einzigen konkre¬ 
ten Satz dazu gesagt, wie er sich denn 
eine andere Politik für Sachsen vor¬ 
stellt“, sagte der Linkspartei-Politiker. 

Schwerwiegender dürfte hingegen 
die Kritik des ehemaligen sächsischen 
Ministerpräsidenten Kurt Bieden¬ 
kopf (CDU) wiegen, der Tillich vor 
der Ankündigung von dessen Rück¬ 
zug offen attackiert hatte. Plänen der 
sächsischen CDU, einen Rechtsruck 
anzustreben, erteilte der Altminister¬ 
präsident eine Absage. Mit Blick auf 


die bereits im Landtag vertretenen 
AfD-Politiker fragte er im Interview 
mit der „Zeit“, wie man „rechts von 
denen ankommen“ wolle? Dafür sei 
es jetzt zu spät, sagte Biedenkopf, was 
heißen mag, früher hätte die CDU das 
gekonnt. 

Tatsächlich steht mit Micha¬ 
el Kretschmer jedoch genau dieser 
Wettstreit zwischen CDU und AfD 
ins Haus. „Die CDU ist eine Partei, 
neben der es rechts nichts Demokra¬ 
tisches geben darf. Wir müssen alle 
integrieren. Das gefällt vielen Jour¬ 
nalisten nicht und der linken Opposi¬ 
tion erst recht nicht. Egal“, skizzierte 
Kretschmer schon 2015 seine politi¬ 
sche Marschrichtung. 


„Sachsen hat in der Außenwahr¬ 
nehmung selbst Bayern mittlerweile 
den Platz eins als reaktionärstes Bun¬ 
desland streitig gemacht. Wir haben 
ein enormes Problem mit Rassismus 
und einer starken rechten Szene. Die 
CDU hat die auf der Hand liegenden 
Probleme stets verharmlost, teils so¬ 
gar bestritten. Anstatt den Kampf mit 
Nazis und Rassisten aufzunehmen 
und die Sicherheit von Flüchtlingen 
und Antifaschisten zu gewährleisten, 
ist die sächsische CDU selbst immer 
mehr nach rechts gerückt“, kritisierte 
Susanne Schaper, Landtagsabgeord¬ 
nete der Partei Die Linke und deren 
Sozialpolitikerin. 

Markus Bernhardt 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Handelsvertrag 
zwischen Japan und EU 

Die EU und Japan haben sich auf 
ein umfassendes Freihandelsab¬ 
kommen geeinigt, teilten beide 
Seiten am vergangenen Freitag in 
Brüssel mit. Es soll noch vor der 
Europawahl 2019 in Kraft tre¬ 
ten. Die Einigung sei nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch stra¬ 
tegisch bedeutend, betonten der 
Präsident der EU-Kommission, 
Jean-Claude Juncker, und der ja¬ 
panische Ministerpräsident Shin- 
zo Abe in einer gemeinsamen Stel¬ 
lungnahme. Es zeige der restlichen 
Welt, dass sich die EU und Japan 
der „Versuchung des Protektio¬ 
nismus“ widersetzten. Der Ver¬ 
trag enthält keine Angaben zum 
sogenannten Investorenschutz, 
weil EU und Japan hier keine Ei¬ 
nigung erzielen konnten. Die Eu¬ 
ropäische Union und Japan ver¬ 
einen ungefähr ein Drittel der 
Wirtschaftsleistung der Welt auf¬ 
einander. Das Handelsvolumen 
zwischen beiden Seiten belief sich 
zuletzt auf 125 Mrd. Euro. 


Einigung auf Basel III 

Nach jahrelangen Verhandlungen 
haben sich die Zentralbanker und 
Aufseher der Europäischen Uni¬ 
on und der USA auf die Ausge¬ 
staltung der sogenannten Basel- 
III-Regeln geeinigt. Die Regeln 
legen fest, wie viel Kredit die Ban¬ 
ken relativ zu ihrem Eigenkapital 
vergeben dürfen. Nach der Finanz¬ 
krise 2007/08 waren sich Politik, 
Notenbanker und Aufseher einig, 
dass die Regeln deutlich verschärft 
werden müssen. Herausgekommen 
ist eine zarte Verschärfung. Die 
neuen Vereinbarungen sorgten für 
mehr Sicherheit, „ohne die Kapi¬ 
talanforderungen deutlich zu ver¬ 
größern“, sagte der Präsident der 
Europäischen Zentralbank (EZB), 
Mario Draghi, der dem Gremium 
der Chefs von Notenbanken und 
Aufsichtsbehörden vorsitzt. Für 
die Einführung des gesamten Re¬ 
gelwerkes bekommen die Banken 
viel Zeit: Ursprünglich sollte es ab 
2019 losgehen, jetzt soll die Über¬ 
arbeitung von „Basel III“ schritt¬ 
weise ab Januar 2022 greifen. 
Vollständig umgesetzt werden die 
Regeln erst nach fünf Jahren Über¬ 
gangsfrist ab 2027. 


Schnellbahnstrecke 
eröffnet langsam 

Nach der Eröffnung der neuen 
Bahn-Fernstrecke zwischen Berlin 
und München ist es zu einer Panne 
gekommen. Einer der beiden Son¬ 
derzüge blieb am Freitagabend auf 
dem Rückweg nach München eine 
knappe Stunde lang hegen. Grund 
für die Panne war nach ersten Er¬ 
kenntnissen eine technische Stö¬ 
rung am Fahrzeug. An Bord waren 
etwa 150 bis 200 Ehrengäste und 
Journalisten. 


Boombranche Rüstung 

2016 stieg der Umsatz der 100 
größten Rüstungsunternehmen 
mit Waffen und militärischen 
Dienstleistungen um 1,9 Prozent 
auf 374,8 Mrd. Dollar, wie das 
schwedische Friedensforschungs¬ 
institut Sipri berichtete. Mehr als 
zwei Drittel (217 Mrd. Dollar) der 
Rüstungseinnahmen gingen an 
amerikanische Unternehmen, die 
rund vier Prozent mehr verkauf¬ 
ten. Lockheed Martin ist unver¬ 
ändert der größte Kriegsgeräte- 
Hersteller der Welt. 2016 stand 
im Militärbereich des US-Un- 
ternehmens ein Umsatz von 40,8 
Mrd. Dollar in den Büchern, ein 
Plus von fast 4 Mrd. Dollar. Die 
größte deutsche Rüstungsürma 
ist Rheinmetall, die von Platz 30 
auf 26 steigt. Mit Umsätzen von 
3,3 Mrd. Dollar im Militärbereich, 
einem Plus von knapp 500 Mio. 
Dollar, machen Waffengüter 52 
Prozent des Gesamtgeschäfts von 
Rheinmetall aus. 


Rütteln an der Friedhofsruhe 

Einstieg in oder Ersatz für Arbeitszeitverkürzung? Tarifrunde Metall- und Elektroindustrie 2018 



700 Metallerinnen und Metaller nahmen am 16. November in Dortmund an der 
Kundgebung zu Beginn der ersten Tarifverhandlung teil. 


E rstmals seit 15 Jahren haben die 
regionalen Tarifkommissionen 
der IG Metall neben der Forde¬ 
rung nach 6 Prozent mehr Entgelt 
auch Forderungen zu den Arbeitszeit¬ 
regelungen in den Manteltarifverträ¬ 
gen aufgestellt: 

★ Alle IG Metall-Mitglieder sollen ei¬ 
nen Rechtsanspruch bekommen auf 
eine „Wahloption“für „kurze Vollzeit“: 
Verkürzung der individuellen regelmä¬ 
ßigen Wochen-Arbeitszeit auf bis zu 28 
Stunden für bis zu zwei Jahre, wobei die 
abgesenkten Stunden zu Freischichten 
oder längeren Freizeitblöcken gebün¬ 
delt („verblockt“) werden können; 

★ Wie bei Teilzeit bezahlen diese „kur¬ 
ze Vollzeit“ zunächst die Arbeitenden 
selbst durch entsprechenden Lohnver¬ 
lust - aber anders als im Teilzeit- und 
Befristungsgesetz soll es ein Rückkehr¬ 
recht auf Vollzeit geben; 

★ Für alle, welche diese „kurze Voll¬ 
zeit“ in Anspruch nehmen zur Betreu¬ 
ung von Kindern, zur Pflege von An¬ 
gehörigen oder zur Entlastung bei be¬ 
sonders belastenden Arbeitszeiten wie 
Schichtarbeit soll es zudem einen Teil- 
Entgeltausgleich geben - nicht einkom¬ 
mensabhängig, sondern als Festbetrag, 
um besonders die unteren Entgeltgrup¬ 
pen vor zu hohen Lohnverlusten durch 
die kürzere Arbeitszeit zu schützen. 

Zumindest der Vorsitzende der IG 
Metall verbindet diese Forderungen 
nicht mit der Perspektive einer weite¬ 
ren Arbeitszeitverkürzung für alle: „Es 
geht schon lange nicht mehr um die wei¬ 
tere kollektive wöchentliche Arbeits¬ 
zeitverkürzung. Stattdessen wollen wir 
den unterschiedlichen Lebenslagen der 
Menschen gerecht werden: Eltern haben 
andere Arbeitszeitansprüche als junge 
Leute, die gerade ausgelernt haben oder 


von der Hochschule kommen, oder Men¬ 
schen, die Angehörige pflegen. Ältere 
wollen flexible Übergänge in die Rente. 
Mehr Selbstbestimmung und Flexibilität 
für die Beschäftigten sind unser Ziel.“ 
Trotz dieser eher bescheidenen IG 
Metall-Position erklärt Gesamtmetall, 
die IG Metall habe mit der Kündigung 
der Manteltarifverträge die „Büchse 
der Pandora“ geöffnet. Die Forderung 
nach Teil-Entgeltausgleich für Kinder¬ 
erziehung oder Pflege kommentiert 
Gesamtmetall-Präsident Rainer Dul- 
ger: „Mehr Geld für Nichtstun wird es 
mit uns nicht geben.“ 

Schon in die erste Verhandlungsrun¬ 
de starteten die Unternehmerverbände 
mit massiven Gegenforderungen, was 


eher ungewöhnlich ist. Vor allem wol¬ 
len sie die Möglichkeit, in Einzelar¬ 
beitsverträgen längere Arbeitszeiten zu 
vereinbaren, heute begrenzt auf 18 Pro¬ 
zent der Belegschaft, auf alle Beschäf¬ 
tigten ausweiten - also faktisch nicht 
weniger als die Aufhebung der kollek¬ 
tivvertraglichen 35-Stunden-Woche 
durch die einzelvertragliche Hintertür. 

Die Dauer sachgrundloser Befris¬ 
tungen wollen sie per Tarifvertrag er¬ 
weitern. Als Krönung fordern sie ein 
„gemeinsames Zugehen auf den Ge¬ 
setzgeber mit dem Ziel einer Anpas¬ 
sung des Arbeitszeitgesetzes“, also 
Unterstützung der IG Metall für ihre 
Forderungen nach Kürzung der Ruhe¬ 
zeiten und danach, „dass die tägliche 
durch eine wöchentliche Maximalar¬ 
beitszeit ersetzt... wird“. 

Margareta Steinrücke (attac), Ko¬ 
ordinatorin der Initiative „Arbeits¬ 
zeitverkürzung jetzt“, sagte auf der Ar¬ 
beitszeitkonferenz der DKP, „durch die 
Forderungen der IG Metall“ habe das 
Thema 30-Stunden-Woche oder Kurze 
Vollzeit „neue Aktualität gewonnen“. 
Diese Einschätzung bestätigen auch 
meine Erfahrungen in Diskussionen 
der letzten Monate, sowohl unter den 
Vertrauensleuten im „eigenen“ Be¬ 
trieb als auch auf überregionalen IG 
Metall-Konferenzen. Das Thema „Ar¬ 
beitszeit“ rückt wieder auf die tarifliche 
Tagesordnung - das öffnet die Tür für 


Diskussionen um weitergehende For¬ 
derungen, besonders vor dem Hinter¬ 
grund der mit „Industrie 4.0“ und ande¬ 
ren Veränderungsprozessen z.B. in der 
Autoindustrie drohenden Arbeitsplatz¬ 
verluste. Hängt die aggressive Reaktion 
von Gesamtmetall vielleicht auch da¬ 
mit zusammen, dass ihnen diese „Ge¬ 
fahr“ klarer ist als manchen innerhalb 
der IG Metall? 

Steinrücke bewertete die IG-Me- 
tall-Forderungen auch als Ende einer 
langjährigen „relative(n) Friedhofsru¬ 
he in der Frage Arbeitszeitverkürzung“. 
Zu den Ursachen der „Friedhofsruhe“ 
gehört die Niederlage beim Versuch, 
2003 die Arbeitszeit in der ostdeut¬ 
schen Metall- und Elektroindustrie an 
die 35-Stunden-Woche im Westen an¬ 
zugleichen. 

Auch die sinkende Tarifbindung 
und das immer stärkere Auseinander¬ 
klaffen zwischen tariflicher und unter¬ 
tariflicher Arbeitswelt spielen eine Rol¬ 
le. Bürgerliche Leitartikler machen da¬ 
mit mobil gegen die IG Metall: „In der 
Pflege bauen Beschäftigte angesichts 
knapper Personalschlüssel Überstunde 
um Überstunde auf, zwei freie Wochen¬ 
enden im Monat sind da schon Luxus. 
Ihnen müssen die Forderungen der IG 
Metall Vorkommen wie aus einer an¬ 
deren Welt. Umso mehr, als die Metal¬ 
ler für die kürzeren Arbeitszeiten auch 
noch einen Teillohnausgleich durchset¬ 
zen wollen. Und das, obwohl die Bran¬ 
che hierzulande mit die kürzesten Ar¬ 
beitszeiten und höchsten Löhne und 
Gehälter aufweist. (Frank Specht im 
Handelsblatt , 14.11.2017)“ 

Solche Spaltungsmanöver zeigen, 
ebenso wie die Positionen von Ge- 
samtmetall: Auch wenn die Forderun¬ 
gen „bescheidener“ sind als 1984, wird 
doch, ähnlich wie 1984, für einen Er¬ 
folg der IG Metall mehr gesellschaftli¬ 
che Bewegung und Unterstützung not¬ 
wendig sein als in einem „normalen“ 
Tarifkonflikt. Bei aller Kritik an der 
Beschränktheit der Forderungen soll¬ 
te darum allen Linkskräften klar sein: 
Erfolg oder Misserfolg der IG Metall 
in der Tarifbewegung 2018 werden mit 
darüber entscheiden, ob in die gesell¬ 
schaftliche Diskussion um Arbeits¬ 
zeiten neue Bewegung hineinkommt 
oder ob wieder „Friedhofsruhe“ ein¬ 
kehrt. Achim Bigus 

Vorabdruck aus „Marxistische Blätter“ 
1/2018 


Die Tarifkommissionen und der Vorstand der IG Metall stützen sich auf Ergeb¬ 
nisse der bundesweiten Beschäftigtenbefragung in diesem Frühjahr berufen. 
680 000 Arbeitende aus allen von der IG Metall vertretenen Branchen nahmen 
teil, darunter 38,1 Prozent Nichtmitglieder. Einige Ergebnisse: 

★ Für 47,7 Prozent ist die 35-Stunden-Woche die „Wunscharbeitszeit“; 

★ Der Aussage „Es wäre gut, vorübergehend die Arbeit absenken zu können“ 
stimmen 82,3% zu oder eher zu; 

★ 57,1 % erklärten, sie würden gerne weniger arbeiten, könnten sich dies finan¬ 
ziell aber nicht leisten; 

★ 29 % der Teilzeitbeschäftigten (zu 81,1 % Frauen) würden gerne ihre Arbeits¬ 
zeit aufstocken, aber ihr Unternehmer lehnt dies ab; 

★ 90,1 % aller Befragten fänden für Teilzeitbeschäftigte ein gesetzliches Rück¬ 
kehrrecht auf Vollzeit wichtig oder eher wichtig; 

★ Arbeitende in Schichtarbeit (im Westen 30,2%, im Osten 56,1 %) waren deut¬ 
lich weniger zufrieden mit ihrer Arbeitszeit als solche ohne Schichtarbeit. 


Laschet, Kraft und Cromme 

NRW-Landesregierung brüskiert Betriebsrat von Thyssen-Krupp-Stahl 


Die Allianz zwischen dem Thyssen- 
Krupp-Konzern und der von CDU- 
Ministerpräsident Laschet geführten 
Landesregierung verheißt nichts Gutes. 
Die Richtung ist vorgegeben. Bereits 
im August war Laschet mit Konzern¬ 
chef Hiesinger zusammengetroffen. Es 
ging um die aktuelle Lage von Thyssen- 
Krupp. Gegenüber Belegschaft und 
Öffentlichkeit wurde Stillschweigen 
gewahrt. Laschets Wirtschaftsminister 
Andreas Pinkwart (FDP) war weniger 
zurückhaltend. Im Landtag sagte er: 
„Wir haben mit der möglichen Fusion 
mit Tata die Chance, mit einem starken 
Partner in Europa Zusammengehen zu 
können“. 

Weiteren Rückhalt erfährt Thys- 
sen-Krupp-Vorstandschef Heinrich 
Hiesinger vom ehemaligen Konzern- 
Aufsichtsratschef Gerhard Cromme zu 
Anfang Dezember: „Das jetzt geplan¬ 
te Bündnis der deutschen Stahlsparte 
mit dem indischen Wettbewerber Tata 
halte ich für goldrichtig“, und weiter, 
„man muss offen sein für Veränderun¬ 
gen, sonst bleibt man stehen und fällt 
irgendwann zurück.“ In diesem Zusam¬ 
menhang erinnerte er an den Kampf 
um das Stahlwerk in Rheinhausen vor 
30 Jahren. Damals machte er sich als 
Jobkiller einen Namen. Das Werk wur¬ 
de auf sein Betreiben stillgelegt; 5 300 


Stahlarbeiter und 700 Lehrlinge ver¬ 
loren ihre Arbeit. In folgenden Jahren 
drückte er die Fusion mit Hoesch durch 
und schließlich dann den Zusammen¬ 
schluss mit Thyssen. Wiederum fielen 
Tausende Arbeitsplätze der ungezügel¬ 
ten Profitsucht anheim. 

Als Vorsitzender des Siemens-Auf- 
sichtsrats zeigt sich Cromme auch hier 
als rigoroser Arbeitsplatzvernichter. 
Obgleich der Konzern sechs Milliar¬ 
den Euro Gewinn erzielt, verteidigt er 
vehement die geplanten Einschnitte in 
der Kraftwerkssparte (vorwiegend Tur¬ 
binenbau), von denen auch das Werk in 
Mülheim betroffen ist. Rund 7 000 Ar¬ 
beitsplätze stehen insgesamt auf dem 
Spiel. 

Ob Hiesinger oder Cromme - glei¬ 
che Brüder gleiche Kappen. Alles was 
zählt, sind Höchstprofite. Solidarisches 
Miteinander der Stahlkocher und Sie¬ 
mensarbeiter im Kampf gegen Unter¬ 
nehmerwillkür wäre dringend gebo¬ 
ten. NRW-Landesregierungen haben 
zu keiner Zeit konsequent Stellung 
bezogen gegen die massenhafte Ver¬ 
nichtung von Arbeitsplätzen, geschwei¬ 
ge denn Maßnahmen gegen den Kahl¬ 
schlag ergriffen. Weder bei Krupp in 
Rheinhausen, noch in folgenden Jah¬ 
ren bei Hoesch in Dortmund oder ak¬ 
tuell bei Thyssen-Stahl in Duisburg 


oder anderswo. Ministerpräsident La¬ 
schets Vorgängerin Hannelore Kraft 
(SPD) hielt es nicht einmal für ange¬ 
messen, an der Großdemo mit 7500 
Stahlkochern am 3. Mai dieses Jahres 
vor dem Thyssen-Werk in Duisburg- 
Süd teilzunehmen. Die Konzernchefs 
würdigen ihr Wohlverhalten gegenüber 
Großunternehmen mit lukrativen Pos¬ 
ten: Die frühere Ministerpräsidentin 
Nordrhein-Westfalens und einstige 
Unternehmensberaterin, ist für einen 
Sitz im Aufsichtsrat des Steinkohlekon¬ 
zerns RAG, der ehemaligen Ruhrkohle 
vorgesehen. 

Das Zusammenspiel von Politik 
und Unternehmertum hat die Empö¬ 
rung und Kampfbereitschaft bei Thys¬ 
sen-Krupp-Stahl verstärkt. Betriebsrat 
und Stahlarbeiter sind das seit mehr als 
18 Monaten dauernde Hinhaltemanö- 
ver des Konzernchefs Heinrich Hiesin¬ 
ger endgültig leid. Sie sind wütend, weil 
der Konzernvorstand auf ihre Forde¬ 
rungen im Zusammenhang mit der ge¬ 
planten Stahlfusion mit dem indischen 
Multiunternehmen Tata nicht reagiert 
hat. Unter ihren zehn Forderungen 
zählt zu den wichtigsten die nach ei¬ 
ner Standortgarantie von mindestens 
zehn Jahren. Bis spätestens 22. Dezem¬ 
ber gegen Mitternacht verlangt der Be¬ 
triebsrat ein Angebot, wie die wesent¬ 


lichen Forderungen der Stahlarbeiter 
für einen Zusammenschluss mit Tata 
tarifvertraglich abgesichert werden 
sollen. Über ein erstes Angebot sei¬ 
tens der Konzernleitung soll zu Beginn 
dieser Woche verhandelt werden. Der 
Argwohn gegenüber den bisherigen 
Zugeständnissen überwiegt. Dennoch 
gibt es Bereitschaft für Verhandlungen. 
Hierzu sagte der Vorsitzende der IGM- 
NRW Knut Giesler: „Es geht jetzt um 
eine Lösung für die Menschen. Wenn 
die Arbeitgeberseite sich jetzt bewegen 
will, ist das ein Signal, das wir aufneh¬ 
men“. 

Die Mitglieder der IG Metall stim¬ 
men im Januar darüber ab, ob sie das 
Konzernangebot billigen oder nicht. 
In dreizehn Standorten von Thyssen- 
Krupp-Stahl wird darüber entschie¬ 
den. Das zwischen den Betriebsräten 
vereinbarte Verfahren sieht vor, dass 
jeder einzelne Standort zustimmen 
muss. Auf Grund satter Gewinne er¬ 
klärte Gesamtbetriebsratsvorsitzen¬ 
der Günter Back „Das Geschäftsjahr 
hat bewiesen, dass wir auch ohne Tata 
können.“ Im Betriebsrat wird stark be¬ 
zweifelt, dass dem Zusammenschluss 
zugestimmt wird. Nach seiner Einschät¬ 
zung würde sich zurzeit keine Mehrheit 
dafür ergeben. 

Willi Hendricks 
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Stopp Union Busting 

Widerstand am Frankfurter Flughafen 



D ie aktion./.arbeitsunrecht hat 
letzte Woche aufgerufen, am 
Frankfurter Flughafen gegen 
Union Busting und für faire Arbeits¬ 
bedingungen und demokratische Ver¬ 
hältnisse zu demonstrieren. Darüber 
sprachen wir mit Elmar Wigand. 

UZ: Was war der Hintergrund dieser 
Aktion? 

Elmar Wigand: Wir begleiten den Be¬ 
triebsrat der Security-Firma I-SEC, der 
am Frankfurter Flughafen von massi¬ 
ver Betriebsratsbehinderung und Zer- 
mürbungstaktiken betroffen ist. Den 
Betriebsräten ist unter fadenscheinigen 
Vorwänden gekündigt worden und ih¬ 
nen ist Hausverbot auferlegt worden. 

Unsere Strategie ist es nun, über die 
Arbeitsgerichtsprozesse zu berichten, 
die Staatsanwaltschaft unter Druck zu 
setzen, damit sie endlich konsequent 
ermittelt. Es ist ein großer Skandal in 
Deutschland, dass die Ermittlungsbe¬ 
hörden nichts unternehmen, die Be¬ 
triebsräte zu schützen. 

Gleichzeitig wollen wir für Auf¬ 
merksamkeit zu sorgen. Nicht nur im 
Gericht und vor dem Gericht, sondern 
auch an Orten, wo ansonsten Öffent¬ 
lichkeit hergestellt werden kann. Das 
war am vergangenen Mittwoch eine 
Mitarbeiterversammlung, die vom eins¬ 
tigen Management parallel zum Pro¬ 
zess einberufen wurde. In zwei Schich¬ 
ten sollte die gesamte Belegschaft ein¬ 
genordet werden. Das Management ist 
zum Teil aus Amsterdam angereist. 

Aufgrund unserer Proteste ist die¬ 
se Mitarbeiterversammlung abgesagt 
worden. Auch der Gerichtstermin ist 
wieder verschoben worden. Auch das 



Elmar Wigand ist Vorstandsmitglied 
der aktion./.arbeitsunrecht. Er 


erforscht Unionbusting und Gewerk¬ 
schafts- und Betriebsratsbekämpfung 
in Deutschland. 

gehört zur Zermürbungstaktik des An¬ 
walts Helmut Naujoks, um das Ganze 
in die Länge zu ziehen. 

UZ: Wie war die Beteiligung an der Ak¬ 
tion und wer hat mitgemacht? 

Elmar Wigand: Wir waren zehn bis 
zwölf Leute. Unser Motto ist „Langsam 
anfangen und stetig steigern“. Die Zu¬ 
sammensetzung war allerdings sehr in¬ 
teressant. Es waren, neben zwei betrof¬ 
fenen Betriebsratsmitgliedern Mario S. 
und Erhan C., noch ein Betriebsrats- 
mitglied der Firma Travelex, die eben¬ 
falls unter denselben Methoden leiden, 
und es kam noch ein weiterer Naujoks- 
Geschädigter aus Rheinland-Pfalz hin¬ 
zu, der sogar eine längere Zugreise in 
Kauf genommen hatte, und dann einige 
Gewerkschafter und Unterstützer der 
aktion./.arbeitsunrecht. Hinzu kamen 
der Landesfachbereichsleiter von ver. 
di und jemand von der Industriege¬ 
werkschaft Luftverkehr, die sich um 
UFO herum gruppiert. 

UZ: Du hast den Namen gerade ge¬ 
nannt: Der Unternehmeranwalt Hel¬ 
mut Naujoks ist derzeit am Frankfur¬ 
ter Flughafen gleich für zwei Firmen 
tätig, eben den Security- Dienstleister 
FSEC und den Wechselstubenbetreiber 
Travelex. Ihr werft ihm Zermürbung der 
Betriebsräte durch juristische Nachstel¬ 
lung vor sowie Einschüchterung, Auf¬ 


hetzung und Spaltung der Belegschaft. 
Du hast ja gerade schon ein Beispiel 
genannt. Wie muss man sich das vor¬ 
stellen? 

Elmar Wigand: Helmut Naujoks geht 
mit großer krimineller Energie vor. Er 
hat da auch ein gewisses Talent, Kün¬ 
digungsgründe und Abmahnungsgrün¬ 
de zu konstruieren. Diese schießt er 
dann in schneller Folge ab. Also es ist 
im Grunde eine Art juristisches Trom¬ 
melfeuer. Wir sprechen auch von Nach¬ 
stellungen, also Stalking, das seit 2007 
ein Straftatbestand ist (§238 StGB). 
Fertigmacher wie Naujoks setzen ih¬ 
rer Phantasie keine Grenzen, da kann 
alles Mögliche erfunden werden, von 
Diebstahl über was weiß ich was. Das 
ist breit gefächert. Es lohnt auch nicht, 
im Einzelnen darauf einzugehen, weil 
die meisten dieser Vorwürfe unsubstan¬ 
tiiert, üngiert und böswillig konstruiert 
sind. Die sind auch nicht darauf ausge¬ 
legt, vor Gericht durchzukommen. Es 
geht um Zermürbung. Es lässt die we¬ 
nigsten unbescholtenen Bürger und Be¬ 
schäftigten kalt, wenn sie von Anwälten 
mit meterdicken Schriftsätzen überzo¬ 
gen werden. Das verursacht enormen 
Stress. Man muss ja darauf antworten. 
Häufig sind selbst Gewerkschaftssekre¬ 
täre und Anwälte davon noch schwer 
beeindruckt, was mich ehrlich gesagt 
im Jahr 2017 ein bisschen wundert, weil 
diese Methode mittlerweile seit zehn 
Jahren bekannt ist. Nicht zuletzt auch 
durch meine Publikationen in Koope¬ 
ration mit Werner Rügemer und durch 
unseren Blog arbeitsunrecht.de. Heute 
müsste meines Erachtens kein Anlass 
mehr bestehen, sich von der Methode 
Naujoks allzu sehr einschüchtern zu 
lassen. Die größte Schwierigkeit ist es 
aus der Defensive zu kommen, bei den 
ganzen Vorwürfen, die da auf einen ein¬ 
prasseln. Gerade für Leute, die zum ers¬ 
ten Mal damit zu tun haben. 

UZ: Welche Hintergründe vermutet ihr 
für das Einschalten durch die Unterneh¬ 
men? 

Elmar Wigand: Professionelles Uni¬ 
on Busting in Deutschland wird nicht 
nur von Helmut Naujoks betrieben. Es 
stellen sich hier gleich zwei Fragen. Die 
eine ist, warum - was hat man gegen 
den Betriebsrat und gegen Gewerk¬ 
schaft im Betrieb? Und die zweite Fra¬ 
ge wäre dann noch: Warum muss ausge¬ 
rechnet im Jahre 2017 dieser verschrie¬ 
ne Hardliner engagiert werden? 

Also zur ersten Frage, da geht es halt 
um Profit und um die maximale Flexi¬ 
bilität der Arbeitnehmer. Meistens ste¬ 
cken handfeste Interessen dahinter, 
manchmal auch Skandale. I-SEC ver¬ 
sucht mit 1 400 Beschäftigten die Flug¬ 
sicherheit am Frankfurter Flughafen zu 
gewährleisten. Am größten Flughafen 
Europas. Das sind die Leute, die Taschen 
und Passagiere kontrollieren, um sicher¬ 
zustellen, dass da nichts geschmuggelt 
wird oder keine terroristischen Mate¬ 
rialien usw. eingeschleust werden. Das 
Ganze geschieht mit absolutem Perso¬ 
nalmangel. Der Betriebsrat schätzt, dass 
150 Leute zu wenig da sind, was syste¬ 
matisch mit Überstunden und mit dem 
Verzicht auf Pausenzeiten ausgebügelt 


wird, was am Ende die Flugsicherheit 
erheblich beeinträchtigt. Es würde halt 
schlichtweg Geld kosten, mehr Leute 
einzustellen. Und das ist wahrscheinlich 
schon das ganze Geheimnis, warum der 
Betriebsrat, der sich jetzt um die korrek¬ 
ten Arbeitszeiten kümmert, so unter Be¬ 
schuss kommt. Möglicherweise hat sich 
I-SEC bei der Ausschreibung für den 
Frankfurter Flughafen verhoben. Viel¬ 
leicht wollen sie das Ganze jetzt irgend¬ 
wann stoppen und der Betriebsrat stört 
dabei. Ohne Betriebsrat gibt es z.B. kei¬ 
nen Sozialplan. Das können wir bislang 
nur spekulieren. 

UZ: Nomalerweise zucken beim Thema 
Innere Sicherheit alle zusammen. Da 
müsste ja eigentlich auch das Innenmi¬ 
nisterium aktiv werden, wenn da offen¬ 
sichtlich die Sicherheit am Frankfurter 
Flughafen gefährdet wird. Reagiert der 
Innenminister, das Innenministerium da 
in irgendeiner Form? 

Elmar Wigand: Jetzt ist Innenminister 
Thomas de Maiziere gefragt, der sich ja 
immer als harten Hund, als Law-and- 
Order-Mann darstellt. Die Bundespo- 
lizei verscherbelt hier hoheitliche Auf¬ 
träge niedrigstbietend an die Leute, 
die vermutlich nicht das beste, sondern 
wahrscheinlich das billigste Angebot 
abgeben. Die Bundespolizei hat tat¬ 
sächlich genaueste Kenntnis über die 
Zustände an den Terminals, weil immer 
einzelne Beamte mit Schusswaffen vor 
Ort sind und auch in den Kontrollräu- 
men Beamte der Bundespolizei hinter 
den I-SEC-Leuten an den Monitoren 
sitzen. Das heißt, es kann ausgeschlos¬ 
sen werden, dass die Bundespolizei 
keine Kenntnisse von den untragba¬ 
ren Zuständen hat. Dennoch passiert 
nichts. Mir drängt sich der Verdacht auf, 
dass die Gefährdung der Luftsicherheit 
fahrlässig in Kauf genommen wird. 

UZ: Was läuft auf der juristischen Seite? 

Elmar Wigand: Es ist so, dass die 
Staatsanwaltschaft Ermittlungen auf¬ 
genommen hat wegen Behinderung 
der Betriebsratsarbeit nach § 119 Be¬ 
triebsverfassungsgesetz, und im Fall I- 
SEC ermittelt. Vermutlich gegen das 
Management. Ich würde befürworten, 
wenn auch Helmut Naujoks wegen An¬ 
stiftung zu Straftaten unter Anklage 
genommen würde. Ich würde sogar be¬ 
fürworten, dass er hinter Gitter kommt. 
Wie weit die Ermittlungen der zustän¬ 
digen Staatsanwältin Stefanie Quei- 
ßer gediehen sind, weiß ich nicht, aber 
dass die Staatsanwaltschaft offiziell ei¬ 
nen Anfangs verdacht bejaht, ist schon 
mal ein großer Erfolg. Zumeist wer¬ 
den diese Anzeigen nach § 119 man¬ 
gels öffentlichen Interesses eingestellt. 
Fast nie führten sie bislang zu konkre¬ 
ten Ermittlungen, geschweige denn zu 
Hausdurchsuchungen oder gar Verur¬ 
teilungen, meist noch nicht mal zur Er¬ 
öffnung von Verfahren. Deshalb ist die 
Ermittlung in Frankfurt schon ein wich¬ 
tiger Schritt nach vorne, den wir auch 
unserer eigenen beharrlichen Wühlar¬ 
beit zuschreiben. Wir hoffen, dass Frau 
Queißer mutig dran bleibt und Figuren 
wie Naujoks das Handwerk legt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok für die UZ 


Lars Mörking zum Mindestlohn 


Wer nicht zahlt wird enteignet 


6,7 Millionen Erwerbstätige verdien¬ 
ten im letzten Jahr unter 8,50 Euro 
pro Stunde, wenn die reale Arbeitszeit 
zugrunde gelegt wird - das stellt das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW Berlin) in seiner aktuel¬ 
len Studie fest. 1,8 Millionen von ihnen 
hätten einen gesetzlichen Anspruch 
auf den Mindestlohn gehabt. Doch die 
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit ent¬ 
spricht häufig nicht der tatsächlichen. 
Dazu kommen alle möglichen und un¬ 
möglichen Tricks, die die Unternehmer 
sich ausdenken, um keine 8,50 Euro 
(seit 2017 8,84 Euro) zahlen zu müs¬ 
sen. Neben unbezahlten Überstunden 
werden z.B. Kosten für Arbeitsmateri- 
alien auf die Beschäftigten abgewälzt 
oder einfach der Druck erhöht: Schaff 
das Gleiche in kürzerer Zeit, dann hast 
du deinen Mindestlohn. 

Besonders betroffen von dem Ver¬ 
such der Unternehmen, den Mindest¬ 
lohn zu unterlaufen, sind Mini-Jobber, 
Beschäftigte in kleinen Firmen und 
Kolleginnen und Kollegen ohne deut¬ 
schen Pass. Generell werden Frauen 
eher von Unternehmen um den Min¬ 
destlohn betrogen als Männer und Be¬ 
schäftigte im Osten eher als im Wes¬ 
ten. Wird die tatsächliche Arbeitszeit 
berücksichtigt, verdienen 13 Prozent al¬ 
ler Frauen, denen der Mindestlohn zu¬ 


steht, weniger - bei den Männern sind 
es sechs Prozent. Sogenannte geringfü¬ 
gig Beschäftigte werden zu 43 Prozent 
gesetzeswidrig niedrig entlohnt. 

Soviel zum Ausmaß krimineller 
Energie, den die Kapitalseite an den 
Tag legt. Aber das Problem sind nicht 
nur die massiven Verstöße gegen den 
gesetzlichen Mindestlohn. Der Gel¬ 
tungsbereich des Gesetzlichen Min¬ 
destlohns muss dringend ausgeweitet 
werden. Es ist egal, ob es sich um soge¬ 
nannte ungelernte Arbeitskräfte, Aus¬ 
zubildende oder Scheinselbstständige 
handelt: Ein Mindestlohn ergibt nur 
dann Sinn, wenn alle ihn mindestens 
bekommen - er muss für alle gelten. 
Und da 8,84 Euro vorne und hinten 
nicht reichen - jetzt nicht und schon gar 
nicht für die Rente - fordert die DKP 
eine sofortige Erhöhung auf 12 Euro. 

Großkonzerne und auch öffentliche 
Arbeitgeber dürfen sich dem nicht ent¬ 
ziehen können, in dem sie z.B. Aufträge 
an Firmen vergeben, die den Mindest¬ 
lohn umgehen. In diesem Fall heißt es 
dann häufig: Wir wussten von nichts. 
Aber auch vorgetäuschte Unwissenheit 
schützt nicht vor Strafe. Wenn das deut¬ 
sche Kapital ständig in Konflikt mit gel¬ 
tenden Gesetzen gerät, dann können 
wir nur sagen: Wer nicht einmal das 
Mindeste zahlt, der gehört enteignet. 


Klassenkampf 
in der Klinik 

Sondierungen in Düsseldorf gescheitert 


Am vergangenen Freitag hat die Ver¬ 
einte Dienstleistungsgewerkschaft ver. 
di die stattgefundenen Sondierungsge¬ 
spräche zu den Tarifkonflikten an der 
Universitätsklinik Düsseldorf nach 60 
Minuten für gescheitert erklärt. 

„Nachdem wir vom Vorstand des 
Universitätsklinikums zu Sondierungs¬ 
gesprächen „zur aktuellen Situation“ 
eingeladen wurden, war die Erwartung 
natürlich, dass die Forderungen nach 
mehr Personal und gerechter Bezah¬ 
lung für die Beschäftigten der Toch¬ 
tergesellschaften die Themen der Son¬ 
dierung sind“, erklärt Jan von Hagen, 
ver.di-Verhandlungsführer für die Ta¬ 
rifauseinandersetzung an der Uniklinik 
Düsseldorf. „Dass der Vorstand schon 
in den ersten Minuten des Gesprächs 
erklärt hat, dass weder ein Tarifvertrag 
für die Tochtergesellschaften noch die 
Forderung nach Entlastung durch Fest¬ 
legung von ausreichend Personal in der 
Klinik Thema der Sondierung sein soll¬ 
te, können die Beschäftigten nur als 
Verhöhnung empfinden.“ 

Auch die weiteren Forderungen 
nach Sicherstellung der Ausbildungs- 
qualität und Festlegung von Maßnah¬ 
men, die die Beschäftigten entlasten, 
wenn nicht ausreichend Personal vor¬ 
handen ist, wurden als Sondierungsge¬ 
genstand ausgeschlossen. 

„Die Forderung der Beschäftigten 
nach mehr Personal und gerechter Be¬ 
zahlung für die Beschäftigten der Toch¬ 
tergesellschaften sind gerechtfertigt“ 
heißt es in einer Erklärung der DKP. 
Das „Entlastungskonzept“ des Unikli- 
nikum-Vorstands zeige nur wieder ein¬ 
mal, dass es keine gemeinsamen Inte¬ 
ressen zwischen Arbeitnehmer“ und 
-“geber“ gibt. Tarifkämpfe sind Klas¬ 
senkämpfe. Die Interessen der Be¬ 
schäftigten können nur die Beschäftig¬ 
ten selber gemeinsam, gegen die Inte¬ 
ressen der Arbeitgeber“, durchsetzen. 

Gespräche in Essen 

Anderswo entwickelten sich die Aus¬ 
einandersetzungen der Beschäftigten 
im Pflegebereich für einen Tarifvertrag 
Entlastung in den Krankenhäusern in 
den vergangenen Tagen weiter. 

Nach Aktionen der Belegschaft hat 
der Vorstand des Uniklinikums Essen 
zugestimmt, Gespräche über die Forde¬ 
rungen nach mehr Personal zu führen. 
Auf einer ver.di-Mitglieder-Versamm¬ 
lung am Uniklinikum Essen wurden 


dreizehn Tarifkommissionsmitglieder 
gewählt, die die Forderungen der Be¬ 
schäftigten in diesen Gesprächen ver¬ 
treten sollen. Unter ihnen sind Kol¬ 
leginnen und Kollegen aus dem Pfle¬ 
gedienst, der Serviceassistenz, dem 
Krankentransport, dem Reinigungs¬ 
dienst, der Sterilisation, der Röntgen¬ 
abteilung, der Betriebskindertagesstät¬ 
te und der Azubis. 

Diese Kolleginnen und Kollegen 
werden im Januar in ihren Bereichen 
Versammlungen durchzuführen. Hier¬ 
bei geht es nicht nur um die Pflegebe¬ 
reiche, sondern auch um alle anderen 
Bereiche, in denen Belastung ein gro¬ 
ßes Thema aus Sicht der Beschäftigten 
ist. 

An diesen Versammlungen, die in 
der Arbeitszeit stattfinden, können alle 
dort Beschäftigten teilnehmen und ge¬ 
meinsam besprechen, wie viel Personal 
und welche weiteren Entlastungsmaß¬ 
nahmen sie fordern, teilte ver.di in ei¬ 
nem Infoblatt für die Beschäftigten mit. 

Warnstreiks in BaWü 

In der vergangen Woche wurde die ers¬ 
te Verhandlungsrunde zwischen ver.di 
und den vier Unikliniken in Baden- 
Württemberg zu Personal-Mindestbe- 
setzungen und einem Konsequenzen¬ 
management ohne Ergebnis beendet. 
Der gemeinsame Arbeitgeberverband 
der Kliniken war nach Darstellung von 
ver.di nicht bereit, eine verbindliche 
Zusage über Verhandlungen zu Min¬ 
destpersonalbesetzungen, auf den Sta¬ 
tionen, OPs und Funktionsdiensten, zu 
geben. Daher rief die Gewerkschaft 
am vergangenen Mittwoch in Tübin¬ 
gen und Donnerstag in Freiburg (nach 
Redaktionsschluss dieser UZ) zu ers¬ 
ten Warnstreiks an den Unikliniken 
auf. In Abstimmung mit den in der 
Tarifbewegung aktiven Mitgliedern 
in den Unikliniken hat ver.di entschie¬ 
den, der „durchschaubaren Verzöge¬ 
rungstaktik“ mit einer erheblichen 
Steigerung des Drucks zu begegnen. 
Das „Angebot“ der Arbeitgeber hät¬ 
te hundert zusätzliche Stellen für alle 
vier Standorte bedeutet. Für einzelne 
Stationen heruntergebrochen ergibt 
sich damit praktisch überall keinerlei 
messbare Verbesserung der dramati¬ 
schen Personalsituation. Die Verhand¬ 
lungen sollen am 18. Dezember fortge¬ 
setzt werden. 

WSK/ver.di 
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SPD übernimmt „Verantwortung“ 

Die Gespräche über eine mögliche gemeinsame Regierung beginnen 



Mindestens zerzaust, wenn nicht bereits für die Tonne 


K ommt es doch zu einer Neu¬ 
auflage der Großen Koalition? 
Nach wie vor ist das in der SPD 
umstritten. Denn vielen in der Partei 
ist klar, dass eine weitere Große Koa¬ 
lition die Sozialdemokraten noch tie¬ 
fer in die Krise führen wird. Vor dem 
SPD-Parteitag in der vorigen Woche 
hörte man selbst aus dem rechten 
Seeheimer Kreis der Partei keine lau¬ 
te Forderung sich an Verhandlungen 
über eine Fortsetzung der Koalition 
mit den Unionsparteien zu beteili¬ 
gen, aber man müsse „kompromiss¬ 
fähig“ sein und mit der Union reden. 
„Spätestens das Scheitern der Son¬ 
dierungsverhandlungen für eine Ja¬ 
maikakoalition hat gezeigt, dass wir 
bei aller Beschäftigung mit uns selbst 
nicht in eine Oppositionsromantik 
verfallen dürfen? hieß es in einem vor 
dem Parteitag vorgelegten 21-Thesen- 
Papier der Seeheimer. 

Mittlerweile ist das Geschichte. 
Auf dem SPD-Parteitag in Berlin (7. 
bis 9. Dezember) wurde bereits am 
ersten Tag über diesen, derzeit größ¬ 
ten Streitpunkt in der Partei disku¬ 
tiert. Doch der Parteivorsitzende 
Martin Schulz hatte eingangs in ei¬ 
ner kämpferischen Grundsatzrede 
nicht nur die Verantwortung für das 
schlechte Ergebnis der Partei bei den 
Bundestagswahlen übernommen, ein 
sozialeres Europa, soziale Gerech¬ 
tigkeit im eigenen Land, armutsfeste 
Renten, den Kampf gegen Massen¬ 
entlassungen usw. gefordert sowie die 
Erneuerung der SPD beschworen. Er 
warb in dieser Rede vor allem darum, 
mit Blick auf eine neue Bundesregie¬ 
rung - trotz aller Skepsis und Ableh¬ 
nung in der Partei -, „Verantwortung 
wahrzunehmen“ und „ergebnisoffe¬ 
ne Gespräche“ mit den Unionspar¬ 
teien zu führen. Dafür erhielt er auf 
dem Parteitag nach kontroverser fünf¬ 
stündiger Debatte die Mehrheit der 
Stimmen. Der Antrag der Jusos, eine 
erneute Koalition mit den Unionspar¬ 
teien abzulehnen, fiel durch. Andrea 
Nahles, die noch vor Kurzem für eine 
SPD in der Opposition stand, freute 
sich, dass die Unionsparteien nach 
dem Scheitern der Jamaika-Verhand¬ 
lungen nun wieder auf die SPD ange¬ 
wiesen seien, um eine Regierung zu 
bilden. „Es gibt doch kein Naturge¬ 
setz: Opposition gleich starke SPD. 


Und Regierungsbeteiligung gleich 
schwache SPD.“ Sie kündigte eine 
„eisenharte“ Verhandlungspolitik in 
den Gesprächen mit der Union an. 
„Wir schenken denen nichts. Bätschi, 
das wird teuer.“ Auch Parteivize Olaf 
Scholz verteidigte die Entscheidung, 
Gespräche mit der Union zu führen: 
„Wir können uns nicht einfach da¬ 
vonstehlen, damit machen wir es uns 
zu einfach.“ Die Aufgabe sei, die neue 
Lage zu bewerten und alle Alternati¬ 
ven auszuloten. 

Ein erstes „ergebnisoffenes“ Ge¬ 
spräch der SPD mit den Unionspar¬ 
teien soll nun am Mittwoch dieser 
Woche stattfinden. Am Freitag ent¬ 
scheidet der SPD-Parteivorstand ob 
es zu förmlichen Sondierungsgesprä¬ 
chen kommt. Vielleicht folgt dann 
vor Weihnachten noch ein Treffen. 
Ob aber den ersten Gesprächen und 
möglichen Sondierungstreffen Ver¬ 
handlungen über eine neue Große 
Koalition folgen, soll im Januar ein 
Sonderparteitag - und nicht wie vor¬ 
her vorgesehen ein Parteikonvent, 
auf dem neben den nur 200 Delegier¬ 
ten aus allen Landesverbänden auch 
alle 35 Vorstandsmitglieder mit ab¬ 
stimmen könnten, - entscheiden. Der 
Vorstand hatte dazu auf dem SPD- 
Parteitag in der vorigen Woche einen 
Antrag des Landesverbandes Nord¬ 
rhein-Westfalen akzeptiert. Noch 
hört man aus der Partei, viele andere 
Wege - von einer „Kooperationskoali¬ 
tion“, d.h. einer Koalition, bei dem nur 
bestimmte Kernprojekte im Koaliti¬ 
onsvertrag verankert werden und an¬ 
dere bewusst offen bleiben, damit sie 
im Bundestag diskutiert und ausver¬ 
handelt werden können, über die To¬ 
lerierung einer Minderheitsregierung 
bis zu Neuwahlen - seien möglich. 
Aber sind die Weichen nicht schon 
gestellt? Und wird es wirklich eine 
„eisenharte Verhandlungspolitik“ der 
SPD-Vertreter in den Gesprächen mit 
der Union geben? 

Olaf Scholz rief vor dem ersten 
Gespräch mit den Unionsparteien 
am Mittwoch alle Beteiligten zur Zu¬ 
rückhaltung auf. „Es wäre nicht klug, 
in dieser Phase rote Linien zu ziehen 
oder Punkte für unverhandelbar zu 
erklären.“ Daran seien die Jamaika- 
Verhandlungen gescheitert. „Deshalb 
tut die Sozialdemokratische Partei 


das nicht, und - wenn ich das richtig 
sehe - tun das auch die Verantwort¬ 
lichen in der Union nicht.“ Johannes 
Kahrs, der Sprecher des Seeheimer 
Kreises der SPD, erklärte am Diens¬ 
tag der „Passauer Neuen Presse“, ohne 
gemeinsame Schwerpunkte werde es 
keine neue Zusammenarbeit mit der 
Union geben. „Zentral wird sein, dass 
man gemeinsame Projekte für eine 
Kooperation, eine Minderheitsregie¬ 
rung oder eben doch eine schwarz-ro¬ 
te Regierung findet. Notwendig wären 
Ziele mit Strahlkraft, die uns weiter¬ 
tragen, auch wenn es einmal schwierig 
wird.“ Daran habe es bei den Jamai¬ 
ka-Gesprächen völlig gefehlt. Für die 
SPD stehe die Stärkung der EU ganz 
weit vorne. Beide sind sich nicht nur 
da mit Kanzlerin Angela Merkel einig, 
die am Montag vor der Presse erklärt 
hatte, sie sehe auch „Schnittmengen“ 
zwischen den Unionsparteien und 


den Sozialdemokraten. Keine Über¬ 
einstimmung dürfte es nach wie vor 
vor allem in Bezug auf eine „Ober¬ 
grenze“ sowie den Familiennachzug 
für Flüchtlinge mit eingeschränktem 
Schutzstatus geben. 

Die SPD wird viele ihrer aktuel¬ 
len Forderungen aufgeben müssen, 
die eigentlich das „Profil“ der Partei 
schärfen sollten, wenn sie tatsächlich 
wieder in die Regierung geht. Der Co- 
Vorsitzende der Partei „Die Linke“, 
Bernd Riexinger, erklärte dazu nach 
der Rede von Schulz auf dem SPD- 
Parteitag unter anderem: „... unter 
Bundeskanzlerin Merkel wird es kei¬ 
nen Aufbruch für soziale Gerechtig¬ 
keit geben. Grundlegende Verände¬ 
rungen wie armutsfeste Renten, eine 
Bürgerver Sicherung, Steuergerechtig¬ 
keit, Maßnahmen gegen Lohndum¬ 
ping und prekäre Arbeit sowie ein 
Ende der europäischen Kürzungspo¬ 


litik sind mit der CDU/CSU nicht zu 
machen.“ 

Nina Hager 


Der Parteitag, auf dem sich die SPD 
„kapitalismuskritisch“ zeigen woll¬ 
te, wurde von folgenden Unterneh¬ 
men gesponsert: die RWE-Tochter 
amprion,die Krankenkasse AOK und 
die Automobilhersteller Audi, BMW 
und Roll-Royce. Daneben finanzier¬ 
ten die Bundesverbände der Auto¬ 
club ACE, der Energie- und Wasser¬ 
wirtschaft, AWO, der Steuerzahler¬ 
bund Deutschland e.V., Erneuerbare 
Energie e.V., Garten-, Landschafts¬ 
und Sportplatzbau e.V., Geother¬ 
mie, Windenergie, der Lebensmit¬ 
telwirtschaft und des deutschen 
Baugewerbes das Stelldichein der 
deutschen Sozialdemokratie. 


Vom Ausmaß des Spitzelstaates Spaß beim Schulsport 

Niedersachsen arbeitet Berufsverbote auf Mehr Lehrpläne und weniger Sportstätten 


Am 6. Dezember hat die SPD-Politike- 
rin Jutta Rübke bei einer Veranstaltung 
im niedersächsischen Landtag ein Zwi¬ 
schenergebnis ihrer Aufarbeitung der 
Berufsverbote in Niedersachsen vor¬ 
gestellt. Bei der Veranstaltung berich¬ 
teten auch Lehrer, die in den 70er und 
80er Jahren nach dem „Radikalener¬ 
lass“ von Berufsverboten betroffen wa¬ 
ren, von ihren Erfahrungen. Rübke war 
im Januar von der rot-grünen Mehr¬ 
heit im niedersächsischen Landtag zur 
„Landesbeauftragten für die Aufarbei¬ 
tung der Schicksale im Zusammenhang 
mit dem sogenannten Radikalenerlass“ 
ernannt worden. 

Bei der Veranstaltung referierte 
der Historiker Wilfried Knauer über 
das Ausmaß der Spitzelpraxis in Nie¬ 
dersachsen. Er zeigte, dass sowohl 
die Überprüfungen von Bewerbern 
im öffentlichen Dienst als auch die 
tatsächlichen Berufsverbote im Lau¬ 
fe der 70er Jahre deutlich Zunahmen: 
1972, nachdem die Bundesregierung 
den Radikalenerlass beschlossen hat¬ 
te, überprüfte der Verfassungsschutz in 
Niedersachsen 5 000 Bewerber. 1973 
waren es 10 000 Bewerber, und 1974 
gingen 12 000 Anfragen beim Verfas¬ 
sungsschutz ein. Ab 1975 gab es 8000 
bis 15 000 Regelanfragen im Jahr. 
Ähnlich stark nahmen die Berufsver¬ 
bote zu: 1972 verboten die Behörden 
einer Person, in ihrem Beruf zu arbei¬ 


ten. 1973 waren 20,1974115 Menschen 
betroffen. 

Die Untersuchungen der Landes¬ 
beauftragten Rübke zeigen: In Nieder¬ 
sachsen überprüfte der Verfassungs¬ 
schutz insgesamt 172 000 Bewerber für 
den öffentlichen Dienst. 141 Bewerber 
lehnten die Behörden auf Grundlage 
des „Radikalenerlasses“ ab. 271 Be¬ 
dienstete des öffentlichen Dienstes 
wurden entlassen. Der Radikalener¬ 
lass richtete sich gegen Linke, insbe¬ 
sondere gegen DKP-Mitglieder. Das 
machte auch Rübke deutlich, als sie in 
einem Interview mit der „Taz“ sagte, sie 
wisse von drei Berufsverboten wegen 
„rechtsextremer Aktivitäten“. An an¬ 
derer Stelle hatte sie eingeschätzt, „der 
Staat“ habe „durch dieses Berufsverbot 
mehr Schaden genommen als es uns ge¬ 
nutzt hat“. 

Der „Radikalenerlass“ galt in 
Niedersachsen von 1972, als ihn die 
Brandt-Regierung auf Bundesebene 
beschlossen hatte, bis 1990, als die erste 
rot-grüne Landesregierung den Erlass 
aufhob. Ende Januar will Rübke ihre 
Dokumentation der Berufsverbote in 
Niedersachsen veröffentlichen. Unter 
anderem hat sie in Gesprächen mit Be¬ 
troffenen herausgearbeitet, welche Fol¬ 
gen das Berufsverbot für ihre Biogra¬ 
phien hatte. 

Kurze Interviews mit Opfern der staat¬ 
lichen Spitzelei gaben bei der Veran¬ 


staltung davon einige Eindrücke, au¬ 
ßerdem beteiligten sich die Betroffe¬ 
nen mit einer szenischen Lesung am 
Programm. Meta Janssen-Kucz, Land- 
tags-Vizepräsidentin von den Grünen, 
sagte bei der Veranstaltung: „Der Ra¬ 
dikalenerlass war ein Angriff auf die 
Menschenrechte.“ Die Aufarbeitung 
sei noch nicht beendet. Auch Rübke 
und die beteiligten Betroffenen mach¬ 
ten deutlich, dass ihre Arbeit noch am 
Anfang stehe und nicht mit der Veröf¬ 
fentlichung der Dokumentation abge¬ 
schlossen sei. 


om 



Matthias Wietzer (r.) und Ulrich Farin 
1984 in Köln 


Jeder kennt noch aus eigenem Erleben 
und später durch Schilderungen der 
Kinder oder Enkelkinder die Gefüh¬ 
le, die das Wort „Schulsport“ auslöst. 
Oftmals wochenlang die immer glei¬ 
chen Übungen an Turngeräten, Lau¬ 
fen und Springen auf drögen Asche¬ 
plätzen und einmal jährlich das leidige 
Bundessportabzeichen. In Deutschland 
ist Bildung Ländersache, also werden 
auch die Lehrpläne für dieses Fach 
in den Ministerien der Bundesländer 
geschrieben. Wer nun meint, es gäbe 
deshalb 16 Lehrpläne, irrt gewaltig. 
Allein für die Sekundarstufe I kommt 
die Deutsche Sporthochschule Köln 
auf 70 bis 80 Lehrpläne, man mag sich 
gar nicht vorstellen, was eine Zählung 
für alle Stufen und Schultypen zu Tage 
bringen würde. 

Die Unterschiede in den Lehrplä¬ 
nen sind groß, in Bremen für die Sek 
I kommt man mit 21 Seiten aus, in Ba¬ 
den-Württemberg schreibt die Minis- 
terialbürokratie epische 96 Seiten. In 
den Formulierungen für die Lernziele 
schreiben die in Kiel „es sollen Spiel¬ 
formen des Laufens, Springens und 
Werfens erprobt und angewendet wer¬ 
den“, während es aus Erfurt heißt, ein 
Siebtklässler muss 75 Meter sprinten 
und mindestens 16 Minuten am Stück 
laufen können. In Hamburg meint man, 
das „Bewegungsfeld ,Bewegung im 
Wasser’ gehöre zur Perspektive feis¬ 


ten und Üben’“, aus Wiesbaden kommt 
die Kunde von den Leitideen Gesund¬ 
heit und Körperwahrnehmung’ zum 
gleichen Thema. 

Verständlich mag sein, dass Sach¬ 
sen, Bayern und Thüringen den Win¬ 
tersport im Lehrplan haben, für Schles¬ 
wig-Holstein und Hamburg dafür Was¬ 
sersport, also Segeln und Rudern. 

Ein Wechsel von Schülerinnen und 
Schülern in ein anderes Bundesland 
bringt sowieso schon viele Probleme 
mit sich, die Lehrpläne sind in allen Fä¬ 
chern gravierend unterschiedlich und 
der mögliche Spaß, zumindest beim 
Schulsport gleich wieder mitmachen 
zu können, wird enttäuschend und we¬ 
nig motivierend sein. 

Bei all dem Lamento über die 
Schulbürokraten darf eines nicht aus 
dem Blick geraten: Wenn Unterricht 
ausfällt, dann oft und laufend der 
Sportunterricht. Alle kennen die Bil¬ 
der der maroden Turnhallen, spätes¬ 
tens seit Flüchtlinge dort untergebracht 
wurden, alle wissen um die Schließung 
von Schwimmhallen und Sportplätzen, 
weil den Kommunen schlicht das Geld 
fehlt oder lieber für die Erschließung 
von Gewerbegebieten ausgegeben 
wird. Und selbst wenn die Situation 
eine bessere wäre, Papier ist geduldig, 
und inwieweit Lehrpläne tatsächlich 
umgesetzt werden bleibt fraglich. 

Herbert Becker 
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Der gute Geist wacht 

Das Vorgehen der Behörden im Fall Anis Amri hatte Methode 



Der verwüstete Breitscheidplatz nach dem Attentat 


W eiter geht es mit den Ent¬ 
hüllungen über das Fehl¬ 
verhalten der Sicherheits¬ 
behörden in der Causa Anis Amri. 
Nach Informationen des Focus wur¬ 
de ein mit Amri befreundeter Tune¬ 
sier am 7. Februar dieses Jahres ab¬ 
geschoben. Er wurde als Zeuge und 
Verdächtigter im Fall des Attentats 
am Berliner Breitscheidplatz ge¬ 
führt. Im Februar 2016 soll er Bilder 
vom späteren Tatort gemacht haben. 
Amri wird für den Tod von 12 Men¬ 
schen und fast hundert Verletzte auf 
dem dort stattfindenden Weihnachts¬ 
markt verantwortlich gemacht. Die 
(vor)schnelle Abschiebung Ben Am¬ 
mars veranlasste den innenpolitschen 
Sprecher der FDP-Fraktion im Ber¬ 
liner Abgeordnetenhaus zu der Aus¬ 
sage: „Diese Nacht- und Nebelaktion 
lässt eigentlich nur einen Schluss zu. 
Ben Ammar sollte als Zeuge weder 
den Ermittlern noch dem Parlament 
zur Verfügung stehen.“ 

Ebenfalls im Februar 2017 wun¬ 
dert sich Hans-Christian Ströbele in 
einer Plenarsitzung des Bundestages 
über die Einstellung von Strafverfah¬ 
ren gegen Amri, trotz des Verdachts 
auf eine nicht unerhebliche Anzahl 
begangener Straftaten. „Offenbar 
war ein guter Geist über ihm, der die 
Strafverfolgungsbehörden davon ab¬ 
gehalten hat, ihres Amtes in Deutsch¬ 
land zu walten.“ 

Bruno Jost, Sonderbeauftragter 
des Senats für die Aufklärung des 
Handelns der Berliner Behörden im 
Fall Amri, hält in seinem Abschluss¬ 
bericht vom 10. Oktober 2017 vorab 
fest, dass er gewissen Beschränkungen 
ausgesetzt war. Im Folgenden führt er 
aus, dass „abgelegtes und [dort] ver¬ 


fügbares und abrufbares Wissen über 
Amris BTM-Aktivitäten absichtlich 
verschwiegen wurden. Und verfälscht 
wurde, um die Untätigkeit zu ver¬ 
schleiern.“ Zur Beteiligung der Ge¬ 
heimdienste heißt es in dem Bericht 
„Soweit aus den hier vorliegenden Ak¬ 
ten ersichtlich, spielten die deutschen 
Nachrichtendienste (hier BfV, LfV 
Berlin und BND) sowohl im Vorfeld 
des Anschlags vom 19.12.2016 als auch 
bei der Aufklärung und Aufarbeitung 


des Verbrechens eine bemerkenswert 
bedeutungslose Rolle.“ 

Aus alldem geht hervor, dass diver¬ 
se Sicherheitsbehörden Amri im Blick 
hatten und sich in ihrem Vorgehen 
absprachen. Im LKA Berlin werden 
mangelnde Fachaufsicht, falsche Ent¬ 
scheidungen und missglückte Einsät¬ 
ze mit den zu dieser Zeit chaotischen 
Verhältnissen im LKA begründet. 
Auch die Generalstaatsanwaltschaft 
schlampte, beobachtete die Fristen 


nicht, eine Hand wusste nicht was die 
andere tat. Die Berichte im NRW-Un- 
tersuchungsausschuss legen nahe, dass 
weitere Strafverfolgung nicht möglich 
gewesen sei. Dass es sich um Lappali¬ 
en gehandelt hätte oder eine Tatbetei¬ 
ligung Amris nicht nachzuweisen ge¬ 
wesen wäre. Konkrete Vorwürfe wa¬ 
ren: Urkundenfälschung, Verschaffen 
von falschen amtlichen Ausweisen, 
unerlaubter Besitz von Betäubungs¬ 
mitteln, Verdacht des unerlaubten 
Aufenthaltes ohne Pass bzw. Passer¬ 
satz, Verdacht des unerlaubten Auf¬ 
enthaltes ohne Aufenthaltstitel, Ver¬ 
dacht des Versuches der Beteiligung 
an einem Tötungsdelikt. 

Eine lange Liste, aber Ralf Jäger, 
damaliger NRW-Innenminister be¬ 
tonte „Gefährder heißt nicht Straftä¬ 
ter. Wir können in einem Rechtsstaat 
Gefährder nicht einfach präventiv und 
vorsorglich wegsperren. Um jeman¬ 
den in Haft zu nehmen, braucht es ei¬ 
nen Haftgrund. Es braucht Tatsachen, 
nicht Hörensagen, sondern Tatsachen, 
die einen Richter überzeugen, Haft 
anzuordnen. Wir haben in Deutsch¬ 
land aus gutem Grund kein Gesin¬ 
nungsstrafrecht. Eine falsche Gesin¬ 
nung zu haben, rechtfertigt nicht, je¬ 
manden einzusperren. Ich finde, das 
ist auch gut so, weil man nämlich 
Unrecht nicht mit Unrecht bekämp¬ 
fen sollte.“ Wenn unser Rechtssystem 
so funktionieren würde, müssten die 
Bürger dieses Landes sich keine Sor¬ 
gen machen. Die noch inhaftierten, 
die verurteilten und die noch vor Ge¬ 
richt stehenden G20-Gegner machen 
andere Erfahrungen. 

Ellen Beeftink 
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Alarmierend Hochgiftige CO-Pipeline 

Ein Fünftel der Viertklässler kann nicht richtig lesen NRW-Landtag winkt den Dreck durch 


Kinder lesen, weil sie was wissen wol¬ 
len, aus Spaß an den Geschichten und 
um sich mit Freunden oder in der Fami¬ 
lie über das Gelesene auszutauschen. 
Dazu benötigen sie Fähigkeiten, die 
die Internationale Grundschul-Lese- 
Untersuchung (IGLU) als Lesekompe¬ 
tenz versteht. Es wurde untersucht, ob 
die Grundschulen ihre Aufgabe erfül¬ 
len, Schülerinnen und Schüler mit die¬ 
ser Lesekompetenz auszustatten. Denn 
sie sollen „gute Leserinnen und Leser 
werden, damit sie sich Welten aus Tex¬ 
ten erschließen, Phantasien entfalten 
und am gesellschaftlichen Leben aktiv 
teilnehmen können.“ (IGLU 2016). 
Ein Ergebnis der Untersuchung: Der 
Anteil der Viertklässler, die nicht rich¬ 
tig lesen können, ist seit 2001 um 2 Pro¬ 
zentpunkte auf 18,9 Prozent im vergan¬ 
genen Jahr gestiegen. Kaum vorstell¬ 
bar, aber jedes fünfte Kind kann nicht 
richtig lesen. 

Die IGLU-Studie von 2011 hatte der 
Bundesrepublik noch „ein Leistungs¬ 
niveau im oberen Drittel der Rangrei¬ 
he“ bescheinigt „und eine internatio¬ 
nal gesehen relativ geringe Streuung 
der Leistungen von besonders guten 
und besonders schwachen Leserinnen 
und Lesern.“ Davon kann bei IGLU 
2016 nicht mehr die Rede sein. Nun 
sind die Leistungen im zweiten Drittel 
angesiedelt, im EU-Vergleich schnei¬ 
den sogar etwa drei Viertel der Teilneh¬ 
merstaaten besser ab. Seit 2001 ist der 
Anteil der Kinder, die gerne lesen, um 
5 Prozentpunkte auf rund 70 Prozent 
gesunken. Aber gestiegen ist die sozi¬ 
ale Spaltung bei den Bildungschancen. 
„Die Leistungsunterschiede im Lese¬ 
test zwischen Kindern aus günstigen 
und ungünstigen sozialen Lagen lie¬ 
gen bei etwa einem Lernjahr. Aller¬ 
dings ist die Richtung der Verände¬ 
rungen fast durchweg negativ“ (IGLU 
2016). 2001 war die Chance auf eine 
Gymnasialempfehlung für Kinder aus 
oberen Schichten 2,6 Mal so hoch wie 
bei einem Arbeiterkind. 2016 war die¬ 


se Chance 3,4 Mal so hoch. (Kölnische 
Rundschau 5.12.17) 

Ilka Hoffmann, im GEW-Haupt- 
vorstand für die Grundschule zustän¬ 
dig, hält es für „alarmierend, wenn die 
Grundschule ihrem Anspruch, eine 
Schule für alle Kinder zu sein und 
Bildungsungerechtigkeiten abzubau¬ 
en, immer weniger gerecht werden 
kann“. Im EU-Durchschnitt investiere 
Deutschland besonders wenig Mittel 
in die Leseförderung. Dies führe dazu, 
dass die Lesemotivation der Kinder 
sinke und damit die Leseleistungen 
immer schlechter werden. Der Fokus 
sei zu einseitig auf das Thema neue Me¬ 
dien gelegt worden. Hier haben Denk¬ 
fabriken wie die Bertelsmann-Stiftung 
ihren gehörigen Anteil, denn in deren 
Studien wird Lesekompetenz durch 
Medienkompetenz ersetzt. 

„Wir brauchen dringend ausrei¬ 
chend gut aus- und fortgebildete Lehr¬ 
kräfte, die auf das Lehren unter schwie¬ 
rigen sozialen Bedingungen vorbereitet 
sind und mit heterogenen Lerngruppen 
arbeiten können. Konzepte der Lese¬ 
förderung müssen einen festen Platz 
in der Ausbildung von Lehrkräften be¬ 
kommen“, unterstrich Hoffmann. Die 
netten Aktivitäten, die die Stiftung 
Lesen oder der Börsenverein für den 
Deutschen Buchhandel seit Jahren be¬ 
treiben, sind nur Augenwischerei und 
dienen eher als Beruhigungspille für 
Eltern und Politik. 

Aber just an der Grundschule wird 
gespart, in der Lehrerausbildung, an 
den Planstellen und an der Qualität. 
An den Grundschulen tummelt sich 
die Mehrzahl der Seiteneinsteiger an¬ 
stelle von ausgebildeten Lehrkräften. 
In Berlin fehlt an jeder fünften Grund¬ 
schule der Rektor oder der Konrektor. 
In NRW hatten 2016 von 2787 Grund¬ 
schulen 345 keine Schulleiter und 670 
keinen Stellvertreter. Bedeutet in der 
Praxis der Schule, dass Konzepte fehlen 
oder nicht umgesetzt werden können. 

KlausStein 


Schon im Februar 2007 wurde die Koh¬ 
lenmonoxid-Rohrleitung, die Bayer 
von Dormagen nach Krefeld-Uerdin¬ 
gen legen wollte, von allen Parteien im 
NRW-Landtag einstimmig genehmigt. 
Breiter, anhaltender Protest nicht nur 
der unmittelbaren Anlieger begleitete 
die Ausschachtungs- und Verlegearbei¬ 
ten. Selbst das Oberverwaltungsgericht 
Münster hatte seine Zweifel, aber das 
Bundesverfassungsgericht schmetter¬ 
te zurück und gab Anfang 2017 dem 
Landtag und seiner Gesetzesvorlage 
Recht. Nun also, zehn Jahre später, 
genauer am 29. November 2017, wur¬ 
de die auf dem so genannten „Lex- 
BAYER“ basierende Genehmigung 
der Pipeline nahezu ebenso einhellig 
abgesegnet. 

Die Grünen hatten einen Antrag 
eingebracht, das Enteignungsgesetz 
für die Pipeline rückgängig zu machen. 
Ihre 14 Landtagsmitglieder unterstütz¬ 
ten den eigenen Antrag. Der Betreiber 
COVESTRO, hervorgegangen aus ei¬ 
ner Umstrukturierung im Bayer-Kon¬ 
zern 2014, ist also nur ein anderes Fir¬ 
menschild für Teile der Chemie-Sparte 
von Bayer, auch mit neuen Investoren. 
In der namentlichen Abstimmung vo¬ 
tierten alle anwesenden 177 Abgeord¬ 
neten von CDU, SPD, FDP und AfD 
geschlossen mit Nein. 

Das Landtagspräsidium mit Land¬ 
tagspräsident Andre Kuper (CDU) 
vermittelte den Eindruck, 
dass es offensichtlich kein 
Interesse daran hatte, De¬ 
batte und Abstimmung für 
die Öffentlichkeit trans¬ 
parent zu machen. Der 
Tagesordnungspunkt 8 
mit dem Antrag „Rohrlei¬ 
tungsgesetz aufheben und 
CO-Pipeline stoppen“ 
wurde so weit nach vorne 
gezogen, dass die Vertreter 
der verschiedenen „Stopp- 
CO-Pipeline-Initiativen“ 
auf dem Zuschauerrang 


nur noch das Ende der Auszählung 
verfolgen konnten, nicht aber den Ein¬ 
bringungsbeitrag von Barbara Steffens 
(Grüne) oder den Diskussionsbeitrag 
von Minister Andreas Pinkwart (FDP). 

Bei früheren Abstimmungen zur 
CO-Pipeline hatten die CDU- und 
SPD-Abgeordneten, durch deren 
Wahlkreis die Pipeline führt, stets ge¬ 
gen die Rohrleitung gestimmt. Entspre¬ 
chende ablehnende Erklärungen gab es 
auch von allen Kommunen entlang der 
67 Kilometer langen Leitung - und das 
unabhängig von den Parteimehrheiten. 

Diese Scham im eigenen Wahlkreis 
ließen die Abgeordneten jetzt fallen. 
MdL Claudia Schlottmann (CDU) und 
Dr. Christian Untrieser (CDU) bewer¬ 
teten den Gesetzentwurf der Grünen 
als Populismus, der mit der Angst der 
Menschen spiele. Für die SPD kam 
der Gesetzentwurf zum falschen Zeit¬ 
punkt, denn das Land müsse vielleicht 
Schadensersatz an COVESTRO zah¬ 
len. Ablehnung gab es auch aus Gerres¬ 
heim vom CDU-Landtagsabgeordne- 
ten Marco Schmitz, obwohl die Leitung 
durch den Stadtteil Hubbelrath führt. 

Die „Stopp-CO-Pipeline-Initiati- 
ven“ lassen sich durch dieses gemeinsa¬ 
me Abstimmungsverhalten von CDU, 
SPD, FDP und AfD im Landtag nicht 
einschüchtern und wollen ihre Proteste 
weiter fortsetzen. Uwe Koopmann 



Konzernzentrale in Leverkusen 


Polizeieinsätze 

Der Düsseldorfer Polizeipräsident 
Norbert Wesseler hat angekündigt, 
dass demnächst Düsseldorfer Poli¬ 
zeibeamte Abschiebeflüge begleiten 
sollen. Hintergrund dieses Einsatz¬ 
befehls ist die Weigerung von zahl¬ 
reichen Piloten, diese Passagiere zu 
transportieren. Alleine am Flugha¬ 
fen Düsseldorf konnten aus diesem 
Grund von Januar bis September 
dieses Jahres 40 geplanteAbschie- 
bungen nicht durchgeführt werden. 

Polizeibeamte haben nach 
Schließen der Flugzeugtüren keine 
polizeilichen Befugnisse und sind 
normale Passagiere. Die Bordge¬ 
walt obliegt dem Flugkapitän. Er 
ist für die Sicherheit der Passagiere 
verantwortlich und entscheidet, ob 
er startet. Er wird zur Rechenschaft 
gezogen, wenn ein Fluggast verletzt 
wird oder zu Tode kommt. Deshalb 
nehmen Piloten etwa der Lufthan¬ 
sa vor dem Boarding persönlichen 
Kontakt zu Passagieren auf, die ab¬ 
geschoben werden sollen. 

„Wir befürchten, dass bei Ab¬ 
schiebungen wieder Mittel ange¬ 
wendet werden sollen, die unse¬ 
ren rechtsstaatlichen Grundwerten 
zutiefst widersprechen“, kritisierte 
Oliver Ongaro von der Düsseldor¬ 
fer Flüchtlingsinitiative STAY! am 
vergangenen Dienstag. 

Reformforderung 

Eine Reform der Kita-Finanzie- 
rung mahnt der Paritätische Wohl¬ 
fahrtsverband an, um regionale Un¬ 
gleichheiten zu beenden und in al¬ 
len Regionen die Realisierung des 
Rechtsanspruchs auf einen Betreu¬ 
ungsplatz für jedes Kind und eine 
gute Qualität der Angebote sicher¬ 
zustellen. Sowohl was die quantita¬ 
tive Versorgung, insbesondere aber 
was die Qualität der Kinderbetreu¬ 
ung angeht, gleiche Deutschland 
einem Flickenteppich. Der Paritä¬ 
tische fordert daher ein Bundes¬ 
gesetz, das die Länder verpflichtet, 
in Landesrahmenverträgen ein¬ 
heitliche und transparente Finan¬ 
zierungsregelungen einzuführen. 
„Obwohl es einen individuellen 
Rechtsanspruch auf Kindertages¬ 
betreuung gibt und der Staat in der 
Pflicht ist, entsprechende Angebo¬ 
te zu schaffen und zu finanzieren, 
ist die Kita-Finanzierung vielerorts 
nicht auskömmlich. Das muss sich 
ändern. Es kann nicht sein, dass 
Rechtsansprüche unterlaufen oder 
Angebote der Kindertagesbetreu¬ 
ung vielerorts nur nach Kassenla¬ 
ge, nicht aber nach Bedarfslage fi¬ 
nanziert werden“, so Werner Hesse, 
Geschäftsführer des Paritätischen 
Gesamtverbands. 

Rote Hilfe 
verurteilt Razzien 

Die Durchsuchung von 25 Objekten 
in acht Bundesländern, die sich ge¬ 
gen Kritiker des G20-Gipfels rich¬ 
teten, hat die linke Antirepressions¬ 
organisation Rote Hilfe kritisiert. 
Betroffen waren 23 Privatwoh¬ 
nungen sowie das Linke Zentrum 
Lilo Herrmann in Stuttgart und das 
Rote Zentrum in Göttingen. Den 
Beschuldigten wird vorgeworfen, 
während der Proteste gegen den 
G20-Gipfel an einer gewalttätigen 
Demonstration am Rondenbarg 
teilgenommen und sich des Land¬ 
friedensbruchs schuldig gemacht zu 
haben. Die Razzien wurden durch¬ 
geführt, um Informationen über 
angebliche Vorbereitungen gewalt¬ 
tätiger Proteste zu bekommen, so 
die offizielle Version der Polizei. 
Es wurden zahlreiche Laptops und 
Speichermedien beschlagnahmt. 
„Wir verurteilen die Razzien auf 
das Schärfste und fordern die Her¬ 
ausgabe der beschlagnahmten Spei¬ 
chermedien. Hier wird wohl offen¬ 
bar versucht, eine Demonstration 
gegen den G20-Gipfel zu einer ins¬ 
gesamt gewalttätigen Gruppe zu 
stilisieren, um alle Aktivisten auch 
ohne konkrete Beschuldigung we¬ 
gen Landfriedensbruchs verurteilen 
zu können“, kritisierte Heiko Lan¬ 
ge, Mitglied im Bundesvorstand der 
Roten Hilfe. 
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Dürftige Vorschläge 

Die EU-Kommission ist bei der Euro-Reform Merkel und Schäuble näher als Macron 



Bekommt seinen Willen nicht: Emmanuel Macron 


Oasen am Pranger 

Am 5. Dezember veröffentlichte die 
EU-Kommission eine Liste von sieb¬ 
zehn Ländern, die sie als „Steueroa¬ 
sen“ bezeichnete, weil sie sich, so die 
EU-Finanzminister, nicht „koopera¬ 
tiv“ verhalten hätten. Keine Erwäh¬ 
nung in der Liste ünden die Bermu¬ 
das, die Cayman-Inseln oder kleine 
Ableger des Vereinten Königreichs 
wie die Isle of Man.Von diesen ist 
nicht erst seit den Paradise Papers 
bekannt, dass sie sich hervorragend 
zur legalen Steuerhinterziehung eig¬ 
nen. 

Das hinderte die verantwort¬ 
lichen Finanzminister und Regie¬ 
rungschefs nicht, weiter so zu tun, 
als nähmen sie den Kampf gegen 
Steuerhinterziehung auf. Die von der 
EU veröffentlichte Liste ist eindeu¬ 
tig ein Ablenkungsmanöver. Sie lässt 
die größten Steueroasen aus, darun¬ 
ter den US-Bundesstaat Delaware, 
Liechtenstein und Monaco und die 
zahlreichen von Großbritannien ge¬ 
zielt am langen Zügel geführten In¬ 
seln in Europa und in der Karibik. 

Nicht erwähnt werden in der Lis¬ 
te auch die EU-Staaten selber, von 
denen Malta, Luxemburg, Irland, 
Österreich, Niederlande und auch 
Deutschland den Unternehmen be¬ 
sondere Steuervergünstigungen ge¬ 
währen. 

Diesen „Steuerwettbewerb“ kön¬ 
nen Staaten nicht gewinnen, wohl 
aber die Unternehmen, die groß ge¬ 
nug sind, grenzüberschreitend tätig 
zu sein. 

Längere Arbeitszeit 
in Österreich 

Die Koalitionsverhandlungen in Ös¬ 
terreich sind immer noch nicht abge¬ 
schlossen, doch in einem Punkt sind 
sich die zukünftigen Regierungs¬ 
partner schon einig: die Österreicher 
sollen mehr arbeiten. Wenig über¬ 
raschend, da im Wahlkampf ange¬ 
kündigt, gaben ÖVP-Chef Kurz und 
FPÖ-Obmann Strache bekannt, eine 
„Flexibilisierung“ der Arbeitszeit 
umsetzen zu wollen. Generell wolle 
man wohl an 40-Stunden-Woche und 
acht Stunden Arbeitszeit täglich fest- 
halten, jedoch soll es Unternehmen 
nun möglich sein, Beschäftigte bis zu 
zwölf Stunden am Tag und 60 Stun¬ 
den in der Woche arbeiten zu lassen. 
Auch die Freizeitregelungen, vor al¬ 
lem in der Tourismusbranche, soll der 
Flexibilisierung zum Opfer fallen. So 
sollen die vorgeschriebene Ruhezeit 
zwischen Arbeitsschichten von elf auf 
acht Stunden verkürzt werden. 

Wahlfälschung 

Auch über zwei Wochen nach der 
Präsidentschaftswahl in Honduras 
gab es zu Redaktionsschluss noch 
kein offizielles Wahlergebnis. Letz¬ 
te Woche Freitag beantragten der 
Kandidat der Opposition, Salvador 
Nasralla, und Luis Zelaya, Kandi¬ 
dat der Liberalen Partei, die Ab¬ 
stimmung für ungültig zu erklären. 

Der Präsident des Obersten Wahl¬ 
gerichts (TSE), David Matamoros, be¬ 
hauptete es gäbe „keine Belege für 
das Unterschlagen oder Bevorteilen 
irgendeines Kandidaten“. In der hon¬ 
duranischen Hauptstadt Tegucigal¬ 
pa wurden nach offiziellen Angaben 
die Wahlscheine von 4 753 Wahlur¬ 
nen neu ausgezählt. Die Überprü¬ 
fung habe den knappen Wahlsieg von 
Amtsinhaber Juan Orlando Hernän- 
dez bestätigt, so Matamoros. 

Die Opposition wirft dem TSE Ma¬ 
nipulation vor. 

Linksallianz vorne 

In Nepal hat die Linksallianz die 
zwischen dem 26. November und 
dem 7. Dezember stattfindenden Par¬ 
laments- und Provinzwahlen gewon¬ 
nen. Ein endgültiges Ergebnis steht 
aber noch nicht fest. Die Kommu¬ 
nistische Partei Nepals/Vereinigte 
Marxisten-Leninisten (CPN-UML) 
hat nach Teil-Auszählung 72 Sitze 
im nationalen Parlament errungen. 
Die Kommunistische Partei Nepals/ 
Maoistisches Zentrum (CPN-MC) 
kam bis dahin auf 29 gewonnene 
Mandate, der liberale Nepali Con- 
gress (NC) erhielt nur 17 Sitze. 


F rau Merkel kann sich mit der Bil¬ 
dung einer deutschen Regierung 
ruhig Zeit lassen. In Brüssel bei 
der EU brennt nichts an. Weil da auch 
gar nicht der Versuch gemacht wird, 
ein Süppchen zu kochen, das den deut¬ 
schen Politikvertretern, egal welcher 
Seite, nicht schmecken könnte. In der 
vergangenen Woche präsentierten drei 
EU-Kommissare ein großes Paket von 
Vorschlägen zur Vertiefung der Euro- 
Währungsunion. Bei Licht besehen 
waren die Vorschläge ziemlich küm¬ 
merlich. Sie kommen jedenfalls nicht 
annähernd an die großen Erwartun¬ 
gen heran, die der französische Präsi¬ 
dent Emmanuel Macron in mehreren 
Grundsatzreden geschürt hatte und die 
sogar in den Jamaika-Verhandlungen 
in Deutschland zu wichtigen Eckdaten 
stilisiert wurden, auf die man reagieren 
müsse. 

Am Mittwoch vergangener Woche 
trat nicht Kommissionspräsident Jean- 
Claude Juncker vor die Presse sondern 
drei seiner Kommissare, unter ihnen 
Haushaltskommissar Günther Oettin- 
ger. Anders als Macron lehnt die Kom¬ 
mission ein eigenes Budget für die Eu¬ 
rozone ab. Juncker und die übrigen 
Kommissare haben nicht das geringste 
Interesse, neben der riesigen Behörde 
in Brüssel noch eigene Verwaltungsein¬ 
heiten zu schaffen, die über ein eigenes 
Budget verfügen. Verbal kommen sie 
Macron, der einen eigenen Haushalt 
für die Eurozone gefordert hatte, etwas 
entgegen, indem sie drei neue Töpfe 
im existierenden EU-Budget Vorschlä¬ 
gen. Der erste soll der finanziellen Un¬ 
terstützung für EU-Länder dienen, die 
dem Euro beitreten wollen, der zweite 
soll ein Stabilisisierungsfonds für Län¬ 
der in Notlagen sein und der dritte ein 
Topf, aus dem Länder belohnt werden, 
wenn sie neoliberale Reformen durch¬ 
führen. Letzterer Plan ist nicht nur ver¬ 
rückt, er stammt auch von der deutschen 
Bundeskanzlerin. 

Um richtig viel Geld handelt es sich 
bei den neuen Töpfen nicht. Der schwä¬ 
bische Realist Oettinger kündigte an, 
Zahlen erst im Mai nächsten Jahres nen¬ 
nen zu wollen, wenn die EU-Haushalt- 
planung ab 2020 vorgenommen wird. Je¬ 
denfalls aber gab er zu erkennen, dass 
diese Erweiterung des EU-Budgets 
auch quantitativ weit hinter Monsieur 
Macrons Vorstellungen von einem Eu¬ 
ro-Budget Zurückbleiben soll, das bis zu 


Die Vorbereitungen für den General¬ 
streik in Griechenland am 14. Dezem¬ 
ber liefen auf Hochtouren. Vor allem 
die gewerkschaftliche Front PAME mo¬ 
bilisierte vor den Betrieben und in den 
Stadtteilen. Am 23. und 24. Novem¬ 
ber hatte PAME den Vorschlag für den 
Streik bei den Geschäftsführenden Vor¬ 
ständen der Dachverbände des privaten 
Sektors (GSEE) und des öffentlichen 
Sektors (ADEDY) eingebracht. Darauf 
folgte ein Aufruf von sieben regionalen 
Gewerkschaftsverbänden, mehreren In¬ 
dustriegewerkschaften (Bau, Druck und 
Papier, Nahrung, Textil) und 70 Einzel¬ 
gewerkschaften aus dem ganzen Land. 
Die zentrale Forderungen an die Syriza/ 
ANEL-Regierung: Keine Zerschlagung 
des Streikrechts! Rücknahme aller Me¬ 
morandumsgesetze ! 

Diese Gesetze sehen unter anderem 
den Verkauf und die Privatisierung von 
staatlichen Betrieben vor, damit einher¬ 
gehend die Einschränkung von Arbeiter¬ 
rechten und die Legitimierung von Ent¬ 
lassungen und Aussperrungen. Dagegen 
gab es zuerst einen Aufruf der Gewerk¬ 
schaften, dann den Vorschlag von PAME 
an die zwei Landesgewerkschaften und 
schließlich den Streikbeschluss. 

Konkret bedeutet das Vorhaben der 
Regierung, dass eine Betriebsgewerk¬ 
schaft oder eine örtliche Branchenge¬ 
werkschaft nur über einen Streik beraten 


3 Prozent des BIP (Bruttoinlandspro¬ 
dukt) der Eurozone umfassen soll. 

Der Vorschlag eines Eurofinanzmi¬ 
nisters kommt scheinbar Macrons Vor¬ 
stellungen entgegen. Aber die Kommis¬ 
sion will keinen eigenen solchen Minis¬ 
ter für die Eurozone sondern einen, 
der der Kommission als Vizepräsident 
angehört und zugleich Chef der „Euro¬ 
gruppe“ sein soll. Macron und einige an¬ 
dere Regierungschefs hatten den Euro- 
Finanzminister vorgeschlagen, weil sie 
sich ein Gegengewicht zum dominieren¬ 
den deutschen Finanzministerium in der 
Eurogruppe versprechen. Eine Figur 
aus Brüssel, die noch dazu kein eigenes 
Budget verwalten kann, entspricht ganz 
und gar nicht ihren Vorschlägen. 

Die Kommissare schlagen zwar ei¬ 
nen Finanzminister vor, nicht jedoch 
gemeinsame Steuern - weder auf EU - 
noch auf Euro-Ebene. Der Steuerwett¬ 
bewerb zwischen den EU-Ländern, der 
den Großunternehmen gefällt und die 
Finanzen der Staaten knapp hält, gilt als 
heiliger Grundsatz, der nicht in Frage 
gestellt und schon gar nicht angetastet 
wird. Statt dessen und durchaus konse- 


und abstimmen kann, wenn mindestens 
50 Prozent der Mitglieder ohne Beitrags¬ 
rückstände an der entsprechenden Ver¬ 
sammlung teilnehmen. Das ist der Stein 
des Anstoßes, da besonders in kleineren 
Betrieben die gewerkschaftliche Betäti¬ 
gung als umstürzlerische Aktivität von 
den Arbeitgebern betrachtet und ge¬ 
ahndet wird, so dass eine Beratung und 
Abstimmung fast unter konspirativen 
Bedingungen erfolgen muss. Bisher galt 
die Anwesenheitspflicht von mindestens 
einem Drittel der organisierten Beleg¬ 
schaft. 

Streiks, die von überörtlichen Ge¬ 
werkschaftsverbänden ausgerufen wer¬ 
den, werden von der Regelung nicht 
betroffen. Hier sind die Vorstände der 
jeweiligen Organisationen zum Streik¬ 
aufrufberechtigt. In jedem Fall bedeuten 
diese Regelungen einen direkten Eingriff 
des Staates in die gewerkschaftliche Be¬ 
tätigung der Arbeitnehmer. 

Hintergrund ist der Versuch, Grie¬ 
chenland so „schlank“ zu machen, dass 
das Land für die Finanzmärkte wieder 
attraktiv wird. Dazu werden die Dau¬ 
menschrauben angezogen, denn bislang 
ist der freie Gang an die Finanzmärkte 
noch nicht gesichert. 

Einen Vorgeschmack auf die Aus¬ 
einandersetzungen lieferten zahlrei¬ 
che Kundgebungen am 5. Dezember in 
Athen und anderen Städten. Am Vor¬ 


quent schlägt die Kommission aber vor, 
den „EU-Fiskalpakt“ der nur als Selbst¬ 
verpflichtung der EU-Staaten zur Schul¬ 
denbremse besteht, in das EU-Vertrags¬ 
werk einzubauen. Faktisch ändert das 
nichts, macht es aber nicht leichter, die 
verrückten Regeln wieder abzuschaffen. 
Der Pakt war 2012 als zwischenstaatli¬ 
cher Vertrag zwischen 25 EU-Ländern 
abgeschlossen worden, weil sich die da¬ 
malige britische Regierung in einem 
Anfall von Vernunft geweigert hatte 
ihm zuzustimmen. 

Geradezu genial ist der Vorschlag 
der Kommissare, den ESM (European 
Stability Mechanism) als letzte Not¬ 
hilfe auch für die Rettung von Banken 
zu verwenden. Sie räumen damit auch 
explizit ein, dass der in der EU einge¬ 
richtete Bankenabwicklungsfonds von 
höchstens 55 Mrd. Euro sich als zu klein 
erweisen könnte. Der ESM wurde von 
den Eurostaaten unabhängig von der 
Kommission geschaffen, um die Kre¬ 
dite für die von Staatspleite gefährde¬ 
ten Länder zu finanzieren. Er hat der¬ 
zeit einen Umfang von 700 Mrd. Euro 
und wird als eigene Körperschaft vom 


abend wollte die Syriza/ANEL-Regie¬ 
rung im Parlament am Syntagma-Platz 
einen Gesetzentwurf zur Zerschlagung 
des Streikrechts durchsetzen. Nach den 
Reaktionen der KKE und der Gewerk¬ 
schaften wurde der Entwurf kurz vor Mit¬ 
ternacht zurückgezogen. Ein Erfolg der 
Arbeiterklasse. Doch die Regierung ließ 
erkennen, dass sie ihre Pläne erneut ein- 
bringen will. 

Ein weiteres Feld der Herrschaftssi¬ 
cherung ist der EU-gesteuerte Umgang 
mit den Flüchtlingen - insbesondere auf 
den sogenannten Hotspot-Inseln Samos, 
Lesbos (Moria), Chios, Kos und Leros in 
der Ägäis vor dem türkischen Festland. 
Dort müssen die Flüchtlinge unter kata- 


deutschen Klaus Regling geführt. Wolf¬ 
gang Schäuble hatte vorgeschlagen, den 
ESM als europäischen Währungsfonds 
wirken zu lassen. Die Kontrolle über 
diesen Fonds wäre dann, analog wie 
beim Internationalen Währungsfonds 
IWF, dem größten Anteilseigner, also 
Deutschland zugefallen. Die Kommis¬ 
sare machten deutlich, dass sie den ESM 
zwar „Europäischer Währungsfonds“ 
nennen, ihn aber der Kommission un¬ 
terstellen wollen. Entscheidungen über 
Kredite an von Pleite bedrohte Länder 
würden dann von der Kommission vor¬ 
bereitet und vorgeschlagen und alsdann 
unter Beteiligung des EU-Parlaments 
von den Finanzministern nur gebilligt. 
Ein solches Verfahren sei „demokrati¬ 
scher“ sagte Währungskommissar Pi¬ 
erre Moscovici. Von den Finanzminis¬ 
tern der Eurozone wird dieser Plan nur 
auf Hohngelächter stoßen. 

Auf dem Eurogipfeltreffen in dieser 
Woche werden die Regierungschefs die 
Euro-Reform-Vorschläge beraten. Ent¬ 
scheidungen sollen der Planung nach 
erst im Juni nächsten Jahres fallen. 

Lucas Zeise 


strophalen Bedingungen hausen, ohne 
dass die Athener Regierung sichtbar für 
Besserung sorgt. Sie will es auch nicht, 
damit die Flüchtlinge vor der Flucht aus 
der Türkei abgeschreckt werden. Statt- 
dessen geht es um die Einrichtung von 
Abschiebegefängnissen. Die Touris¬ 
musbranche verzeichnet alarmierende 
Rückgänge. Die Bürgermeister betteln 
um Entlastung. Die Kommunen müssen 
das Chaos verwalten. Und die EU tut 
nichts. Dass es im bevorstehenden Win¬ 
ter keine Toten unter den Flüchtlingen 
gibt, kann der Migrationsminister Ioan- 
nis Mouzalas laut Spiegel Online nicht 
garantieren. 

Uwe Koopmann 


Generalstreik 

Syriza will Streikrecht in Griechenland einschränken 



PAME mobilisiert für den Generalstreik am 14.12. 
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Der Weg nach Teheran 

Saudi-Arabien mischt sich im Libanon ein 



V or dem Beginn des Irakkriegs 
2003 hieß es in Washington: „Je¬ 
der will nach Bagdad - ,echte 
Männer 4 gehen nach Teheran 44 Darüber 
sind sich der saudische Kronprinz bin 
Salman und US-Präsident Trump auch 
heute noch einig. 

Iran bleibt der große Konkurrent, 
der Macht und Einfluss Saudi-Arabiens 
und des Westens im Nahen Osten be¬ 
droht. Nicht militärisch, sondern durch 
seine wirtschaftliche, gesellschaftliche 
und technologische Entwicklung. Der 
Weg nach Teheran sollte über Damas¬ 
kus gefunden werden. Doch nach Jah¬ 
ren des Krieges erwies sich das als Irr¬ 
weg. 

Die absehbare Niederlage im Krieg 
um Syrien führte nicht zum Rückzug 
Saudi-Arabiens, im Gegenteil. Mit dem 
Krieg gegen den Jemen und die auch 
als Huthi bezeichnete Ansar Allah ver¬ 
suchte Saudi-Arabien an anderer Stelle, 
den echten oder behaupteten Einfluss 
des Iran zu reduzieren. Der Jemen war 
schon vor dem Krieg ein unentwickeltes 
und armes Land. Saudi-Arabien fürch¬ 
tete aber den Einfluss der Ansar Allah 
auf die schiitische Minderheit in den öl¬ 
reichen Gebieten des Landes. 

Das Ergebnis dieses Krieges ist die 
Zerstörung des Jemen, die Vernich¬ 
tung der Infrastruktur, eine humanitä¬ 
re Katastrophe. Das militärische Ziel, 
die Wiedereinsetzung des saudischen 
Statthalters Hadi als Präsident des Je¬ 
men, ist bis heute nicht gelungen. Statt- 
dessen kommt es immer wieder zu An¬ 
griffen der Ansar Allah im Grenzgebiet 
zu Saudi-Arabien - und zu Angriffen 
mit Mittelstreckenraketen. Bei einem 
der letzten Angriffe dieser Art wurde 
die Peripherie des Flughafens von Riad 
getroffen. Die Explosion am Rande des 
Flughafens war so laut, dass Fluggäste 
im Terminal „aus ihren Sitzen aufspran¬ 
gen 44 , wie die New York Times am 4. De¬ 
zember berichtete. 

Der Schock blieb nicht ohne Fol¬ 
gen: Saudi-Arabien verhängte eine to¬ 
tale Blockade gegenüber dem Jemen. 
Grenzen, Häfen und Flughäfen wurden 
gesperrt, den Einwohnern des Landes 
drohte eine Hungersnot. 

Diese Maßnahmen gingen dann 
selbst der westlichen „Internationalen 
Gemeinschaft 44 zu weit und Saudi-Ara¬ 
bien musste die totale Blockade redu¬ 
zieren, Getreide konnte wieder angelie¬ 
fert werden. Doch nach wie vor hindert 
Saudi-Arabien Tanker daran, Treibstoff 
im Hafen Hudaida anzuliefern. Ohne 


Brexit ganz 

Wenn es nach Tories und 

Die EU-Kommission und die britische 
Regierung versuchen die Vereinbarung, 
auf die sich PremierministerinThere- 
sa May und die europäischen Verhand¬ 
lungsführer am vergangenen Freitag ge¬ 
einigt hatten, als friedenssichernden Er¬ 
folg für Irland zu verkaufen. Darin heißt 
es, dass Großbritannien eine 44 volle An¬ 
gleichung 44 mit den Regeln des europäi¬ 
schen Binnenmarkts und der Zollunion 
herstellen wird, solange sich keine ande¬ 
re Lösung finden lässt, Grenzkontrollen 
auf der irischen Insel zu vermeiden. Da¬ 
mit stellen sie weiterhin die Frage der of¬ 
fenen inneririschen Grenze als einzigen 
Grund dafür dar, Zollbestimmungen und 
Binnenmarkt trotz Ausscheiden der Bri¬ 
ten aus der EU nicht anzutasten. 

„Obwohl die Grenzfrage für uns 
wichtig ist, muss man erkennen, dass sie 
sowohl von der EU als auch von den Bri¬ 
ten genutzt wurde, um ihr gemeinsames 
Ziel eines minimalistischen Brexits vor¬ 
anzutreiben 44 erklärte dazu die Kommu¬ 
nistische Partei Irlands (CPI). „Dabei 
diente ihnen das irische Volk als Bauern¬ 
figur zum Erreichen des von beiden ge¬ 
wünschten Endes: Wenn sie das Ergebnis 
des Referendums schon nicht umdrehen 
können - was, wie wir es von Referenden 
hier in der Republik Irland und in Frank¬ 
reich und den Niederlanden kennen, die 


Treibstoff aber können keine Notstrom¬ 
generatoren in Krankenhäusern betrie¬ 
ben werden, die Verteilung von Waren 
wird massiv behindert. 

Alles oder nichts, scheint die Devise 
des saudischen Königshauses zu sein. In 
Syrien gescheitert, im Jemen ohne Er¬ 
folg, eröffnet es nun eine neue Front. 

Völlig überraschend trat Saad Hariri 
am 4. November als Ministerpräsident 
des Libanon von seinem Amt zurück. 
Er war seit dem 18. Dezember 2016 
Ministerpräsident, nachdem das Amt 
zuvor 29 Monate lang nicht besetzt 
werden konnte. Seine Wahl erfolgte 
als Ergebnis eines Deals zwischen den 
Machtgruppen des Libanon. Er wurde 
auch mit den Stimmen der Hisbollah 
gewählt. 

Im November erklärte er in einer 
Fernsehansprache aus der saudischen 
Hauptstadt Riad, er fürchte einen 
Mordanschlag und warf dem Iran vor, 
sich in die Angelegenheiten der Regi¬ 
on einzumischen und Verwüstung und 
Chaos hervorzurufen. Und in einer gro¬ 
tesken Entwicklung verschwand er dar¬ 
aufhin für zwei Wochen. 


bevorzugte Option ist - wie sichern wir 
dann ab, dass das Ergebnis dasselbe ist? 
Dass Britannien die engste ökonomische 
und politische Beziehung mit der EU be¬ 
hält, in Worten die EU verlässt, doch in 
Taten bleibt und damit die demokrati¬ 
sche Entscheidung der britischen Wähler 
zunichte macht? 44 

Auch Robert Griffith, Generalse¬ 
kretär der Kommunistischen Partei Bri¬ 
tanniens (CPB), sieht in der Grenzfrage 
vor allem einen Vorwand für Britanniens 
weitere Abhängigkeit von EU-Regeln 
und -Institutionen. „Dieses auf Großun¬ 
ternehmen ausgerichtete Minderheiten- 
Tory Regime führt loyal die Instrukti¬ 
onen des EU-Wirtschaftsbeirates aus, 
Britannien für die absehbare Zukunft an 
den EU-Binnenmarkt zu binden und für 
dieses dubiose Privileg auch noch einen 
Arsch voll Geld zu bezahlen. 44 

Erbitterte Widersacherin eines Son¬ 
derstatus für den Norden Irlands war bis 
zur jetzt gefundenen Kompromisslösung 
die nordirische und erzkonservative Uni- 
onistenpartei DUP, die die konservative 
Minderheitsregierung von Premierminis¬ 
terin May duldet. Sie trieb die Angst um, 
dass ein Zugeständnis von Seiten Lon¬ 
dons ein erster Schritt zur Abkopplung 
der Provinz vom Rest des Königreichs 
wäre und forderte deshalb eine gesamt¬ 


Iran und Hisbollah machten Saudi- 
Arabien dafür verantwortlich. Das Ziel 
sei, die Situation im Libanon zu desta¬ 
bilisieren. 

Die saudische Regierung hatte ihre 
Gründe, mit der Entwicklung im Liba¬ 
non unzufrieden zu sein. Sie störte sich 
vor allem an der engen Zusammenar¬ 
beit zwischen Hisbollah und der libane¬ 
sischen Armee im Kampf gegen den IS 
im Grenzgebiet zu Syrien. Saudi-Arabi¬ 
en sprach davon, die Regierung insge¬ 
samt, nicht nur Hisbollah, hätte Saudi- 
Arabien den Krieg erklärt. 

Allein - der Erfolg der Aktion 
blieb aus. Ob Hariri aus eigenem An¬ 
trieb oder auf Druck aus Riad gehan¬ 
delt hatte, wissen wir nicht. Pünktlich 
zum Unabhängigkeitstag des Libanon 
jedenfalls konnte er - nach einem Um¬ 
weg über Paris - zurückkehren. Der li¬ 
banesische Präsident Aoun erklärte 
gegenüber „Russia Today 44 : „Diejeni¬ 
gen, die die Krise hervorgerufen ha¬ 
ben, werden es nicht noch einmal ver¬ 
suchen ... 44 

So orientiert Saudi-Arabien sei¬ 
ne Aktivitäten wieder auf den Jemen. 


britische Lösung. Die Republik Irland 
pocht dagegen auf der Erhaltung der of¬ 
fenen Grenzen. „Sollte die Strategie des 
britischen Staates Erfolg haben, wür¬ 
den möglicherweise sowohl die irische 
Regierung als auch die DUP Siege für 
sich beanspruchen, obwohl ihr Einfluss 
höchstens marginal war, wurden sie doch 
beide von den großen Spielern nur ge¬ 
nutzt 44 kommentiert die CPI das Gescha- 
cher um Formulierungen. 

Wer der eigentliche Sieger sein wird 
ist unterdes gewiss. Es wird nicht die 
Arbeiterklasse Britanniens und Irlands 
sein. 

Melina Deymann 



So sieht die Grenze in Irland aus: 
County Water 


Nach Milliardenausgaben und mehr als 
200 gefallenen saudi-arabischen Solda¬ 
ten im Jemen braucht Kronprinz und 
Kriegsminister Mohammed bin Salman 
einen Erfolg - und der Erfolg schien 
zum Greifen nah. 

Seit einiger Zeit gab es über die Ver¬ 
einigten Arabischen Emirate Verhand¬ 
lungen zwischen Riad und dem ehe¬ 
maligen Präsidenten des Jemen, Salih. 
Sein früherer Außenminister hielt sich 
im Sommer lange in Abu Dhabi auf - 
und hatte offenbar eine Vereinbarung 
erzielt. 

Salih hatte als Präsident die Ansar 
Allah bekämpfen lassen. Nach seinem 
Sturz und nachdem der Kandidat Sau¬ 
di-Arabiens, Mansur Hadi, als Präsident 
installiert war, kam es jedoch zu einem 
überraschenden Bündnis zwischen der 
Ansar Allah, Ali Abdullah Salih und 
seinen Anhängern im Sicherheitsappa¬ 
rat und im Militär. Dieses Bündnis war 
in der Lage, den saudischen Angriffen 
zu widerstehen. 

Überraschend für die Öffentlichkeit 
wechselte Salih nun erneut die Fronten 
und rief die „Brüder in benachbarten 


Am vergangenen Sonntag hat sich in 
Venezuela die regierende Vereinte So¬ 
zialistische Partei Venezuelas (PSUV) 
bei den Kommunalwahlen klar durch¬ 
setzen können. In 308 der 335 Bezirke 
hat die PSUV eine Mehrheit der Stim¬ 
men erhalten. Die Wahlbeteiligung lag 
bei 47,32 Prozent. Sandra Oblitas, Vi¬ 
ze-Präsidentin der Wahlbehörde CNE 
sprach von 9 139 564 abgegebenen 
Stimmen. Das seien mehr als eine Mil¬ 
lion weniger als bei der letzten Kom¬ 
munalwahl 2013. 

Im Bezirk Libertador, dem Kern¬ 
gebiet der Hauptstadt Caracas, setz¬ 
te sich die PSUV-Kandidatin Erika 
Farias mit 66,17 Prozent der Stimmen 
gegen Eduardo Samän durch, der von 
der Kommunistischen Partei Venezue¬ 
las (PCV) und der Partei „Heimatland 
für alle 44 (PPT) unterstützt worden war. 
Samän hatte im Wahlkampf massive 
Behinderungen durch die Behörden 
und die staatlichen Medien kritisiert. 
So war sein Name zunächst nicht auf 
den Wahlscheinen erschienen, obwohl 
er seine Kandidatur rechtzeitig ange¬ 
meldet hatte. 

Neben den Kommunalwahlen fand 
im Bundesstaat Zulia auch die Wahl 
zum Gouverneur statt. Diese war not¬ 
wendig geworden, nachdem sich der 


Staaten 44 auf, ihre Aggression zu stop¬ 
pen. Im Gegenzug würden seine Ver¬ 
bündeten dazu beitragen, den Jemen 
vom Einfluss des Iran zu befreien. Er 
erhoffte sich wohl mehr Einfluss und 
Macht - doch die Ansar Allah töteten 
ihn als Verräter. Wie sehr diese Ent¬ 
wicklungen den Krieg beeinflussen wer¬ 
den, muss sich noch zeigen. 

Mittlerweile bietet der iranische 
Präsident Rouhani Saudi-Arabien ei¬ 
nen Ausweg an: Verlasst den Jemen und 
beendet die Zusammenarbeit mit Isra¬ 
el - dann können wir wieder zu guten 
Beziehungen finden. 

Den Einfluss des Iran zu verringern, 
wenn nicht gar Regime-Change - das 
war und ist erklärte Politik der USA 
und der Golfstaaten. Ölinteressen und 
globale Machtpolitik bestimmen die 
Aktionen im Nahen Osten. Das Ergeb¬ 
nis sind zerstörte Staaten und huma¬ 
nitäre Katastrophen. Doch von ihren 
Kriegszielen und von „Teheran 44 sind 
die USA und die Golfstaaten weiter 
entfernt als 2003. Der Weg nach Tehe¬ 
ran ist nach wie vor versperrt. 

Manfred Ziegler 


Wahlsieger vom Oktober, ein Opposi¬ 
tionspolitiker, geweigert hatte, seinen 
Amtseid vor der verfassunggebenden 
Versammlung abzulegen. Daraufhin 
hatte das Regionalparlament festge¬ 
stellt, das Amt sei nicht besetzt, wor¬ 
aufhin der Nationale Wahlrat (CNE) 
eine erneute Abstimmung ansetzte. Der 
PSUV-Kandidat Omar Prieto gewann 
die Abstimmung mit 57,3 Prozent der 
Stimmen. 

Nach Angaben des privaten Fern¬ 
sehsenders „Globovisiön 44 werden 
künftig 98 Prozent der Rathäuser von 
den Sozialisten kontrolliert, zwei Pro¬ 
zent von der christsozialen COPEI. 
Zahlreiche Oppositionsparteien hat¬ 
ten zum Boykott der Abstimmung auf¬ 
gerufen, darunter die drei größten im 
Bündnis MUD zusammengeschlosse¬ 
nen Oppositionsparteien Primero Ju- 
sticia, Voluntad Populär und Acciön 
Democrätica. Sie sprachen von einer 
„betrügerischen 44 Wahl. 

Venezuelas Präsident Nicolas 
Maduro bezeichnete das Ergebnis 
der Wahlen als einen Sieg für seine 
Partei und rief die Venezolaner zur 
Einheit auf. Die Beteiligung an der 
Wahl sei „außergewöhnlich 44 gewe¬ 
sen. 

Imö/RedGlobe 
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EU geht ändert sich durch den Brexit (fast) nichts 


Boykott gescheitert 

Hohe Beteiligung bei Kommunalwahl in Venezuela 
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Neben einigen Auftritten mit der 
Microphone Mafia besuchte Esther 
auch den jüdischen Friedhof 
Guanabacoa. 


Durch ein Gespräch mit Harry 
Belafonte war Fidel von kulturellen 
Bedeutung des Rap in Kuba 
überzeugt. 


Alle Foto: Jochen Vogler 


Microphone 
Mafia in Kuba 

Antifaschismus und Kuba-Solidarität haben für viele Menschen in Deutschland 
eine gleich wichtige Bedeutung. Esther Bejarano und Microphone Mafia sind viel 
und oft zusammen unterwegs, um mit ihrem antifaschistischen Konzertprogramm 
der Rechtsentwicklung insbesondere in Deutschland entgegenzutreten. Die Reise 
nach Kuba war für sie eine Herzensangelegenheit. 

Nach rund einjähriger Vorbereitung war es im Januar 2017 endlich soweit. Be¬ 
gleitet von einer kleinen Reisegruppe von Freunden, Familie und einem Filmteam 
war auf Einladung des staatlichen kubanischen Musikinstituts von der Agencia 
de Rap eine einwöchige Konzert-Tournee mit zwei Konzerten in Havanna und 
je einem in Camagüey und Santa Clara von Hamburg aus organisiert worden. 
Für Esther, die Band und einige der Gruppe war es die erste Reise nach Kuba. 
Natürlich können die Bilder und Eindrücke aus dieser Woche nur einen zufälli¬ 
gen und persönlich geprägten Ausschnitt dieser schönen, vielfältigen, aber auch 
widersprüchlichen Insel erfassen. 

Kuba ist ein armes Entwicklungsland auf sozialistischer Grundlage mit vielen 
Problemen, die noch gelöst werden müssen. Die seit fünf Jahrzehnten fortdauern¬ 
de Handelsblockade der USA zum Beispiel, die die Entwicklung der Insel erheb¬ 
lich behindert, macht sich im täglichen Leben überall bemerkbar. Um überhaupt 
im internationalen Handel bestehen zu können, benötigt Kuba Devisen. Ange¬ 
sichts der weitgehend fehlenden Rohstoffe kommt dem Tourismus in Kuba eine 
besondere Bedeutung bei der Beschaffung von Devisen zu. 

Die existierenden zwei Währungen sind Ausdruck der widersprüchlichen Situ¬ 
ation auf Kuba, mit der sich Touristen als erstes konfrontiert sehen. Die Auswir¬ 
kungen dieser gleichzeitig vorhandenen Zahlungsmittel begegneten uns überall, 
besonders in Havanna. Angebote, die sich vor allem an Touristen richten, sind für 
die meisten Kubaner unerschwinglich. Dies gilt leider auch für Waren, die nicht im 
Lande produziert werden und gegen Devisen eingeführt werden müssen. 

Daher zeigt sich auch eine Kluft zwischen erkennbar armen Leuten und sol¬ 
chen, die mithilfe der CUC-Währung, die zum Teil aus dem Tourismus oder z.B. 
auch von Überweisungen von Angehörigen aus dem Ausland stammt, über einen 
gewissen Wohlstand verfügen. Diese Situation hat vielerlei soziale Auswirkungen. 
Das ist der kubanischen Regierung klar und sie plant, in Zukunft diese Situation 
zu ändern. 

Auch in Gesprächen mit kubanischen Musikern wurde deutlich, Kuba möch¬ 
te einen Kontakt in die Welt jenseits der Insel, der sich insbesondere durch die 
Möglichkeiten des Internets ergibt. Auf den Plätzen der Städte fallen die vielen 
Jugendlichen auf, die, ähnlich wie bei uns, mit ihren Smartphones im Internet sur¬ 
fen. Auch wenn der Lifestyle in Kuba modern und weltoffen ist, findet sich doch 
gleichzeitig eine gemeinsame kubanische Identität, die sich im Stolz auf das bis¬ 
her Erreichte zeigt. 

Trotz staatlicher Förderung von Privatinitiativen stellt der Staat unverändert 
sämtliche Bildung und die Gesundheitsversorgung kostenfrei zur Verfügung. Auch 
Wohnungen kosten vergleichsweise wenig. Das alles wissen die Kubaner zu schät¬ 
zen. 

Es gab zahlreiche herzliche Begegnungen - sowohl spontane im öffentlichen 
Raum als auch bei verabredeten Treffen. Immer wieder beeindruckte die selbst¬ 
verständliche Freundlichkeit und Diskussionsbereitschaft der Kubanerinnen und 
Kubaner. Geprägt waren die Begegnungen der Musiker vom Kontakt zu den Men¬ 
schen der Agencia de Rap, von denen einige die Reisegruppe auch begleiteten 
und Kontakte vor Ort herstellten. 

Darüber hinaus fanden Begegnungen mit der Hebräischen Gemeinde in Ha¬ 
vanna, mit der Organisation für Menschenrechte, ein Treffen mit Stadtplanern 
Havannas, ein Besuch im Alphabetisierungsmuseum und im Stadtteilprojekt des 
Künstlers Kcho in Havanna, sowie ein Treffen mit dem Journalisten Jorgito in 
Camagüey statt. 

Besondere Höhepunkte der Reise waren ohne Frage die Konzerte von Esther 
und der Band mit gemeinsamen Sessions mit kubanischen Rappern im Anschluss. 
Esther Bejarano widmete die Konzerte dem Ende des Jahres 2016 verstorbenen 
Comandante en Jefe Fidel Castro Ruz. 

Trotz mancher Widrigkeiten war für alle die Reise ein unvergessliches Erlebnis. 

Text und Bilder sind aus dem Bildband Esther Bejarano mit Microphone Mafia live 
in Kuba, erschienen im Verlag Wiljo Heinen, Berlin, 16,- Euro 
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Ellen Beeftink zum Jahrestag des Attentats am Breitscheidplatz 

Alle Gewalt geht vom Volk aus 


I n Artikel 20 GG übertrug das Volk 
dieses Gewaltmonopol an den Staat 
und seine Organe. 

In stabilen Zeiten kann das heißen, 
der Staat schützt seine Bürger vor Straf¬ 
taten und/oder führt Straftäter ihrer 
Strafe zu. In Krisenzeiten sieht das an¬ 
ders aus. Wie der Staat sein Gewaltmo¬ 
nopol nutzt, um seine Interessen - und 
das sind die des Großkapitals - zu schüt¬ 
zen, zeigt sein Umgang mit der viel be¬ 
schworenen Terrorgefahr. Das Attentat 
auf dem Weihnachtsmarkt am Berliner 
Breitscheidplatz vor einem Jahr, seine 
Vorgeschichte und seine Folgen sind ein 
Beispiel dafür. Zwölf Tote, fast 100 Ver¬ 
letzte waren offenbar Kollateralschäden 
einer misslungenen Instrumentalisierung 
eines mutmaßlich islamistischen Terroris¬ 
ten. Spätestens seit November 2015 war 
Anis Amri aktenkundig. Gegen ihn wur¬ 
de wegen Drogenhandels, Urkundenfäl¬ 
schung, Körperverletzung ermittelt. Sein 
Telefon wurde abgehört, Verbindungen 
zur islamistischen Szene festgestellt, An¬ 


kündigung von Anschlägen protokolliert. 
Trotzdem wurde er als wenig gefährlich 
eingestuft. 

Da ist sie wieder, die „schützende 
Hand“. Anis Amri war wohl der perfek¬ 
te Attentäter. Auf der Flucht erschos¬ 
sen, kann er nicht mehr aussagen. Viel¬ 
leicht war es nicht der Verfassungsschutz, 
eine der beteiligten Staatsschutzbehör¬ 
den war es sicher, die dafür sorgte, dass 
eine für sechs Monate richterlich geneh¬ 
migte Überwachung nach 30 Tagen ab¬ 
gebrochen wurde. Zuständige Staatsan¬ 
waltschaften waren nicht gerade erpicht 
darauf, den Fortgang der Ereignisse zu 
verfolgen. Sie sind weisungsgebunden. 
Letztlich erfüllen sie Vorgaben der Jus¬ 
tizminister. Die Polizei unterliegt den 


Weisungen der Innenminister. Die Ge¬ 
heimdienste wiederum werden aus dem 
Kanzleramt gelenkt. 

Die politische Führung hatte (end¬ 
lich) den herbeigeredeten islamistischen 
Terrorakt. Bis dahin konnten ja alle Ge¬ 
planten höchst medienwirksam in letz¬ 
ter Minute verhindert werden. Der At¬ 
tentäter im Olympia-Einkaufszentrum in 
München sollte ein Islamist sein, war aber 
dann doch ein rassistischer Neonazi. Das 
NSU-Trio konnte zehn Jahre mordend 
durchs Land ziehen, obwohl oder gerade 
weil es von V-Leuten umringt war. Das 
Oktoberfestattentat im September 1980 
mit 13 Toten und über 200 Verletzten 
wurde erst Linksradikalen in die Schu¬ 
he geschoben, verübt hat es ebenfalls ein 


Neonazi. Hintergrund und Tatbeteiligte 
dieses immer noch schwersten Anschlags 
auf deutschem Boden wurden bis heute 
nicht ermittelt. 

Es gibt Gemeinsamkeiten. Im Um¬ 
feld der Attentäter tummelten sich im¬ 
mer V-Leute irgendwelcher Sicherheits¬ 
behörden, und alle Beschuldigten sind 
tot. Bis auf Beate Zschäpe, die schweigt. 
Diese Anschläge wurden mindestens 
billigend in Kauf genommen. Sie wer¬ 
den gebraucht, als Rechtfertigung für 
die immer stärkere Einschränkung von 
Bürgerrechten. Und natürlich für die 
Ausweitung der Befugnisse des Staats¬ 
schutzes. Das von der schwarz-grünen 
hessischen Regierung erarbeitete neue 
Verfassungsschutz-Gesetz weist die 


Richtung. In diesem Zusammenhang 
kann der soeben gestartete - offensicht¬ 
lich erfolgreiche - Versuch nicht wun¬ 
dern, alle Demonstranten des G20 Gip¬ 
fels zu kriminalisieren. Und nicht nur 
die. Demonstrationen werden zur Ge¬ 
fahr für die öffentliche Ordnung erklärt, 
ihre Teilnehmer zu Kriminellen. Der 
Staat hat das Gewaltmonopol und Angst 
in der Bevölkerung kann nicht schaden. 
Das beharrliche Gerede von der Inne¬ 
ren Sicherheit dient der Legitimation für 
den Aufbau eines umfassenden Repres¬ 
sionsapparates. Eventuell aufkommende 
soziale Unruhen müssen schon im Keim 
erstickt werden können. Die Richtlinien¬ 
kompetenz für die Politik der Bundes¬ 
regierung liegt bei der Kanzlerin. Ohne 
Angela Merkels Zustimmung wären die¬ 
se Vorbereitungen für einen Polizeistaat 
nicht möglich. Sie bedankte sich denn 
auch für die hochprofessionelle Arbeit 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Sicherheitsorgane und lobte deren 
reibungsloses Funktionieren. 



Nach 36 Jahren Knast ist es AAumia Abu 
Jamal und seinen Anwälten im April 
dieses Jahres gelungen, eine gericht¬ 
liche Überprüfung seines Gerichtsver¬ 
fahrens von 1982 durchzusetzen. Die 
Staatsanwaltschaft weigert sich noch 
immer, der Verteidigung die Akten zum 
Fall auszuhändigen. Doch erstmals gibt 
es die Chance zu belegen, dass der Beru¬ 
fungsrichter Ron Castille in einem Inter¬ 
essenkonflikt stand, als er 1994 Mumias 
Revisionsantrag ablehnte. Castille war 
bei der Verurteilung Mumias 1982 
Stellvertretender Bezirksstaatsanwalt 
und bei den ersten beiden Revisionen 
leitender Bezirksstaatsanwalt und hätte 
daher der Berufung vor dem höchsten 
Gericht nicht Vorsitzen dürfen. 

In einem der bekanntesten Fälle von 
Klassenjustiz wurde Mumia 1982 wegen 
Mordes zum Tode verurteilt. Weltweit 
kämpft seitdem eine breite Solidaritäts¬ 
bewegung für seine Freiheit. Die nächs¬ 
te Kundgebung findet am 17. Dezember 
um 18 Uhrvordem US-Generalkonsulat 
in Frankfurt statt. MD 


Nahtloser Übergang 

Zur Kriegsstrategie des Westens • Kolumne von Arnold Schölzel 


Patrik Köbele zum gs. Geburtstag von Esther Bejarano 


Am 13. Juni 2002 traten die USA vom 
ABM-Vertrag (Anti-Ballistic Missile 
Treaty) zurück. Er war 1972 zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Sow¬ 
jetunion geschlossen worden und sollte 
verhindern, dass eine der beiden Mächte 
sich durch unbegrenzten Ausbau eines 
Abwehrsystems gegen Interkontinental¬ 
raketen eine vermeintliche Unverwund¬ 
barkeit sicherte. Die Idee dahinter war, 
dass kein Land einen atomaren Erst¬ 
schlag führen würde, wenn es sich gegen 
den unvermeidlichen Gegenschlag, den 
Zweitschlag, nicht ausreichend schüt¬ 
zen kann. 2002 begründete der dama¬ 
lige US-Präsident George W. Bush den 
Austritt aus dem Vertrag damit, die ter¬ 
roristische Gefahr richte sich gegen die 
Vereinigten Staaten und ihre Verbünde¬ 
ten ebenso wie gegen Russland. Laut ei¬ 
ner Presseerklärung des Weißen Hauses 
vom 13. Dezember 2001, also kurz nach 
den Anschlägen des 11. September 2001, 
hatte der russische Präsident Wladimir 
Putin zur sechsmonatigen, fristgemäßen 
Ankündigung Washingtons, den ABM- 
Vertrag zu verlassen, erklärt, das stel¬ 
le keine Bedrohung der Sicherheit der 
Russischen Föderation dar. 

Diese Auffassung der Angelegenheit 
dürfte sich gründlich geändert haben. 
Bush verband die ABM-Kündigung mit 
einer Intensivierung der Arbeit an der 
National Missile Defense (NMD), dem 
US-Raketenschild. Das richtete sich an¬ 
geblich vor allem gegen den Iran und 
gegen Nordkorea, wobei Stützpunkte in 
Polen und Tschechien eine besondere 
Rolle spielen sollten. Allerdings besitzt 
der Iran bis heute keine Interkontinen¬ 
talraketen, die DVKR seit 2017. Wer die 
Geschichte der Lügen in dieser Frage 
gegenüber Russland nachlesen will, fin¬ 


det Anschauungsmaterial in dem Buch 
der Publizistin Gabriele Krone-Schmaltz 
„Eiszeit. Wie Russland dämonisiert wird 
und warum das so gefährlich ist“ (C.H. 
Beck). Es hat binnen eines Monats drei 
Auflagen. 

NMD erlebte mit dem Amtsantritt 
von Barack Obama 2009 eine Verän¬ 
derung. Obama verkündete am 17. Sep¬ 
tember 2009 den Verzicht auf die Stütz¬ 
punkte in Tschechien und Polen. Am 
folgenden Tag erläuterte US-Außenmi¬ 
nisterin Hillary Clinton, das sei nicht mit 



Arnold Schölzel ist Stellvertretender 


Chefredakteur der Zeitung „junge Welt“ 

Abrüstung zu verwechseln: „Wir ^tei¬ 
len’ die Raketenabwehr nicht ,zurück! 
Wir verwirklichen die Raketenabwehr 
rascher, als es die Bush-Regierung plan¬ 
te. Und wir stellen ein umfangreicheres 
System auf.“ 

Das geht nun seiner Vollendung ent¬ 
gegen. Seit dem 13. Mai 2016 ist auf der 


rumänischen Basis Deveselu eine ent¬ 
sprechende Anlage einsatzbereit, im 
polnischen Redzikowo bei Slupsk im 
kommenden Jahr. In den vergangenen 
Wochen begann zugleich eine Propa¬ 
gandakampagne des Westens für eine 
Aufkündigung des INF-Vertrages (In¬ 
termediate Range Nuclear Forces). 
Den hatten Michail Gorbatschow und 
Ronald Reagan am 8. Dezember 1987 in 
Washington unterzeichnet. Er verbietet 
die Produktion und Stationierung land¬ 
gestützter Raketen mit einer Reichweite 
zwischen 500 und 5500 Kilometern. Am 
6. Dezember 2017 fragte z.B. die FAZ, 
ob eine neue Nachrüstungsdebatte be¬ 
vorstehe. Am 9. Dezember stieg „Der 
Spiegel“ ein: US-Verteidigungsminister 
James Mattis habe vor etwa vier Wo¬ 
chen die Nukleare Plaunungsgruppe 
der NATO informiert, Washington ver¬ 
füge über Nachweise, wonach Russland 
bodengestützte Cruise Missiles vertrags¬ 
widrig entwickelt habe. Mattis habe den 
Verbündeten ein Ultimatum gestellt, 
bis Mitte 2018 gemeinsam zu reagieren, 
sonst „würden die USA im Alleingang 
entscheiden“. Allein die Bundesregie¬ 
rung erklärte, „ein schlagender Beweis 
fehle“. Sie hat laut „Spiegel“ eine NA- 
TO-Erklärung verhindert, in der ein an¬ 
geblicher Bruch des INF-Vertrags durch 
Russland scharf verurteilt wurde. 

Egal. Der US-Kongress hat im Haus¬ 
haltsentwurf für 2018 eine Summe von 
58 Millionen US-Dollar für die Entwick¬ 
lung landgestützter Cruise Missiles ein¬ 
geplant. Wenn das Ultimatum der USA 
für die NATO Mitte 2018 abläuft, dürf¬ 
te die Basis in Redzikowo einsatzbereit 
sein. Der Übergang auf die neue Stufe 
der Totrüstungs- und Kriegsstrategie 
des Westens wäre nahtlos. 


Danke, Esther 

Unsere Genossin Esther Bejarano wird 
93. Wer sie erlebt, wer sie trifft, wer das 
Glück hat bei einem ihrer Konzerte da¬ 
bei zu sein, der kann das kaum glauben. 
Diese Kraft, die sie ausstrahlt und wei¬ 
tergibt, scheint nicht zu diesem Alter 
zu passen. 

Ich bin sehr froh, dass sich unsere 
Wege einige Male kreuzten. Ich denke 
zurück an das vergangene UZ-Presse- 
fest. Die Rapperin Esther mit „ihren 
Jungs“ von der Microphone Mafia ga¬ 
ben das Abschlusskonzert des Presse¬ 
fests. Die Hauptbühne war leider mehr 
oder minder im Schlamm versunken, 
das Konzert musste umziehen - kein 
Problem für Esther und ihre Jungs. Das 
Konzert dann rappelvoll - und erst die 
Stimmung. Wer da nicht an mancher 
Stelle feuchte Augen bekam, wer da 
nicht kämpferisch mitzusingen begann, 
der muss entweder ein Stein oder vom 
Geheimdienst gewesen sein. 

Esthers Leben wiederzugeben er¬ 
fordert Bücher, sprengt den Umfang 
dieses Artikels. Allen sei deshalb ihr 
Buch „Erinnerungen“ (Laika-Verlag) 
ans Herz gelegt. Das ist Zeitgeschich¬ 
te, die wach gehalten werden muss. 
Der Untertitel „Vom Mädchenorches¬ 
ter in Auschwitz zur Rap-Band gegen 
rechts“ drückt sowohl die Dramatik, 
die Kämpfe ihres Lebens als auch die 


Sei böse 

Die Internetgiganten Google und Ama- 
zon streiten sich um das neue Geschäfts¬ 
feld „Video-on-Demand-Streaming“. 
Dabei geht es um kostenpflichtige An¬ 
gebote, bei denen man Filme aller Art 
über das Internet ansehen kann, ohne 
die Filme als Datei herunterzuladen. 

Die Auseinandersetzung begann da¬ 
mit, dass der Internethandelriese Ama- 
zon die Streaming-Produkte von Goog¬ 
le, „Chromecast“ und „Home“, aus sei¬ 
nem Sortiment nahm. So bevorzugt 
Amazon den eigenen Streaming-Dienst 
„Amazon Prime“ gegenüber den Kon¬ 
kurrenzprodukten von Google. 

Der Suchmaschinenkonzern Goog¬ 
le antwortete auf die Offerte von Ama¬ 
zon, indem er das Videoportal „ YouTu- 
be“ für die Amazon-Endgeräte „Echo 
Show“ und „Fire TV“ sperren ließ. You- 
Tube befindet sich im Portfolio von Al¬ 
phabet, dem Mutterkonzern, unter dem 
Google seine verschiedenen Aktivitä¬ 
ten seit 2015 zusammenfasst. 

Seit sich der Gesamtkonzern nicht 
mehr Google, sondern Alphabet nennt, 
hat sich auch das Firmenmotto von 
„Don‘t be evil“ (dt. Sei nicht böse) 
zu „Do the right thing“ (dt. Mach das 
Richtige) geändert. Diesen Slogan¬ 
wechsel kann man für die gesamte In¬ 
ternetbranche als wegweisend sehen. 
Einst fingen sie als innovative Klitschen 


Offenheit, das Aufgeschlossene von Es¬ 
ther aus. 

Esther ist unermüdlich, danach die 
anstrengende Tour durch Kuba, ge¬ 
sundheitliche Probleme - und doch 
immer wieder auf die Bühne. Warum 
tut sie sich das an? Weil sie was zu sa¬ 
gen, weil sie was zu singen hat. Sie gibt 
uns ihre Erfahrungen weiter, ihr Erle¬ 
ben des Faschismus an der Macht, ihr 
Erleben in Auschwitz, ihr Überleben 
des Faschismus, ihren antifaschisti¬ 
schen Kampf. Ihre Konzerte, ihr Auf¬ 
treten als Zeitzeugin in Schulen, Ver¬ 
anstaltungen und Fernsehsendungen, 
das ist vorbildlicher antifaschistischer 
Kampf. Vielfach wurde sie geehrt, auch 
von staatlicher Seite, gleichzeitig traf 
sie aber auch die Wut desselben Staa¬ 
tes auf konsequenten Antifaschismus, 
einmal sogar als gezielter Angriff eines 
Wasserwerfers auf das Auto, in dem 
sie während einer antifaschistischen 
Kundgebung saß. 

Liebe Esther, wir, Deine Genossin¬ 
nen und Genossen wünschen uns noch 
viele Jahre mit Dir, Deinen Konzerten 
und Deinem Kampfesmut. Ich wün¬ 
sche mir, Dich noch vielfach umarmen 
zu können und von der Kraft zu profi¬ 
tieren, die Du uns immer wieder gibst. 
Wir sagen einfach mal: Danke Esther. 
Dein Patrik 


mit vielen Ideen und noch mehr Elan 
an. Heute verlagern sich die Konzerne 
immer mehr darauf, andere Unterneh¬ 
men aufzukaufen. Den Anfang mach¬ 
te Google, als es sich 2006 die besagte 
Videoplattform YouTube einverleibte. 
Zuletzt kaufte der Social-Media-An¬ 
bieter „Facebook“ den Instant-Messa- 
ging-Dienst „WhatsApp“ und Apple 
den Musikerkennungsdienst „Shazam“. 
Heute gilt es, „das Richtige zu tun“, und 
das ist im Kapitalismus die Profitmaxi¬ 
mierung. Diese geschieht immer sel¬ 
tener durch neue Produkte, sondern 
durch Übernahmen und das Ausste¬ 
chen von Konkurrenten. 

Wenig ist von den Träumereien der 
Freaks und Nerds aus dem Silicon Val¬ 
ley geblieben. Sie träumten von der ab¬ 
soluten Freiheit, die die Digitalisierung 
des Lebens bringen sollte. Freier Zu¬ 
griff auf Wissen und Technologien sollte 
die Menschheit aus ihrem Elend befrei¬ 
en. Schon damals wussten die Protago¬ 
nisten, wie man mit dem Streben nach 
Freiheit Geld machen konnte. Das war 
aber für viele nur Mittel zum Zweck. 
Heute sind aus den Firmengründungen 
in Garagen und Studentenwohnheimen 
Monopole geworden, die sich mächtig 
genug fühlen, für höhere Profite zu im¬ 
mer drastischeren Mitteln zu greifen, 
Freiheit hin oder her. 


Christoph Hentschel zum Krieg zwischen Google und Amazon 
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Was ist Klassenkampf? 

Veranstaltung zu Losurdos „Der Klassenkampf oder die Wiederkehr des Verdrängten?“ im MEZ 



E s war ein klarer Wintertag, als man 
sich am 11. November 2017 im 
Marx-Engels-Zentrum Berlin traf. 
Das Thema lautete: „Linke diskutieren 
über Domenico Losurdos Buch: ,Der 
Klassenkampf oder die Wiederkehr des 
Verdrängten?“ 4 

Lür das Zentrum stellte Marianna 
Schauzu Domenico Losurdo vor. Der 
italienische Philosoph und Historiker 
gilt als einer der weltweit bekanntesten 
marxistischen Theoretiker. Seine Bü¬ 
cher erscheinen in Frankreich, Spanien, 
Lateinamerika, natürlich in Italien, aber 
auch in China und Japan. Und auch bei 
uns wird Losurdo immer bekannter. 
Nicht weniger als 30 Titel von ihm sind 
bereits auf Deutsch erschienen. 

Anliegen und Entstehung des „fa- 
cebook-Losurdo-Lesekreises 44 welcher 
ein Initialfunke der Veranstaltung war 
und aus dem immerhin sechs Mitglie¬ 
der anwesend waren, wurde von Mi¬ 
chaela Sohn dargestellt. Ohne Bildung 
gleite der Mensch leicht in das bürger¬ 
liche Lager ab, Losurdo sei immer des 
Lesens und Berlin immer eine Reise 
wert, so lautete ihr Statement. 

Pablo Graubner ging in seiner 
Präsentation auf Losurdos Kritik der 
„binären Lesart 44 des Klassenkon¬ 
flikts ein. Diese Lesart lege das Kom¬ 
munistische Manifest so aus, als hätte 
Marx die menschliche Entwicklungs¬ 
geschichte als nur durch einen einzi¬ 
gen Widerspruch bestimmt beschrie¬ 
ben. Eine historisch-theoretische 
Wiederaufnahme der Marx-Lektüre 
zeige aber, dass Marx und Engels den 
Klassenkampf nicht in „Reinform 44 
sondern durch Verschränkung in¬ 
terner und internationaler Konflik¬ 
te entwickeln. Abschließend schlug 
Graubner vor, diesen dialektischen 
Klassenkampfbegriff auf die heutige 
kapitalistische Gesellschaft anzuwen¬ 
den, die auf nationaler und internati¬ 
onaler Ebene vom Widerspruch zwi¬ 
schen nicht-monopolistischem Volk 
und monopolkapitalistischer Herr¬ 
schaft geprägt sei. 


Foto: PCI 


Domenico Losurdos 

Andreas Wehr, Jurist und Autor, 
hielt ein Impulsreferat zu „Nationale 
Befreiung und Abschaffung der Skla¬ 
verei als Bestandteile des Klassen¬ 
kampfs 44 Der Begriff „Klassenkampf 44 
wird heute vielfach allein auf Kämp¬ 
fe in der Arbeitswelt reduziert. Würde 
man unter Linken eine Umfrage durch¬ 
führen, was sie unter ihm verstehen, so 
würde man hören, dass er sich allein 
in Streiks, Aussperrungen, Gewerk¬ 
schaftsdemonstrationen, Betriebsbe¬ 
setzungen und dergleichen zeigt, nicht 




aber im gleichzeitigen Kampf gegen die 
nach Losurdo „drei großen Diskrimi¬ 
nierungen 44 die da sind: Soziale Stel¬ 
lung, Rassen- bzw. Geschlechtszugehö¬ 
rigkeit. Auch das Ringen um nationale 
Befreiung wird meist nicht im Kontext 
von Klassenkampf gesehen. Mit seinem 
Buch verfolgt Losurdo aber das Ziel, 
den Terminus „Klassenkampf 44 wieder 
in das Zentrum sozialistischer Strate¬ 
gie zu rücken, ihn dorthin „zurückkeh¬ 
ren 44 zu lassen. Zur Rekonstruktion 
des Klassenkampfbegriffs verweist er 


dazu auf die ganze Breite der marxis¬ 
tischen Theorie, die neben den klassi¬ 
schen ökonomischen Texten auch die 
vielfältigen politischen Interventionen 
von Marx und Engels - etwa ihr Eintre¬ 
ten für den irischen und den polnischen 
Befreiungskampf im 19. Jahrhundert - 
umfasst. 

In der Diskussion wurde der Klas¬ 
senkampf durchaus vielfältig gesehen. 
Das anfangs schwierige Gelände lich¬ 
tete sich, als gefragt wurde: Wem nutzt 
was? So hilft ein positiver Nationa¬ 


lismus gegen die Unterdrückung und 
Ausbeutung eines ganzen Volkes. Die 
Privilegierung der Kernarbeiterschaft 
in Teilen Europas durch die Ausbeu¬ 
tung von Peripherieländern schwächt 
hingegen den Widerstand der hiesigen 
Arbeiterschaft. 

Um das Ziel der Befreiung aller 
Menschen von Ausbeutung und damit 
einhergehender Diskriminierung geht 
es aber auch in der Frauenfrage. Dabei 
wurden in der Diskussion die Erfolge 
der DDR zu ihrer Lösung hervorge¬ 
hoben. Doch auch wenn wir das nicht 
gerne hören, auch unter sozialistischen 
Bedingungen waren es die Frauen, die 
fast ausschließlich die Hausarbeit und 
Kinderbetreuung erledigten. 

Das Seminar wurde als rundum ge¬ 
winnbringend bewertet. Für diejenigen, 
die daran ohne Kenntnis des Buches 
von Losurdo teilnahmen, stellte es ei¬ 
nen starken Anreiz dar, es nun endlich 
auch zu lesen. 

Pablo Graubner, Michaela Sohn, Andreas Wehr 


Domenico Losurdo 


DER KLASSENKAMPF 


ODER DIE WIEDERKEHR 
DES VERDRÄNGTEN? 

Eine politische und 
philosophische Geschichte 




D. Losurdo: Der Klassenkampf oder Die 
Wiederkehr des Verdrängten? PapyRos- 
sa Verlag,423 Seiten, 24,90 Euro. 


Rechtsruck nüchtern beurteilt 

Warum die „postneoliberale Transformation“ nicht stattfindet - Blick in die neue „Z.“ 


Die Redaktion der Zeitschrift „Z. - 
Marxistische Erneuerung 44 nimmt im 
neuen Heft eine politische Lagebeur¬ 
teilung der Bundesrepublik im Licht 
der Bundestagswahlen vor. Die Auto¬ 
ren Jörg Goldberg , Andre Leisewitz , 
Jürgen Reusch und Gerd Wiegel konsta¬ 
tieren angesichts des Erfolges von FDP 
und AfD einen Rechtsruck. Das werde 
auch nicht dadurch relativiert, dass auch 
die CDU/CSU gegenüber diesen Partei¬ 
en stark verloren hat, denn wenn man 
das Wahlergebnis nach Blöcken auf¬ 
teile, so habe der aus diesen vier Par¬ 
teien bestehende rechte Block gegen¬ 
über dem linken Block aus SPD, Grü¬ 
nen und Linkspartei im Vergleich zur 
vorigen Wahl die Mehrheit gewonnen. 
Die AfD kann nach Meinung der Auto¬ 
ren als „Verselbstständigung einer po¬ 
litischen Tendenz am rechten Rand der 
Union zu einer eigenständigen Partei 44 
gewertet werden, deren „Führungsper¬ 
sonal sich aus dem rechtskonservativen 
Spektrum von CDU/CSU, aus rechten 
Bewegungen und rechtsextremen bis 
neofaschistischen Kleinparteien und 
Gruppen speist 44 . 

Wie kommt es, dass bei der relativ 
positiven Wirtschaftsentwicklung an¬ 
ders als üblich die Regierungsparteien 
massiv abgestraft wurden, fragen sich 
die Autoren. Die Antwort darauf ist 
nicht absolut neu, aber plausibel. Man 
sollte sie sich immer wieder ins Ge¬ 
dächtnis rufen. Die in Umfragen ermit¬ 
telte Zufriedenheit der Mehrheit mit 
ihrer ökonomischen Lage habe eben 
einen ansehnlichen Teil der Menschen 
nicht erfasst. Sie hätten Grund für Angst 
vor sozialem Abstieg und Angst, die 
Modernisierungsverlierer zu sein. Das 
Gefühl, von den Modernisierern, dem 


Regierungskartell, belogen und betro¬ 
gen zu werden, sei besonders in Ost¬ 
deutschland weit verbreitet und nach 
den Erfahrungen der Menschen mehr 
als verständlich. Dass sich dieses Gefühl 
rechts und anlässlich des Umgangs mit 
den Flüchtlingen äußere, habe auch da¬ 
mit zu tun, dass besonders die Regie¬ 
rungsparteien dieses Thema in Verbin¬ 
dung mit Terrorismus und innerer Si¬ 
cherheit in enger Zusammenarbeit mit 
den Leitmedien gerade im Wahlkampf 
zum bestimmenden gemacht haben. 

Ein Aufsatz von Klaus Dräger 
(Frankfurt) resümiert die Wahlen 
2015 bis 2018 in anderen europäischen 
Ländern. Auch da Rechtsruck alleror¬ 
ten - mit den bemerkenswerten Aus¬ 
nahmen von Portugal und Britannien. 
Im Ergebnis hätten die Wahlen die Kon¬ 
sequenz gehabt, dass der dominierende 
Kurs des Neoliberalismus ungebremst 
fortgesetzt werden konnte. Dräger weist 
zu Recht darauf hin, dass die etablier¬ 
ten Parteien im Regelfall nur wenig zö¬ 
gern, mit den neuen Formationen wei¬ 
ter rechts gemeinsame Sache zu machen 
und sie in das etablierte Politiksystem 
einzubeziehen. Er führt dazu die frü¬ 
hen Beispiele in Italien und Österreich 
und die mittlerweile mehrfach erprobte 
Praxis in einigen skandinavischen Län¬ 
dern an. 

Ein zweiter Schwerpunkt des Hef¬ 
tes wird etwas mühsam unter dem Titel 
„Weltwirtschaft, G20 und die National¬ 
staaten 44 zusammengefasst: Zunächst 
befasst sich dabei Jörg Goldberg , wie 
er es regelmäßig tut, mit dem aktuel¬ 
len Zustand der Weltwirtschaft. Das ist 
auch dieses Mal sehr lesenswert. Nicht 
schlüssig scheint allerdings seine Auffas¬ 
sung, dass die allseits beklagte Wachs¬ 


tums- und Investitionsschwäche der al¬ 
ten kapitalistischen Zentren nicht in ers¬ 
ter Linie auf die vom Neoliberalismus 
beförderte sinkende Lohnquote und 
den schlanken Staat zurückzuführen 
sei. Erstaunlich ist diese Position auch 
deswegen, weil Goldberg keine plausib¬ 
le andere Erklärung dafür angibt. Gold¬ 
berg konstatiert, dass sich das Wachstum 
wichtiger Schwellenländer wie Brasilien 
und Russland nach einer Krise wieder 
beschleunigt hat. Der Trend jedenfalls 
„zur Verschiebung der globalen Produk¬ 
tionsstrukturen zugunsten der Schwel¬ 
len- und Entwicklungsländer und zu 
Lasten der entwickelten Länder 44 setze 
sich fort, stellt der Autor fest. 

Sehr eigenartig liest sich der Auf¬ 
satz von Andres Musacchio (Buenos 
Aires/Bad Boll) mit dem Titel „Macht¬ 
verschiebung, internationale Konkur¬ 
renz und die postneoliberale Transfor¬ 
mation: Welche Rolle spielt die G20? 44 . 
Der Autor konstatiert, dass mit der Kri¬ 
se 2007 die wirtschaftliche Grundlage, 
das neoliberale Modell, „offensicht¬ 
lich erschöpft 44 sei. Es entwickelten sich 
„neue Formen der Ausbeutung 44 . Noch 
sei „kein neues stabiles Modell ent¬ 
standen. 44 Musacchio scheint zu meinen, 
dass die G20 bei der Etablierung eines 
solchen Modells die Führung überneh¬ 
men könnten. Es werde aber deutlich, 
dass es dabei „nicht um die langfristige 
Planung einer neuen nachhaltigen Wirt¬ 
schaft und Gesellschaft 44 gehe. Spätes¬ 
tens seit dem Gipfel von Brisbane 2014 
sei deutlich, dass die neoliberale Agen¬ 
da weiterverfolgt werde. Die vom Au¬ 
tor gestellte Frage „Entsteht eine neue 
Ordnung? 44 beantwortet er selbst mit ei¬ 
nem verschwommen formulierten Nein, 
jedenfalls nicht durch die G20. 


Dieter Boris (Marburg) schildert in 
„Ende oder Neuauflage von NAFTA? 44 
die Wirkungen dieses größten Freihan¬ 
delsabkommens zwischen Kanada, 
USA und Mexiko: Die Deindustriali¬ 
sierung der USA wurde gefördert, ein 



Die aktuelle Ausgabe der Z.: „Rechts¬ 
entwicklung in Europa“, Z. Nr. 112, De¬ 
zember 2017 

Einzelheft 10 Euro. Zu bestellen bei: 
www.neue-impulse-verlag.de 

Punkt, den Donald Trump in seinem 
Wahlkampf aufgegriffen hat und der 
nun im Zuge von „America first! 44 ge¬ 
ändert werden soll. NAFTA hat vor al¬ 
lem aber die Landwirtschaft Mexikos 
weitgehend zerstört und damit auch 
die Emigration der Landbevölkerung 
in die USA gefördert. Dass es im Zuge 
der von Trump angestoßenen Neuver¬ 
handlungen des Vertrages zu einer Bes¬ 


serung kommt, hält Boris für ziemlich 
unwahrscheinlich. 

Sehr lesenswert ist Peter Wahls 
(Berlin/Worms) Aufsatz „Wie natio¬ 
nalistisch ist der Nationalstaat 44 . Wahl 
argumentiert nicht explizit, aber weit¬ 
gehend marxistisch und unterscheidet 
der Sache angemessen zwischen Nati¬ 
on, Nationalstaat und Nationalismus. 
Nation allerdings ist bei Wahl als „Ver¬ 
dichtung kommunikativer Prozesse 44 ... 
und ... „kollektiver Identität 44 definiert. 
Das bleibt vor der historisch-materialis¬ 
tischen Betrachtungsweise stehen, wo¬ 
nach sich in der Nation reale Klassenin¬ 
teressen manifestieren. Das hatte schon 
Hoffmann von Fallersleben im frühen 
19. Jahrhundert erkannt, der den Zoll¬ 
verein als Ausdruck der Nation ironisch 
preist. Nation ist eben nicht nur Idee, 
sondern ganz wie die Gesellschaft selber 
gesellschaftliche Realität. 

Wie immer enthält die neue Z.-Aus- 
gabe interessante Tagungsberichte und 
viele nützliche Buchrezensionen. Un¬ 
ter den sonstigen Aufsätzen seien her¬ 
ausgegriffen der halbjährliche „Streik¬ 
monitor 44 für das erste Halbjahr 2017 
sowie ein Vortrag des Arbeitsrechtlers 
Rolf Geffken (Hamburg) zur „Gewerk¬ 
schaftspolitik in Ostdeutschland in den 
frühen 90er Jahren 44 . Der Vortrag soll¬ 
te auf einer Tagung „Ostwind 44 im Juni 
2017 gehalten werden, was aber nicht 
geschah. Sowohl der nicht gehaltene 
Vortrag selbst als auch Geffkens Nach¬ 
bemerkung dazu sollten Pflichtlektüre 
für jeden sein, der sich ein wenig über 
gewerkschaftliche Kämpfe, die Strategi¬ 
en des Kapitals und die Illusionen über 
das westdeutsche bzw. gesamtdeutsche 
Rechtssystem informieren will. 

Lucas Zeise 
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Nelly-Sachs-Preis 

Der irakisch-kurdische Autor Bachtyar 
Ali hat den Nelly-Sachs-Preis der Stadt 
Dortmund erhalten. Der mit 15000 
Euro dotierte Literaturpreis wurde im 
Dortmunder Rathaus verliehen. Der 
1966 geborene Ali schreibt auf Sorani, 
der südöstlichen Variante des Kurdi¬ 
schen. Aus seinem Werk sind erst zwei 
Romane in deutscher Sprache im Uni¬ 
onsverlag erschienen: „Der letzte Gra¬ 
natapfel“ und „Die Stadt der weißen 
Musiker“. Seine Bücher fußen auf der 
großen orientalischen Erzähltradition 
und schildern zugleich auf poetische 
Weise das Schicksal der irakischen 
Kurden, hieß es in der Begründung der 
Jury. Mit dem nach der jüdischen deut¬ 
schen Schriftstellerin Nelly Sachs be¬ 
nannten Preis ehrt die Stadt Dortmund 
seit 1961 alle zwei Jahre Schriftsteller, 
die zur Verbesserung der kulturellen 
Beziehungen zwischen den Völkern 
beitragen. „Ich habe zwei, drei Kriege 
erlebt“, sagt Bachtyar Ali. „Mein Vater 
war ein Kämpfer, ein Peschmerga, ein 
Kommunist, er war im Gefängnis, und 
meine Familie hat sehr Schreckliches 
erlebt. Ich habe an Demonstrationen 
gegen Saddam teilgenommen, wurde 
verletzt und war im Gefängnis.“ Vor 20 
Jahren floh Bachtyar Ali nach Deutsch¬ 
land und durchlitt den kompletten Ver¬ 
lust von Heimat, Sprache, Familie. Bis 
heute kann er nur besuchsweise zurück. 


Hauptsache teuer 

Das für eine Rekordsumme versteiger¬ 
te Gemälde „Salvator Mundi“ von Leo¬ 
nardo da Vinci ist Medienberichten zu¬ 
folge vom saudischen Kronprinzen Mo¬ 
hammed bin Salman gekauft worden. 
Das meldeten das „Wall Street Journal“ 
und die „New York Times“. Sie berufen 
sich dabei auf nicht näher genannte 
amerikanische Offizielle. Mohammed 
bin Salman, Kronprinz der Kopfab¬ 
schneider-Dynastie, habe das Kunst¬ 
werk über einen Freund erworben, um 
selbst nicht in Erscheinung zu treten. 
Das Gemälde, es soll Jesus Christus dar¬ 
stellen, war für 450 Millionen Dollar bei 
Christie‘s in New York versteigert wor¬ 
den. Experten streiten sich weiterhin, 
ob es überhaupt ein Originalwerk von 
da Vinci ist oder nur aus seinem Ateli¬ 
er stammt. Aber das ist wohl nicht so 
wichtig, Hauptsache ist: Es ist teuer, der 
Künstler hat einen bekannten Namen 
und es gibt Expertisen, das reicht um 
Kunst zu sein. Der vor einem Monat 
eröffnete Louvre Abu Dhabi wird das 
Bild nach eigenen Angaben bald aus¬ 
stellen, schon recht, wenn in einem mus¬ 
limischen Land auch christliche Ikono¬ 
graphie gezeigt wird. Die französische 
Regierung, die an guten Beziehungen 
interessiert ist und deshalb bei dem 
Wüstenbau mit Knowhow geholfen hat, 
kann also damit rechnen, in den nächs¬ 
ten Jahren das Bild als Leihgabe neben 
der „Mona Lisa“ ausstellen zu dürfen. 


Kirchen und Kultur 

Der Deutsche Kulturrat, ein Spitzen¬ 
verband der Kulturwirtschaft mit fast 
250 Einzelspartenverbänden, sucht An¬ 
sprechpartner. Jetzt sind zur Abwechs¬ 
lung die christlichen Kirchen dran und 
man fordert sie zu einem stärkeren 
kulturpolitischen Engagement auf. So 
sollten sie sich für eine bessere soziale 
Absicherung von Künstlern einsetzen, 
forderte der Geschäftsführer der Dach¬ 
organisation, Olaf Zimmermann. Die 
Kirchen seien ebenso wichtige Akteu¬ 
re im Kulturbereich wie Bundesländer 
und Kommunen, betonte er. Sie ver¬ 
wendeten viele Millionen Euro jähr¬ 
lich für ihre Museen, für Kirchenmu¬ 
sik oder den Erhalt von Sakralbauten. 
Deshalb müssten die Kirchen ihre Rol¬ 
le als „unverzichtbare Kulturanbieter“ 
mehr annehmen, soll wohl heißen, für 
sie tätige Künstler und Mitarbeiter bes¬ 
ser zu bezahlen oder auch Künstlerin¬ 
nen und Künstler, die sich als areligiös 
bezeichnen, nicht auszugrenzen. Wenn 
Herr Zimmermann mit seinem Aufruf 
dies gemeint hat, wäre er zu loben. Viel¬ 
leicht ist es auch nur vorweihnachtlich 
von wegen „Frieden auf Erden und al¬ 
len Menschen ein Wohlgefallen“. 

Herbert Becker 


Punk bis hier und heute 

Die Punker von „Slime“ melden sich zurück 



duktion ist sehr gut geworden, text¬ 
lich hat das Album hier und da etwas 
zu flache Texte, ohne aber die Kraft 
und Bissigkeit, die ihre Art des Punk¬ 
rocks schon immer einzigartig machte, 
einzubüßen. Die Genialität anderer 
Hamburger Bands wie „Razzia“ oder 


Die Hamburger Punk¬ 
band „Slime“ meldet 
sich fünf Jahre nach 
„Sich fügen heißt lü¬ 
gen“ mit einem neu¬ 
en Album zurück. Die 
1979 gegründete Band 
gehört unbestritten zu 
der Speerspitze deut¬ 
scher Politbands, die 
sehr stark die Pro¬ 
testbewegung um die 
Hamburger Hafen¬ 
straße und die Anti- 
AKW-Bewegung in 
Brokdorf musikalisch 
begleitete. Mit ihren 
kurzen und prägnan¬ 
ten Punksongs und 
ihren oft parolenhaf- 
ten Texten wurden sie 
zum Sprachrohr einer 
ganzen linken Bewe¬ 
gung in den 1980er 
Jahren. Nach einer 
Abschiedstour und 
ihrem bis dato stärks¬ 
ten Album „Schwein¬ 
eherbst“ (Anspieltipp: „Goldene Tür¬ 
me“), löste sich die Band 1994 auf. 
Im Jahr 2008 beschloss man die Band 
wieder zu reaktivieren und spielte zum 
100-jährigen Jubiläum des FC St. Pauli 
am Millerntor ein großes Festival mit 
über 15 000 Fans. Zwei Jahre später ver- 


Der Punk ist nicht tot 


öffentlichten „Slime“ das Album „Sich 
fügen heißt lügen“ mit Eigenkomposi¬ 
tionen, wobei die Texte ausschließlich 
aus Gedichten des Anarchisten Erich 
Mühsam bestanden. 

Mit „Hier und Jetzt“ ist die Band 
jetzt mit 100 Prozent zurück. Die Pro- 


auch „... but alive“ 
wird so nicht erreicht. 
Aber mit einem ab¬ 
wechslungsreichen 
Album hängt man lo¬ 
cker den größten Teil 
der deutschsprachigen 
Rockszene ab. Es ist 
wichtig und gut, dass 
„Slime“ wieder zurück 
sind. Anspieltipp: „Sie 
wollen wieder schie¬ 
ßen (dürfen)“, „Let‘s 
get united“ (feat. Los 
Fastidios). 

Andres Irrure 


Slime: „Hier und jetzt“ CD (People Like 
You Records) 2017 


Buddenbrooks und Zaunpfahl 

„Sargschmal“ ist die deutsche Geschichte in Svealena Kutschkes „Stadt aus Rauch“ - 


DDR-Sozialisierte und die, die es (auch 
der Literatur wegen) gerne gewesen 
wären, haben den Vorteil, dass sie Bü¬ 
cher aus Gewohnheit öfter hinten auf- 
schlagen, um einen Blick auf die In¬ 
haltsangabe zu werfen. Zumindest bei 
Sachbüchern. Wenn es um die schöne 
Literatur geht, vielleicht bei Sammel¬ 
bänden oder dicken Romanen. „Stadt 
aus Rauch“, der dritte von Svealena 
Kutsche, ist ein dicker Roman. 

Zwar gibt es keine Inhaltsangabe 
auf dem hinteren Vorsatzpapier, aber 
dafür einen hilfreichen Stammbaum: 
Vier Generationen allesamt tiefer Figu¬ 
ren, mit Kontext gefütterte Namen. Die 
Karte der Stadt Lübeck von 1850 am 
Anfang ist da eher Schmuck. Aber sie 
zeigt zweierlei: Den Handlungsbeginn 
nach der gescheiterten Märzrevolution 
und dem Beginn der Einigungskriege 
auf der einen Seite. Und die unange¬ 
nehme Tatsache, dass die Geschichte 
derer mit oder ohne Nachnamen Hin- 
richs, Petersens und Mertens schon von 
Teufelshand geschrieben wurde, als die 
Siedlung Luibice um 800 entstand, ob¬ 
wohl Luibice doch slawisch für „lieb¬ 
lich“ ist: „... die Hölle war nicht jen¬ 
seitig, die Hölle war hier und jetzt, die 
Hölle war Lübeck.“ 

Nur drei längere Episoden führen 
weg aus der Hansestadt, wo der Teu¬ 
fel in Person blauäugig, frankophon 
und nikotinabhängig haust und wo das 
Haus in der Gröpelgrube, das mit dem 
„sargschmalen Gang“, das unruhige 
Auge im noch wütenderen Nordsturm 
bildet. Zum einen, wenn Johann Chris¬ 
toph Petersenn seinen österreichischen 
Offizierskollegen besucht, sich verliebt 
in dessen Frau und letztlich die 37 Jah¬ 
re jüngere Tochter Josefa heiratet. Die 
stirbt bei der Geburt des zweiten Soh¬ 
nes Christoph. 

Christoph entgeht dem Schlachten 
des Ersten Weltkriegs durch den Auf¬ 
stand der Kieler Matrosen, mit denen 
er nach Berlin zieht und dort Revoluti¬ 
on macht. Doch die Räterepublik teilt 
das Schicksal der Kinder, die Chris¬ 
tophs Mutter Josefa zwischen ihm und 
seinem älteren Bruder Alfons früh ver¬ 
liert oder tot gebiert. Stattdessen führt 
Christoph, bar jeden Talents, in Berlin 
das Bohemeleben eines Malers. Geläu¬ 
tert kehrt er nach Lübeck zurück und 
tut das, was man eben tut, wenn man zu 
oft von der Kunstakademie abgewiesen 
wird: er wird Faschist. 


Die letzte Episode außerhalb Lü¬ 
becks - denn die DDR mit ihren Inhalts¬ 
angaben am Buchende betritt man hier 
nicht, das hätte der blauäugige Teufel 
wohl nicht zugelassen - zeigt Jessie Mer¬ 
tens, wo sie mit dem Punk und wieder¬ 
gefundenen Sandkastenfreund Bjarne 
zusieht, wie die ZAst in Rostock-Lich- 
tenhagen vom rassistischen Mob ange¬ 
zündet wird. 

An Kutschkes vom Feuilleton bisher 
sträflich missachteten Roman ist weni¬ 
ger die Fatalität das Manko. Der Teil der 
deutschen Geschichte, wie er hier auf¬ 
gegriffen wird, ist dafür mehr als genug 
Steilvorlage und da die DDR auszuklam¬ 
mern ist nur konsequent. Es stört das 
Gleichmacherische, das damit einher¬ 
geht, wenn zwischen antisemitischer Zu¬ 
sammenrottung an einem Badestrand im 
Kaiserreich und der Reichskristallnacht 
die Novemberrevolution eingefasst wird 
in ein Gefüge, das die Masse in befrei¬ 
ender Aktion mit Masse in blinder und 
brutaler Reaktion pauschalisiert. 

Viel scheint in „Stadt aus Rauch“ 
schwarze Romantik und entpuppt sich 
doch als magischer Realismus: Eine 
schwangere Prostituierte geht lebens¬ 
müde in die Trave und ertrinkt („[...] 
Magdalena fürchtete das Leben, beson¬ 
ders das ungeborene, mehr als den Tod“), 
doch das Baby kommt zur Welt, ,,[s]ehr 
hungrig zwar, unterkühlt und von Parasi¬ 
ten befallen, aber zweifellos am Leben.“ 
Ein Offizier mit Kopfschuss beginnt zum 
lebenden Kriegerdenkmal zu versteinern 
und kultiviert Muscheln an den Wangen. 
Ein von Patriarchen verhinderter Balle- 
rino wird schattenlos geboren, lässt ihn 
aber wachsen und während er, zum Na- 
zischlemihl geworden, in der Gröpel¬ 
grube die Frau durch Vergewaltigung 
schwängert, geht ihm der Schatten wie¬ 
der ab. 

Man wünscht sich nur, auch die brau¬ 
ne Romantik der deutschen Faschisten 
würde hier mehr durch das Reale ent¬ 
zaubert und nicht deren Zerrbegriffe von 
Sozialismus, von Arbeiterpartei und von 
Volk so billig entgegengenommen. 

Kutschke, die 2009 mit „Etwas Klei¬ 
nes gut versiegeln“ (Wallstein) debü¬ 
tierte, wagt den Lübecker Roman über 
Generationen einer Familie. Wenn 
dann intertextuelle Anklänge an Brecht 
(„Resolution der Kommunarden“), „A 
Clockwork Orange“ von Anthony Bur¬ 
gess und Lyrics der Deutschpunkband 
„Zaunpfahl“ fallen, dürfen die „Budden¬ 


brooks“ von Stadtsohn Thomas Mann 
nicht fehlen. Dann wird der in den Sieb¬ 
zigern geborenen Jessie Mertens eben 
nicht mehr die „Lübecker Nachrichten“ 
beim Wachstumscheck mit Bleistift am 
Türrahmen auf den Kopf gelegt, sondern 
die „Buddenbrooks“-Ausgabe, und die 
Tochter wird vier Zentimeter größer. Va¬ 
ter Jürgen darauf: „Und nu is mal gut.“ 
Gut sein lässt es Kutschke nicht. Die 
Liebe, zwischen Krankenpflegerin und 
Bestatter, zwischen Gestapomann und 
Morphiumjunkie, zwischen anschaffen¬ 
dem Allesdrogenfresser Schwani und 
Hippie Lasse ist hier wie ein Gefängnis, 
bei dem die Tore immer offen stehen. 
Hier ist Liebe Passion. Die Liebenden 
sind verleitet, sich aus ihr zu lösen oder 
sich ihr zu ergeben - beides tut weh. Gut¬ 
mensch Lasse und seine Liebe zum mo¬ 
nomanen Egoisten Schwani: „Als Kind 


und genial erzählt 

hatte er einmal einen Glasbläser bei der 
Arbeit beobachtet. Er hatte das weiche 
Glas, das sich langsam zu einer Blase 
formte, unbedingt berühren wollen. Es 
bedeutete ihm nichts, dass es heiß war, 
etwas so Schönes konnte einen gar nicht 
verletzen. Lasse schaute in das stille Ge¬ 
sicht seines Geliebten, etwas so Schönes 
konnte einen gar nicht verletzen.“ 

Svealena Kutschke hat keine deut¬ 
sche Familiensaga geschrieben. In „Stadt 
aus Rauch“ geht es um „sargschmale“ 
Beziehungskisten, melancholisch bis ins 
Mark und großartig in Sprache gesetzt. 
Als wäre beim Schreiben in Kutschke 
der Teufel gefahren. 

Ken Merten 

Svealena Kutschke: Stadt aus Rauch, 
Eichborn 2017, 672 Seiten, 24 Euro 
(eBook: 17,99 Euro) 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Ernst Thälmann: 

Eine Biographie 

Aus dem Vorwort: Lenin schrieb: 

„Die Führer der Arbeiter sind keine 
Engel, keine Heiligen, keine Heroen, 
sondern Menschen wie alle“. Ganz 
und gar trifft das auch auf Ernst Thäl¬ 
mann zu. Erwuchs als Arbeiter unter Arbeitern heran und blieb 
auch ein Arbeiter, als er an der Spitze einer großen kommunis¬ 
tischen Partei stand. Darin lag die entscheidende Quelle sei¬ 
ner Kraft: Die enge Verbundenheit mit den Arbeitern. ...“ - Die 
Thälmann-Biographie ist eine äußerst lesenswerte Darstellung 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung. Somit wird 
auch die Erinnerung an „Teddi“ und die Leistungen der damali¬ 
gen KPD wach gehalten und gewürdigt. 

Dietz Verlag Berlin 1980, 2 Bände, kartoniert, 804 Seiten, 
ungebraucht, leichte Altersschäden, zusammen 6 Euro 
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Jahre Kalender „wir frau- 
und 35 Jahre Zeit¬ 
schrift „wir frauen“: 
Das ist Anlass für einen Rückblick auf 
die Frauenbewegungen der letzten 50 
Jahre und zu fragen: Welches sind die 
neuen Herausforderungen und Pers¬ 
pektiven? 


Aufbruch aus 
der bleiernen Zeit 

In den 1950er und 60er Jahren herrschte 
eine bleierne Zeit in der Bundesrepub¬ 
lik. Im innenpolitischen Bereich gekenn¬ 
zeichnet durch die kapitalistisch-patriar¬ 
chalischen Verhältnisse, das Abbröckeln 
des sogenannten Wirtschaftswunders 
1966/1967 und eine „Bildungskatastro¬ 
phe“ (nach den Worten des Bildungsre¬ 
formers Georg Picht 1964, wonach die 
BRD viel zu wenig im Bildungssystem 
investiert). Hinzu kamen die Gründung 
(1964) und erste Wahlerfolge der NPD 
(1967), die Verabschiedung der Not¬ 
standsgesetze 1968, und autoritäre Fami¬ 
lienstrukturen. Die §§ 1356 und 1360 des 
BGB galten immer noch, wonach Frau¬ 
en nur berechtigt waren erwerbstätig zu 
sein, „soweit dies mit ihren Pflichten in 
Ehe und Familie vereinbar“ sei. 

Im außenpolitischen Bereich 
herrschte der Kalte Krieg, reaktionäre 
Diktaturen wurden von der Bundesre¬ 
gierung unterstützt. 

Ende der 60er Jahre zeichnete sich 
wiederum eine rasante technisch-wis¬ 
senschaftliche Entwicklung ab. In den 
70ern brauchte die Wirtschaft wieder 
die Frauen, das Deutsche Industrieins¬ 
titut empfahl nun eine „Entlastung bei 
der Kinderbetreuung und Haushaltsfüh¬ 
rung“. 

Eine Verständigung mit dem Osten 
bahnte sich an. Das kolonialistische 
System brach zusammen. Weltweit nah¬ 
men Befreiungskämpfe und die Bewe¬ 
gung gegen Kolonialismus, Rassismus 
und Faschismus, gegen Repressionsge¬ 
sellschaft und Staat zu. 

In der Bundesrepublik waren es Zei¬ 
ten des Bruchs mit alten Werten und des 
Aufbruchs zu neuen Ufern. Zeiten der 
Auseinandersetzung mit der Nazi- Ver¬ 
gangenheit (1968 verpasste Beate Klars¬ 
feld dem Nazi-Kanzler Kiesinger eine 
Ohrfeige), der Demonstrationen gegen 
den Schah-Besuch in Bonn und die Dik¬ 
tatur in Iran, gegen den Vietnam-Krieg, 
gegen die Notstandsgesetze und die 
Springer-Presse, der Proteste anlässlich 
der Ermordung des Studenten Benno 
Ohnesorgs und des Anschlags auf Rudi 
Dutschke. Es waren Zeiten des Kampfes 
um eine demokratische Universität, ge¬ 
gen den 1000-jährigen Muff unter den 
Talaren und Spießermoral. Eine neue 
Frauenbewegung entstand. 


Ein Tomatenwurf 
und seine Folgen 

Mit den Tomaten fing es symbolisch an. 
Als die männlichen SDS-Delegierten 
auf ihrer Bundeskonferenz 1968 zur 
Rede von Heike Sanders vom Berliner 
Aktionsrat für die Befreiung der Frau 
schwiegen - es ging um die tatsächliche 
Unvereinbarkeit von Kinderbetreuung, 
Hausarbeit, Studium und Beruf -, flo¬ 
gen die Tomaten dem SDS-Chef-Ideolo- 
gen an den Kopf. „Hier wurde erstmalig 
klargestellt, dass diese Privatsache keine 
Privatsache ist“, schrieb die Journalistin 
Ulrike Meinhof in „Konkret“. Sozialis- 
tinnen machten das Private zum politi¬ 
schen und öffentlichen Thema. In den 
folgenden Jahren gründeten sich zahl¬ 
reiche Frauengruppen, auch beeinflusst 
von der US-amerikanischen Women’s 
Lib und der Selbstbezichtigungsaktion 
der französischen Frauenbewegung, - 
eine Aktion, die unter dem Motto „Ich 
habe abgetrieben“ von Alice Schwarzer 
in die Bundesrepublik übertragen wur¬ 
de. Neben Selbsterfahrungsgruppen und 
Kinderladenbewegung entstanden nun 
Gruppen gegen den § 218, die Demos, 
Busfahrten nach holländischen Klini¬ 
ken und 1972 das Tribunal gegen § 218 
in Frankfurt organisierten. Ausgerech¬ 
net im UNO-Jahr der Frau 1975 wurde 
die vom Parlament verabschiedete Fris¬ 
tenregelung vom Bundesverfassungsge¬ 
richt zu Fall gebracht. 

Aus dem Frauenprotest wurde eine 
bunte Frauenprojektbewegung: Frau¬ 
enhäuser, Frauenkultur, Frauenfor¬ 
schung, Frauengesundheitszentren ... 
Es gab auch die Aktionen der Arbeite¬ 


Trotz Hoffnungen 
und Versprechen - 
die Ungleichheit blieb 

50 Jahre neue Frauenbewegung - Erfolge und Rückschläge 
Von Florence Herve und Melanie Stitz 


rinnenbewegung: die Streiks der Pier¬ 
burger Frauen in Neuss 1973 und der 
Gelsenkirchener Heinze-Frauen 1979 - 
gegen Lohndiskriminierung, für gleiche 
Löhne. Mitte der 80er Jahre waren es 
die Aktionen der Rheinhausener, der 
Hoesch- und der Hattinger Frauen ge¬ 
gen die Vernichtung von Stahlarbeiter¬ 
plätzen im Ruhrgebiet. Die Familien¬ 
frauen organisierten Straßensperren, 
Mahnwachen, Demonstrationen, zeig¬ 
ten Mut und Entschlossenheit. 

Außerdem entwickelte sich eine 
vielfältige Frauenfriedensbewegung - 
aus dem Zorn über die angekündigte 
Neutronenbombe 1978, über die Stati¬ 
onierung von Mittelstreckenraketen in 
Europa 1979 und schließlich über die 
geplante Einbeziehung von Frauen in 
die Bundeswehr. 1980 demonstrierten 
10.000 Frauen gegen einen Frauenwehr¬ 
dienst und die damit einhergehende Mi¬ 
litarisierung der Gesellschaft. Ein Anti- 
Militär- und Anti-Atom-Kongress, Frau- 
en-Friedensmärsche wurden europaweit 
durchgeführt, Frauenfriedenszelte bis 
nach Nairobi zur UNO-Weltfrauenkon¬ 
ferenz 1985. Dabei wurde viel über die 
Ursachen der Frauendiskriminierung 
gestritten, ob Kapitalismus oder/und Pa¬ 
triarchat. Neu war diese Frauenbewe¬ 
gung eigentlich nicht - schließlich gab 
es auch in den 50er und 60er Jahren eine 
kleine Frauenfriedensbewegung (De¬ 
mokratischer Frauenbund, Westdeut¬ 
sche Frauenfriedensbewegung), die sich 
gegen Wiederaufrüstung, Wehrpflicht 
und Atombewaffnung engagierte. 

Neu waren aber die Verbindung 
von persönlicher und sozialer Befrei¬ 
ung, das Infragestellen der Geschlech¬ 
terordnung und Geschlechterrollen. Sie 
zeitigte eine kulturelle Revolution in 
den Beziehungsstrukturen. 

Innerhalb dieser Bewegung spiel¬ 
te die Demokratische Fraueninitiati¬ 
ve DFI, aus der Initiative im Interna¬ 
tionalen Jahr der Frau ‘75 entstanden, 
eine nicht unerhebliche Rolle. Ihr Ziel 
war eine „Gesellschaft, in der Frauen 
und Männer gleichberechtigt mitein¬ 
ander leben können, patriarchalische 
Strukturen überwunden sind, die jahr¬ 
hundertealte Unterdrückung der Frau 
aufgrund ihres Geschlechts ebenso der 
Vergangenheit angehört wie jede Aus¬ 
beutung und Unterdrückung des Men¬ 
schen.“ Für die Kommunikation unter 
den rund 100 Gruppen gab es ab 1977 
einen hektographierten Rundbrief, der 
ab 1982 als Zeitschrift „wir frauen“ he¬ 
rauskam. 1978 erschien der erste Ka¬ 
lender „wir frauen“. Das Besondere 
lag in der Zusammenarbeit von Frauen 
unterschiedlicher Herkunft und Welt¬ 
anschauung, - ob Autonome, Gewerk¬ 
schaftern, Christin, Kommunistin oder 
Sozialdemokratin - und in der Verbin¬ 
dung von frauenspezifischen mit allge¬ 
meinen Forderungen. 

Jahre des Backlashs - die 
Luft ist raus? 

Von der neuen Frauenbewegung wur¬ 
de manches Positive (Reförmchen des 
§ 218, Reform des Familienrechts, Be¬ 
wusstseinsveränderungen) aufgenom¬ 
men. Zugleich fand eine Zersplitterung 
in vielfältige Einzelprojekte und Netz¬ 
werke statt, eine Individualisierung 
der Bewegung, eine stärkere Orientie¬ 
rung auf das eigene Ich und eine Ab¬ 
kehr von gemeinsamen Zielen. Neue 
Probleme entstanden: wachsende Dis¬ 
tanz zwischen Wissenschaft und Bewe¬ 
gung, eine Professionalisierung der Be¬ 
wegung, ihrer Orte und solidarischen 
Strukturen, die schon bald auch als 


„Versozialarbeiterisierung“ und Ent¬ 
politisierung kritisch reflektiert wur¬ 
den. 

Ende der 80er Jahre war die Zeit der 
kleinen Reformen und der großen Be¬ 
wegungen vorbei. Viele Frauen zogen 
sich aus Politik und Bewegung zurück, 
Frauenzusammenhänge zerbrachen. 
Eine Zeit der Abwehrkämpfe begann. 

1989 entstand in der DDR der Un¬ 
abhängige Frauenverband als Dachor¬ 
ganisation autonomer Frauengruppen- 
und Bewegungen. Nach dem Anschluss 
der DDR, trafen Bewegungsfrauen aus 
Ost- und Westdeutschland aufeinander, 
geprägt in unterschiedlichen Verhält¬ 
nissen und Debatten, ihre Befreiungs¬ 
begehren unterschiedlich sprechend. 
Sie engagierten sich hoffnungsvoll da¬ 
für, das Beste aus beiden Ländern zu¬ 
sammenzuführen, so die Paulskirchen¬ 
versammlung mit ihrem Frankfurter 
Frauenmanifest, das Frauenbegehren 
„Selbstbestimmung gegen § 218“ und 
die Frauenstreikbewegung - und erfuh¬ 
ren schon bald Ernüchterung. 

In den 1990ern formulierte die US- 
amerikanische Philosophin Judith But¬ 
ler einmal mehr das Unbehagen mit dem 
Konzept der Zweigeschlechtlichkeit und 
wurde zur wichtigen Inspiration für die 
queer-Bewegung. Manchmal jedoch ge¬ 
riet in Vergessenheit, dass auch weite 
Teile der „alten“ Frauenbewegung gegen 
jeglichen Essentialismus argumentierten 
und gleichfalls die Aufhebung der Ge¬ 
schlechter anstrebten, Zuschreibungen 
und die vorherrschenden Arbeitsteilun¬ 
gen zurückwiesen, Kulturproduktionen 
kritisierten, kurzum: Mechanismen der 
Vergeschlechtlichung analysierten, noch 
bevor von „doing gender“ (Menschen 
stellen Geschlecht Tag für Tag aktiv her, 
durch Verhalten, Sprache, Kleidung ...) 
die Rede war. Oftmals hämisch wurden 
Differenzen innerhalb der Frauenbewe¬ 
gung in den Feuilletons platt vereinfacht 
und auf Generationenkonflikte reduziert. 
Schon seit den 80er Jahren erachteten die 


Theoretikerinnen der Postmoderne die 
„großen Erzählungen“ zur Erklärung 
der Welt als obsolet, der Sozialismus galt 
spätestens in den 1990ern als diskredi¬ 
tiert und wurde zum Unwort, es waren 
Jahre des Backlashs. Weite Teile der fe¬ 
ministischen Bewegung konzentrierten 
sich auf Fragen von Gleichstellung, An¬ 
erkennung, Repräsentation. Eindringlich 
appellierte die US-amerikanische femi¬ 
nistische Philosophin und Politikwissen¬ 
schaftlerin Nancy Fraser 2005: „Frauen, 
denkt ökonomisch! “ und bezichtigte Teile 
der feministischen Bewegung gar, „Steig¬ 
bügelhalter des Neoliberalismus“ zu sein. 
Jene Strömungen, die dagegen nicht um 
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die Hälfte vom verschimmelten Kuchen 
kämpften, sondern immer noch fragten, 
wem eigentlich die Bäckerei gehört, wirk¬ 
ten zwar weiter, blieben jedoch oftmals 
unter dem Radar breiterer Wahrneh¬ 
mung. Es schlug die Stunde des Postfe¬ 
minismus: Jungen weißen, meist hetero¬ 
sexuellen Frauen mit guter Ausbildung, 
tüchtig geübt in den Techniken der Selb¬ 
stoptimierung, standen nun - vermeint¬ 
lich - alle Wege offen. Sie waren „selbst¬ 
bewusst genug“, um gemeinsam mit den 
Jungs über Sexismus lachen zu können, 
der Feminismus galt als erledigt, hieß es 
vielerorts. Wenn schon feministisch, dann 
bitte nicht so „altmodisch“, sondern sexy 
dabei, lautete die postfeministische Anru¬ 
fung. Aber Ungleichheit blieb und bleibt 
bis heute. Noch immer gibt es, trotz aller 
Hoffnungen und Versprechungen, gläser¬ 
ne Decken, ungleichen Föhn für gleiche 
Arbeit, Frauenarbeit bleibt oftmals un¬ 
sichtbar, prekär und schlecht oder gar 
unbezahlt. Vieles ist erneut beim Alten, 




voneinander isoliert - Scham, weil wir 
scheitern oder nicht genügen, uns schul¬ 
dig machen, der falschen Klasse ange¬ 
hören, angeblich die falsche Hautfarbe, 
den falschen Pass, den falschen Körper, 
das falsche Geschlecht oder Begehren 
haben. Stattdessen braucht es kollekti¬ 
ve Wut und Febensfreude. Einen wert¬ 
schätzenden Umgang mit der Vielfalt 
der feministischen Bewegungen, gleich 
welche Schreibweisen sie verwenden 
und welchen soziokulturellen Milieus 
sie angehören, Solidarität auch mit an¬ 
deren Bewegungen, die alle Verhältnisse 
umwerfen wollen, „in denen der Mensch 
ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein 
verlassenes, ein verächtliches Wesen ist.“ 
Das Elend zu beschreiben reicht nicht 
aus, nötig ist auch ein gemeinsames fe¬ 
ministisches Projekt nach vorn. Mut und 
historisches Bewusstsein sind dafür un¬ 
abdingbar. 

Seit nunmehr 40 Jahren verste¬ 
hen sich Kalender wie Zeitschrift „wir 
frauen“ als Wegbegleiterinnen dieser 
Suchbewegungen. Die Macherinnen 
und Beitragenden sind selbst Teil da¬ 
von, wollen Mut machen und Frauen 
als Akteurinnen sichtbar, damals wie 
heute, hier und andernorts. 

Dr. Florence Herve, *1944, Autorin. 
Zahlreiche Veröffentlichungen zu frau¬ 
enpolitischen und historischen The¬ 
men - zuletzt „Wasserfrauen“ (Fotos: 
Thomas A. Schmidt, Berlin 2017). 

Melanie Stitz, *1971, Bildungsreferen¬ 
tin/Büroleiterin der Rosa-Fuxemburg- 
Stiftung NRW. Engagiert in verschiede¬ 
nen feministischen Zusammenhängen. 

Beide Autorinnen sind Herausgeberin¬ 
nen des „wir frauen“-Kalenders und 
Redakteurinnen der gleichnamigen 
Zeitschrift (www.wirfrauen.de). 


z.B. sobald 
Kinder ins 
Haus kom¬ 
men. Repro¬ 
duktionstech¬ 
nologien schaffen 
neue Möglichkeiten 
und zugleich auch neue 
Zwänge, z.B. perfekt getime- 
te, optimierte Kinder in die Welt 
zu setzen, jedenfalls sofern frau der 
„richtigen“ Schicht und Ethnie an¬ 
gehört ... 

Feministischer 
Eingriff bleibt nötig 

Immer lauter scheint feministische 
Kritik in den letzten Jahren wieder 
hörbar zu werden. Und es gibt wieder 
größere, sichtbare Sammlungsbewe¬ 
gungen, die hoffnungsvoll stimmen - 
wider die Vereinzelung, die Scham 
überwindend: Der „Aufschrei“ gegen 
Sexismus z.B. war schließlich nicht 
mehr zu ignorieren, ein Hashtag, mit 
dem Anfang 2013 über Twitter Berich¬ 
te über sexistische Erfahrungen ausge¬ 
tauscht wurden, Anlass war das verbal 
übergriffige Verhalten Rainer Brüder- 
les gegenüber einer Journalistin (nicht 
nur). Feministinnen reden wieder öf¬ 
fentlich über die unbequemen Themen 
wie Föhne und Ausbeutung, über die 
Krise der Reproduktion und die Not¬ 
wendigkeit, nicht den Profit, sondern 
das Feben in den Mittelpunkt zu stellen 
und von dort aus Politik zu machen. An¬ 
gesichts der Krisen allerorts entwerfen 
Aktivistinnen der „Care Revolution“ 
mit dem Slogan „Sorge ins Zentrum!“ 
Utopien einer solidarischen und radi¬ 
kal demokratischen Gesellschaft, Frau¬ 
en aus aller Welt kommen zu interna¬ 
tionalen Tagungen zusammen, um den 
Marxismus-Feminismus neu zu begrün¬ 
den und streiten für die Vier-in-Einem- 
Perspektive nach Frigga Haug, die alle 
gesellschaftlich notwendigen Tätigkei¬ 
ten - die Herstellung der Mittel zum Fe¬ 
ben wie die Hege und Sorge um das Fe¬ 
ben selbst, politische Einmischung sowie 
Fernen und kulturelle Entwicklung - als 
Recht in die Verantwortung aller geben 
will. Internationale Solidarität bleibt 
ein Gebot der Stunde. Diskutiert wer¬ 
den Prozesse der Globalisierung, inter¬ 
nationale Arbeitsteilungen und die „Fe¬ 
minisierung des Überlebens“: Weltweit 
gestalten Frauen Ökonomien - wenn 
auch nicht aus freien Stücken und unter 
Umständen, die sie nicht selbst gewählt 
haben, führt z.B. die US-amerikanische 
Soziologin und Wirtschaftswissenschaft¬ 
lerin Saskia Sassen vor. Teile der Frau¬ 
enbewegung weisen laut vernehmlich 
zurück, dass im Namen ihrer Rechte ras¬ 
sistische Politik gemacht, Kriege geführt 
oder Ressentiments geschürt werden. 
Feministinnen sind Teil und bringen sich 
ein in eine Vielzahl sozialer Bewegun¬ 
gen, demonstrieren mit Blockupy und 
gegen den G20-Gipfel. Diese Strömun¬ 
gen der feministischen Bewegung ringen 
um Hegemonie - gegen eine erstarken¬ 
de Rechte und Angriffe auf vermeintlich 
längst Erreichtes (im neuen Bundestag 
ist der Frauenanteil so gering wie zuletzt 
vor 19 Jahren...) und zugleich auch ge¬ 
gen vermeintliche Sprecherinnen der 
Frauenbewegung, die sich eingerichtet 
haben in den Gameshows am Sams¬ 
tagabend, die für „Bild“ werben, damit 
„auch eine Frau auf den Plakaten dabei 
ist“, oder die Debatte um „den Islam“ 
und Frauen, die Kopftuch tragen, fahr¬ 
lässig vereinfachen. Immer wieder gilt - 
nicht nur für die Frauenbewegung -, 
sich gegen die Entwendung unserer 
Begriffe und die Vermarktlichung un¬ 
serer Freiheitsbegehren zu wehren: An¬ 
schaulich beschreibt Andi Zeisler, einst 
Mitbegründerin des Pop-Feminismus, 
wie derweil feministische Slogans teure 
Designer-T-Shirts schmücken oder Anti- 
Falten-Cremes mit „Ermächtigung“ be¬ 
worben werden - ein durchaus wider¬ 
sprüchliches Phänomen. Was also ist wi¬ 
derständig und dazu angetan, im besten 
Sinne radikal zu sein, also an die Wur¬ 
zel gehend? Nützlich ist Geschichtsbe¬ 
wusstsein: Nichts wurde uns geschenkt, 
nichts ist selbstverständlich! 


Mit Blick nach vorn, aus 
Erfahrungen lernend 

Die Frage, wie wertschätzend und re¬ 
spektvoll mit Differenzen unter Frau¬ 
en umzugehen sei, wie diese produktiv 


gemacht 
werden 
können, be¬ 
wegt die fe¬ 
ministische 
Bewegung 
nach wie 
vor. Wohl kaum eine Bewegung hat 
sich so ernsthaft und selbstkritisch 
mit Klassenunterschieden und Rassis¬ 
men auseinandergesetzt, hat so enga¬ 
giert miteinander gestritten, die eigene 
Verstrickung in globale Ausbeutungs¬ 
verhältnisse reflektiert und Wege des 
solidarischen Miteinanders gesucht und 
erprobt. Dass diese Fragen noch längst 
nicht gelöst sind, ist der Verfasstheit 
des Herrschaftsknotens (Frigga Haug) 
geschuldet: Zerren die einen an ihren 
Ketten, wird es für die anderen eng. So 
wird die Frage der Ökologie gegen die 
Belange der Arbeit gestellt, die Eman¬ 
zipation der Frauen gegen die Errun¬ 
genschaften der Arbeiterbewegung, 
(weiße) Frauen gegen (schwarze) Mi¬ 
granten, die Solidarität mit Geflüchte¬ 
ten gegen die „soziale Gerechtigkeit“... 
Die Widersprüche gehen mitten durch 
uns hindurch. Unermüdlich gilt es also, 
die Verfasstheit des Knotens zu studie¬ 
ren und ihn von allen Enden zugleich 
her zu lösen - miteinander, nicht ge¬ 
geneinander. Wenn auch notwendig, ist 
es zugleich doch unendlich schwierig, 
die Kämpfe zu verbinden und ein ge¬ 
meinsames Projekt zu entwickeln. Ist 
es womöglich dem Potential und den 
Erfahrungen der feministischen Bewe¬ 
gung geschuldet, dass ausgerechnet un¬ 
ter dem Motto „Feminismus für alle“ in 
den USA hunderttausende Menschen 
unmittelbar nach der Amtsübernahme 
Trumps auf die Straße gingen? 

Alles in allem: Bewegte Zeiten lie¬ 
gen hinter uns und feministischer Ein¬ 
griff ist nötiger denn je. Es braucht 
weiter Übung, unbequeme Fragen zu 
stellen, danach, wie die Verhältnisse 
funktionieren, wer profitiert, wie wir 
selbst verstrickt sind und sie mit am Tau¬ 
fen halten. Es braucht wachsame Skep¬ 
sis gegenüber Strategien, mit denen wir 
uns vereinzeln. Wider die Scham, die uns 


Wir Frauen 

2018 


Florence Herve / Melanie Stitz (Hg.) 

WIR FRAUEN 2018 

Taschenkalender 

240 Seiten, mit zahlr. Abb. | € 11,90 


Auch im 40. Jahr: Übersichtliches Kalen¬ 
darium, viel Platz für Eintragungen, prak¬ 
tischer Kunststoffeinband. Jede Menge 
Fotos, Gedichte und Prosatexte sowie 
Buchtipps. Das Kleine Lexikon den 
»Karikaturistinnen und Comic-Zeichne- 
rinnen« gewidmet. Dazu Informatives 
und Spannendes aus Gegenwart und 
Geschichte, Politik, Kunst & Kultur. 



ISBN 978-3-89438-629-0 
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Wir trauern um unsere Genossin 

Inge Sturzebecher 

Sie ist als junges Mädchen in die KPD eingetreten und 
ist trotz Verbot und Verfolgung in der Adenauer-Ära bis 
zu ihrem Lebensende Mitglied der DKP geblieben. 

Die Genossinnen der DKP-Gruppe Dortmund-Ost. 



Wir haben uns von unserer Genossin 
zu verabschieden 

Irma Strauch 

12. September 1920 
2. Dezember 2017 

Mit Irma verlieren wir die Letzte ihrer 
Generation. Sie wuchs in einer antifa¬ 
schistischen Familie im Saarland auf. Ihre sieben älte¬ 
ren Geschwister kämpften im Widerstand gegen den 
Faschismus und als ihre Schwester Barbara (Bebi) 1941 
in Brüssel verhaftet wurde, traf Irma sie im Gefängnis 
wieder, nahm ihren acht Monate alten Sohn an und 
sorgte für ihn, bis Bebi nach Knast und Haft im Frauen¬ 
konzentrationslager Ravensbrück von der Roten Armee 
befreit worden war. 

Ab 1947 lebte Irma mit ihrer Familie in Mainz und ge¬ 
hörte zu denen, die die Lehre des antifaschistischen Wi¬ 
derstands „Nie wieder Faschismus! Nie wieder Krieg!" 
zur Maxime ihres weiteren Lebens machten. Als Akti¬ 
vistin des Demokratischen Frauenbunds Deutschlands 
wurde Irma in den 1950er Jahren wegen „umstürzleri- 
scher Aktivitäten" der Prozess gemacht. Dieser Angriff 
wie auch die Folgen des Verbots Ihrer Partei, der KPD, 
konnten Irma nicht beeindrucken. 

Für unsere Sache einzustehen war Irma immer eine 
Selbstverständlichkeit. So fehlte sie auf keinem Oster¬ 
marsch und bei keinem 1. Mai oder wenn es galt, alten 
oder neuen Nazis entgegenzutreten. Noch im hohen 
Alter besuchte sie Veranstaltungen und fand mit ihren 
mahnenden Worten aufmerksame Zuhörer. Es war ihr in 
den letzten Jahren eine tiefe Befriedigung, dass sich in 
der Mainzer WN ebenso wie in ihrer Parteigruppe Jün¬ 
gere einfanden und sie sicher sein konnte, dass für die 
Ziele, für die sie ein Leben lang stand, weiter gekämpft 
werden wird. Die Mainzer Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten werden Irma schmerzlich vermissen, aber sie 
wird uns - zusammen mit den vielen Genossinnen und 
Genossen ihrer Generation - in den noch zu führenden 
Kämpfen als Vorbild an Standhaftigkeit und Unerschüt- 
terlichkeit in der besten Erinnerung bleiben. 

DKP Mainz 

DKP Bezirksvorstand Rheinland-Pfalz 




Valuta 
für die 
DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes werden 
zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt es dann liegen, 
denn das nächste Mal geht es in ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM-Bestän- 
de) einfach in einen Umschlag legen und an die DKP 
senden. Wir setzen das Geld dann für die Internationale 
Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, kann 
uns gerne auch diese Währung schicken ... 


■ / uz-Leserinnen und 

/ UZ-Leser grüßen - 

Die UZ stärken! 



Mit einer NEUJAHRSANZEIGE 


Diese Größe 
43 x 43 mm 
17,50 Euro 



Jetzt noch buchen für 
die nächste Ausgabe. 
Anzeigenschluss ist 
der 19.12.17,9.00 Uhr! 


Diese Größe 
43 x 86 mm 
35,- Euro 
(auch als Quer¬ 
format möglich!) 



Über 65 Jahre Kommunist, 

50 Jahre DKP, 

das muss man erst mal schaffen! 


Genosse Fritz Habigsberg 

wird am 22. Dezember 95 


Lieber Fritz, 

wir wünschen Dir alles Gute zum Geburtstag 

DKP Bielefeld 



Unsere 

Krisenberater 

DKP 

Neue Kapuzen¬ 
pullover im Shop! 

Größen s - 3XL 

uzshop.de 





rfolareich steuern 


Unternehm' 


www.stb- mannherz.de 


I SteuerBeraterKanzlei 
Peter Mannherz 


FALKEERAIEH 

ft Uh h?#nffuTK-i^nicWi?lj<' 
(PSNr.Vj 


Jahresabschlussfeier der DKP München 


Mittwoch, 20. Dezember 


19 Uhr | Kommtreff 


Holzapfelstr. 3 


auf den Spuren 
slowenischer 
Partisanen 


Bericht von der Tour 
„Auf den Spuren 
slowenischer Partisanen“; 
Jahresrückblick und Musik 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommert rächt, 500 
g für 5 €, 250 g für 
3 € + Porto; ab 12 Gläser 
(1 Karton) portofrei. 
Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Mittwoch, 13.12., 19 Uhr ■ Ausstellungseröffnung www.jungewelt.de/ladengalerie 


Fotografien aus dem Spanischen Krieg 
von 1936 bis 1939 

' .o, ETA ™ C ■■■■-■■ _ | . F0t0:GerdaTar0 

junge Welt ■ Ladengalerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

wtwdßiki'u biohjf.de- EH’fi 


Ökchof im Olivenhain, 
weite* Blick. Stille; 
große heöe Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hau$oder Häuschen; 
Kinder paradies. 



Frisch „gepresst" zum Pressefest www.uzshop.de 

Die ersten Werbematerialien zum 20. UZ-Pressefest jetzt bestellen! Tel: 0201 17788923 



Rote spenden-Faust 
(Sparschwein) 

Rote Keramik mit weißem 
Aufdruck, Höhe 12 cm, 
Breite 10 cm; 5,00 Euro 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS f RT DES FRHDiFK U HD D-ER SOLIDARITÄT 



Plakat »20. UZ-Pressefest« 
DIN AI 

10 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS HST DIS FHtDEDCNS UND DER SOLIDARITÄT 



Gegen Krieg 
und Militarismus 

7 , - 9, I ll M fflfc n 1 «I*. D*n*"v*f 
k-cvicrpgrk praKwfail.i^p-.ifs 


Aufkleber 
»Gegen Krieg 
und Militarismus« 

DIN A6,50 Stück 2,00 € 


20. UZ-PRESSEFEST 

OA5 PEST KifHITOfNS UND DIR SOtttARPAT 



SCHÖNER FEIERN 
OHNE NAZIS! 

7, - 9. StHI. 

Wi»chLng«n p»n»ltLi.dkp.ik 


Aufkleber 
»schöner feiern 
ohne Nazis!« 

DIN A6. 50 Stück 2,00 € 



Werbeflyer 
»20, uz Pressefest« 
Mit Rückantwort, DiN lang 
100 Stück 2,00 € 


Pr esse fest‘Maus 

Ha neige häkelt 
„Spender-Maus" 
5,00 Euro 
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Termine@unsere-zeit.de 

SA *16. DEZ 


Warum antimonopolistisch? 

„Interessenbewusstsein schaffen ist 
Antifa-Politik 66 , UZ vom 8.12., S. 15 

Bei soviel Verwunderung hat man ja 
direkt Hemmungen, sich auch noch zu 
wundern. Ich wundere mich nämlich 
schon die ganze Zeit darüber, weshalb 
unsere Strategie unbedingt mit dem Be¬ 
griff „antimonopolistisch“ versehen wer¬ 
den muss. Bei Lenin, auf den schließlich 
unsere Imperialismusanalyse zurück¬ 
geht, die den Kern unserer Faschismus¬ 
analyse bildet, finden wir das so nicht. 
Wir finden bei ihm aber, dass er selten 
wenn überhaupt von der Strategie (eher 
von Programm und Theorie) spricht, da¬ 
für um so mehr von der Taktik. Er wid¬ 
met den Grundsätzen der Taktik des pro- 


Lucas Zeise hat in seinem Schreiben 
an den Parteivorstand der DKP (UZ 
vom 1.12.), in dem er seinen Rücktritt 
vom Posten des Chefredakteurs erläu¬ 
terte, formuliert, die UZ sei in den letz¬ 
ten Jahren besser geworden. Er schrieb: 
„Ich glaube, dass sie dabei ist, ihre Auf¬ 
merksamkeit stärker als früher auf die 
aktuellen Klassenkämpfe zu richten. 
Dass sie mehr als früher dem Klassen¬ 
gegner, seiner Strategie und Taktik die 
Aufmerksamkeit widmet. Kurz, dass sie 
zu einer Zeitung wird, in der Kommu¬ 
nisten und Nichtkommunisten gleicher¬ 
maßen lernen können, was die Mono¬ 
pole und ihre politischen Interessenver¬ 
treter so treiben. Ich bilde mir ein, dass 
ich meinen Beitrag zur Entwicklung der 
Zeitung in diese Richtung beigetragen 
habe.“ 

Lucas hat völlig Recht, wenn er da¬ 
rauf verweist, dass die UZ sich auch 
schon vor seiner Zeit als Chefredakteur 
verändert hat. Aber Lucas hat nun mal 
eine besondere Rolle bei der Weiter¬ 
entwicklung der UZ gespielt. Manches 
können regelmäßige Leserinnen und 
Leser der UZ schwarz auf weiß jede 
Woche nachvollziehen. Andere Ver¬ 
änderungen sind nicht sichtbar, aber 
grundlegend. 

So ist die Arbeit der UZ-Redaktion 
viel kollektiver geworden. Das heißt, 
dass die Redaktion weniger nach Res¬ 
sorts getrennt arbeitet, jedes Redakti¬ 
onsmitglied die ganze Zeitung mehr im 
Blick hat. Das ist aufwändig, bedeutet 
mehr Kommunikation untereinander, 
mehr Diskussion und mehr Sitzungen. 
Aber es ist notwendig, schon deshalb, 
weil die UZ auch jünger geworden ist. 
Mit Melina Deymann und Christoph 
Hentschel haben wir zwei Volontäre 
in unseren Reihen, und auch Olaf Mat- 
thes und ich sind erst in den letzten Jah¬ 
ren dazugekommen. Wir alle haben in 
SDAJ und DKP Erfahrungen gesam¬ 
melt, in Leitungen, bei „Position“, dem 
Magazin der SDAJ, bei DKP-Kleinzei- 


letarischen Klassenkampfes sogar einen 
recht umfassenden Abschnitt in seiner 
Arbeit „Karl Marx“. Und er spricht von 
zwei Taktiken in der demokratischen Re¬ 
volution, nicht von zwei Strategien. 

Es wundert mich auch, dass der an¬ 
tikapitalistische Kampf in Zeiten des 
Monopolkapitalismus schlechthin der 
antimonopolistische Kampf sein soll. 
In der Auseinandersetzung mit Bucha- 
rin zum Parteiprogramm von 1919 weist 
Lenin ausdrücklich darauf hin, dass der 
Imperialismus den alten Kapitalismus 
eben nicht vollständig umgestaltet, dass 
es den reinen Imperialismus nicht gibt, 
dass er ein Überbau über dem alten Ka¬ 
pitalismus ist, dass sich deshalb das The¬ 
ma Antikapitalismus gerade nicht mit 


tungen, Gewerkschaftspublikationen 
oder in der Öffentlichkeitsarbeit vor 
Ort. Trotzdem sind wir Quereinsteiger. 
Um in der UZ-Redaktion qualifiziert 
arbeiten zu können, braucht es die Ver¬ 
mittlung von Handwerklichem. Gerade 
hier war Lucas als Chefredakteur und 
Vollprofi besonders wichtig, gerade an 
dieser Stelle wird er uns besonders feh¬ 
len. 

Aber es gibt auch sichtbare Verän¬ 
derungen. Die UZ ist übersichtlicher 
geworden. Mit der Seite 9 haben wir 
wichtigen Kommentaren einen festen 
Platz gegeben. Auf der Seite 3 haben 
wir jetzt einen festen Platz für Inter¬ 
views - meist zu betrieblichen und ge¬ 
werkschaftlichen Themen. Die Seite 16 
bietet in der Regel Fußball, zu meiner 
Freude und manchem Leid. 

Die UZ ist frecher geworden, das 
stößt nicht immer und überall auf Ge¬ 
genliebe. Das liegt nicht zwingend an 
der Sache selbst. Auch Überschriften 
und Aufmacher, die nach Aufmerk¬ 
samkeit schreien, müssen gut gemacht 
sein im Sinne einer sozialistischen Wo¬ 
chenzeitung. 

Die UZ ist außerdem nachrichtli¬ 
cher geworden. Was das bedeutet, dar¬ 
über wurde auf der letzten Tagung des 
Parteivorstands, auf der ich mich als 
neuer Chefredakteur vorstellen durf¬ 
te, bereits kräftig diskutiert. Bedeutet 
für eine Zeitung der DKP zu schrei¬ 
ben nicht vielmehr, Stellung zu bezie¬ 
hen denn nachzuerzählen, was sich in 
der vergangenen Woche alles ereignet 
hat? Und um es zugespitzt zu formu¬ 
lieren: Sollte nicht wenigstens am Ende 
eines Beitrages noch einmal auf die his¬ 
torische Rolle der Arbeiterklasse ver¬ 
wiesen werden und darauf, dass wir die 
Probleme an der Wurzel packen und 
den Kapitalismus abschaffen müssen? 

Lucas sagte zu Beginn seiner Zeit 
als Chefredakteur der UZ: „Zu sehen, 
zu hören und zu erkennen, wer wann 
was warum gemacht hat, das ist die 


dem Thema Antimonopolismus erledigt 
hat. Anders gesagt, das Thema Dikta¬ 
tur des Proletariats ist letztlich nicht zu 
umgehen, somit eben die Übergangs¬ 
periode vom Kapitalismus zum Sozia¬ 
lismus, wenn der revolutionäre Bruch 
ernst gemeint ist. Nun stimmt natürlich 
das Grundlegende, das wir zum Kampf 
gegen Großkapital und kapitalistische 
Monopole sagen, auch zu den Bünd¬ 
nissen. Und würden wir das weiterhin 
tun, ohne daraus auf Biegen und Bre¬ 
chen den Begriff „antimonopolistische 
Strategie“ zu machen, dann wären mög¬ 
licherweise die Mitgliederverluste der 
DKP geringer und die Partei drohte 
nicht auseinanderzubrechen. 

Herbert Münchow, Leipzig 


Aufgabe des Zeitungsschreibers. Dann 
gilt es, dieses Ereignis einzuordnen im 
Interessengeflecht der Beteiligten und 
der Opfer eines solchen Ereignisses. 
Beides zusammen ist die hohe Kunst 
des kommunistischen Journalismus.“ 
Wenn wir das Ereignis konkret und 
korrekt beschrieben haben und in die¬ 
sem Zusammenhang auch die dahinter 
stehenden Interessen, dann müssen wir 
nicht mehr betonen, dass ein Vorgang 
ein Skandal ist und gegen die Arbeiter¬ 
klasse gerichtet. 

Ich finde, dass die UZ für unsere 
DKP sogar ein bisschen nützlicher ge¬ 
worden ist. Das liegt zwar nicht nur am 
Inhalt, sondern ist auch mit geringeren 
Druckkosten verbunden, aber der Preis 
allein hat die UZ nicht zu einem zen¬ 
tralen Öffentlichkeitsmaterial der DKP 
im Bundestagswahlkampf gemacht. Die 
UZ kommt zu unterschiedlichsten An¬ 
lässen zum Einsatz: Bundesweit am 
1. Mai oder in Berlin, wenn wir Luxem¬ 
burg, Liebknecht und Lenin ehren, bei 
Anti-TTIP-Demos oder beim Protest 
gegen G20. Dabei geht es vor allem da¬ 
rum, die UZ unter Jüngeren bekannter 
zu machen oder Ältere daran zu erin¬ 
nern, dass es die UZ „noch“ gibt. 

Unsere UZ ist eine nach außen ge¬ 
richtete sozialistische Wochenzeitung. 
Die Zeitung der DKP ist sie manchmal 
noch zu wenig. Denn Alleinstellungs¬ 
merkmal der UZ und bestes Argument 
für ein Abo ist, dass Leserinnen etwas 
über die Einschätzungen von Kommu¬ 
nistinnen zu aktuellen Fragen erfahren. 
Im besten Fall gibt es eine erarbeitete 
Position der DKP, die sich auf die Er¬ 
fahrungen aktiver Genossinnen stützt. 
Die UZ regelmäßig zu beziehen - und 
zu lesen -, ob nun durch Freiverkauf 
oder ein Abo, bedeutet auf die DKP 
zuzugehen, zu erfahren, was Genossin¬ 
nen dieser Partei denken, schreiben und 
debattieren. Es bietet die Möglichkeit, 
Teil dieser Debatte zu werden. 

Lars Mörking 


Fürth: Revolutionärer Liederabend, DKP 
Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger Straße 
82,19 Uhr 


SO ★ 17. DEZ 


Bremen: Fuß- und Fahrradwege nach Leo 
Drabent und Hans Neumann (KPD), Schul¬ 
zentrum Blumenthal, Eggestedter Straße 
20,10.30 Uhr 

Moos am Bodensee: 100 Jahre Roter Ok¬ 
tober - Die Aktualität der Revolution für uns 
heute mit Manfred Dietenberger, Gewerbe- 
straße 4b. 15 Uhr_ 

Münster: Jahresabschlussveranstaltung 
DKP Münster: Afrika und die Rolle Chinas 
- Licht- und Schattenseiten mit Georges 
Hallermayer, Vorstandsmitglied Marx-En- 
gels-Stiftung, Kulturkneipe, Frauenstraße 
24,16 Uhr 


Dl ★19. DEZ 


Duisburg: DKP-Mitgliederversammlung, 
Falkenheim in Duissern, Duissernstraße 98, 
19 Uhr_ 

München: Gruppenabend München-West, 


Am 2. November gründete sich in 
Fürth (Nordbayern) eine neue Orts¬ 
gruppe der DKP. Die Gruppenmit¬ 
glieder fanden sich bereits im Sommer 
zusammen, um den Bundestagswahl¬ 
kampf mitzugestalten, nun wird eine 
kontinuierliche Arbeit entwickelt. 
Neue Parteimitglieder, aber auch alte 
Bekannte, treffen sich dazu regelmäßig 
im örtlichen Infoladen Benario. Der 
nach dem 1933 in Dachau ermordeten 
Fürther Kommunisten Rudolf Bena¬ 
rio benannte Ort bietet verschiedenen 
linken Organisationen einen Aktions¬ 
und Treffpunkt. Nun auch der Kommu¬ 
nistischen Partei. 

Bei der ersten Veranstaltung der 
Ortsgruppe am 24. November wurden 
in der Novemberrevolution 1918 die 
Wurzeln der DKP ergründet. Dabei lag 


KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.15 Uhr 


Ml ★ 20. DEZ 


München: Jahresabschlussfeier der DKP 
München: Auf den Spuren der sloweni¬ 
schen Partisanen, KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,19 Uhr 


DO ★ 21. DEZ 


Berlin: Jahresendfeier der DKP-Gruppe 
Berlin-Pankow, Schachcafe „En Passant“, 
Schönhauser Allee 58,18.30 Uhr_ 

Nürnberg: Antideutsche - was steckt da¬ 
hinter?, DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


ein Fokus insbesondere auf den lokalen 
Vorgängen. Umso schöner, dass - noch 
bevor sich die Gründung der Kommu¬ 
nistischen Partei zum 100. Mal jährt - es 
in Fürth wieder eine Parteigruppe gibt. 

Und wo es was zu feiern gibt, da 
sollte auch gefeiert werden! Daher 
lädt die junge Ortsgruppe gemeinsam 
mit der SDAJ zu einem Liederabend: 
Mit instrumentaler Unterstützung der 
Gruppe Erlangen wird es am 16. De¬ 
zember ab 19 Uhr musikalisch. Dazu 
gibt es Speis und Trank, Liederquiz und 
Hintergrundinfos. Ort: natürlich das 
Benario, Nürnberger Straße 82. 

Kontakt zur neuen Ortsgruppe gibt 
es per Email an info@dkp-fuerth.de 
oder persönlich im Infoladen und bei 
Aktionen. 

Walter Bauer, Fürth 


Unsere UZ 


Werde Teil der Debatte 




rar 

Pü il ein Sozialtlcket. 
diesen Warnen 
verdient: * 


Am vergangenen Samstag fand die erste Demo für den Erhalt und den Ausbau 
des Sozialtickets für NRW statt. Über 250 Menschen versammelten sich unter 
dem Motto „Für ein bezahlbares Sozialticket" in Wuppertal. 


DKP Fürth nimmt Fahrt auf 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle me n UZ-Abonnement F nricnatlielT nvierleljährlich’ fl halbjährlich njährlich ''Nu- bei SERA Einzug möglich 
- EU Emzugs^rmächtigung SEPA-Laslschriftmandat 
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Neutral: Dress und Flagge 

Russische Sportler dürfen an den Winterspielen teilnehmen 



Noch immer ziemlich beste Freunde? lOC-Präsident Bach und Wladimir Putin 


Ein Kind wird gesucht 

Der unermüdliche und ständig prä¬ 
sente Heino Ferch, diesmal als Chef 
einer Sonderkommission, ist auf der 
Suche nach einem verschwundenen 
Jungen. Zwar ündet man die Klei¬ 
dung, aber keine Leiche und eine zer¬ 
mürbende Ermittlungsarbeit beginnt. 
Routiniert und sehr nüchtern erzählt, 
vielleicht besser als emotional gestör¬ 
te Polizisten. 

Fr., 15.12., 20.15 Uhr, arte 

Wishlist 

Eine lange Mystery-Nacht bietet sich 
am Wochenende an. Das Erste zeigt 
die komplette erste Staffel der erfolg¬ 
reichen deutschen Serie, über fünf 
Millionen Mal wurden die Videos 
auf YouTube abgerufen und u.a. mit 
dem Grimme Preis, dem Deutschen 
Fernsehpreis und dem Webvideopreis 
(Best Video of the Year) ausgezeich¬ 
net. Worum es geht: Eine App erfüllt 


Alles Stöger, oder was? 

Ich schleppe mein Humpelbein Rich¬ 
tung Stammkneipe, Heimspiel gegen 
Bremen. Der Fisch wird verputzt, so¬ 
viel ist klar. Gegen Bremen haben wir 
gefühlt die letzten 200 Jahre zu Hau¬ 
se nicht verloren, der passende Geg¬ 
ner für eine verfahrene Situation. Die 
Stahlschiene für mein Knie lege ich de¬ 
zent auffällig neben mein Bier auf den 
Tisch, jeder soll sehen: der Junge gibt 
alles. 

Während sich die Gespräche um 
Whatsapp, Weihnachtsmarkt und Wet¬ 
ter drehen, tippe ich auf ein mühsames 
Gerumpel und einen knappen Heim¬ 
sieg. Was folgt, ist ein halb richtiger 
Tipp, nämlich Gerumpel. Unterirdi¬ 
sches, unvorstellbares, groteskes Ge¬ 
rumpel. Hätte man mich zur noch akti¬ 
ven Zeit auf dem Platz geülmt, es wäre 
deünitiv nicht schlimmer gewesen. Das 


offenbar jeden Wunsch, fordert dafür 
aber immer eine Gegenleistung. Die 
Filmhelden sind begeistert - doch 
dann stellen sie fest, dass ihre Wün¬ 
sche und Handlungen Konsequen¬ 
zen haben, die sie nie erwartet hät¬ 
ten: „Wishlist“ ist gefährlich. 

Sa., 1.12. ab 00.10 Uhr, ard 

Sowjetische Märchenfilme 

Bitte vormerken: An Heiligabend 
kann die Wartezeit mit Kindern und 
Enkelkindern gut genutzt werden. 
Gezeigt wird eine Reihe sowjetischer 
Märchenülme, auf dem Programm 
stehen Aladins Wunderlampe (So¬ 
wjetunion 1967) um 12.00 Uhr, Die 
Schneekönigin, (Sowjetunion 1966) 
um 13.10 Uhr, Abenteuer im Zau¬ 
berwald (Sowjetunion 1964) um 14.30 
Uhr und Der Hirsch mit dem golde¬ 
nen Geweih (Sowjetunion 1972) um 
15.45 Uhr. 

So., 24.12., ab 12.00 Uhr, MDR 


Ganze geht dann so weit, dass ein Fuß¬ 
baller, genannt Schürle, Kostenpunkt 
irgend etwas um 35 Millionen Euro, ei¬ 
nen Pass aus drei Metern Entfernung 
ins Aus verstolpert. Hier hilft kein Bier 
mehr, Wodka muss her. 

Aber auch der hilft nicht mehr, wir 
verlieren tatsächlich und jetzt ... ja, 
was? Peter (Bosz) raus, Peter (Stöger) 
rein. Der gerade vom Tabellenletzten 
(!) entlassene Trainer soll uns führen. 
Was auf den ersten Blick wie das Sah¬ 
nehäubchen auf dem Absurditätenka¬ 
kao anmutet, ist auf den zweiten wohl 
das Bestmögliche, was gerade machbar 
ist. 

Was jetzt zuerst geheilt wird, mein 
Knie oder der BvB? Ich wage kei¬ 
ne Prognose - bei beiden nicht. Nur: 
Schlimmer kann‘s ja auch nicht mehr 
werden. Karl Rehnagel 


W enn am 9. Februar die 23. 

Olympischen Winterspiele in 
der südkoreanischen Stadt 
Pyeongchang eröffnet werden, wird 
bei der Eröffnungsfeier keine russische 
Olympiamannschaft in das Stadion ein¬ 
ziehen. Das beschloss das IOC in der 
vorigen Woche. Einen Ausschluss aller 
Wintersportler des Landes wegen angeb¬ 
lichen „Staatsdopings“ der auch hierzu¬ 
lande von einigen vehement gefordert 
wurde, wird es jedoch nicht geben. 

Russische Sportler dürfen - im neu¬ 
tralen Dress, unter neutraler Flagge - an 
den Spielen teilnehmen. „Aus meiner 
Sicht ist das IOC mit dieser Entschei¬ 
dung in den Grenzbereich dessen vorge¬ 
stoßen, was juristisch haltbar ist“, erklär¬ 
te der Chef des Deutschen Olympischen 
Sportbundes (DOSB), Alfons Hörmann. 
Der deutsche Eishockey-Präsident Franz 
Reindl ist froh, dass es keine Kollektivbe¬ 
strafung gegeben hat. „Das ist das best¬ 
mögliche Urteil, aber es ist auch ein sehr 
hartes Urteil“, so Reindl. So sehen das 
auch einige andere Funktionäre, Politi¬ 
ker und manche Sportler. Andrea Gotz- 
mann (Vorstandsvorsitzende Nationale 
Anti Doping Agentur) erklärte: „Die 
Entscheidung ist ein klares Signal für 
den sauberen Sport. Das IOC hat um¬ 
fangreiche Maßnahmen erarbeitet. Die 
Entscheidung stellt einen Wendepunkt 
mit einer deutlichen Aussage des IOC 
für faire Wettbewerbe dar: Doping wird 
nicht toleriert. Von Zufriedenheit kann 
man aber nicht sprechen. Es ist traurig, 
dass eine solche Entscheidung notwen¬ 
dig war. Wir müssen unsere Arbeit nun 
noch weiter intensivieren für die Chan¬ 
cengleichheit aller Athletinnen und Ath¬ 
leten.“ Andere sind über die IOC-Ent- 
scheidung enttäuscht, wütend und for¬ 
dern ein weit härteres Vorgehen. 

Die Teilnahme russischer Sportle¬ 
rinnen und Sportler in Pyeongchang 
ist natürlich nur möglich, wenn sie sich 
wie andere regelmäßig Dopingkontrol¬ 
len unterzogen haben und nicht vorher 
des Dopings überführt wurden. Doch 
Doping bleibt, unter anderem wegen 
des ständigen Leistungsdrucks, teilwei¬ 
se fehlender oder von „Leistungen“ 
abhängiger staatlicher Unterstützung 
und der sich immer mehr ausweitenden 
Kommerzialisierung im Spitzensport, ein 
weltweites Problem. 

Mittlerweile wurden jedoch vom 
IOC bereits über zwei Dutzend russische 
Sportlerinnen und Sportler lebenslang 
von Olympischen Spielen ausgeschlos¬ 
sen. So beispielsweise auch der russische 
Bobfahrer Alexander Kasjanow, der in 
Sotschi im Zweier- und Viererbob jeweils 
den vierten Platz belegt hatte und sich 
in diesem Winter zumindest im Zweier¬ 
bob Medaillenchancen ausrechnete. Er 


und drei seiner Teammitglieder wurden 
Ende November vom IOC suspendiert. 
Suspendiert wurden neben Bobfahrern 
bislang auch Skeletonfahrer, Biathletin- 
nen und Langläufer. Weitere Sportlerin¬ 
nen und Sportler könnten folgen. Alle 
betroffenen Sportlerinnen und Sportler 
haben ein Klagerecht vor dem Interna¬ 
tionalen Sportgerichtshof (Cas). Eine 
Reihe von ihnen hat das bereits wahrge¬ 
nommen. Unter ihnen die Olympiasieger 
von Sotschi Alexander Subkow (Bob), 
heute Trainer und Sportfunktionär, Ale¬ 
xander Legkow (Langlauf) und Alexan¬ 
der Tretjakow (Skeleton). Die Athleten 
beantragten eine Entscheidung bis zum 
Beginn der Winterspiele am 9. Febru¬ 
ar. Doch die „Mühlen“ des Cas mahlen 
langsam. Eine Prüfung in jedem Einzel¬ 
fall wird bis zur Eröffnung bzw. bis zum 
Starttermin der Wettkämpfe wohl kaum 
möglich sein. 

Der Fall des russischen Bobfahrers 
Alexander Kasjanow, seiner Teamkol¬ 
legen und der Skeletonfahrer ist dabei 
aus einem Grunde aufschlussreich: Zu¬ 
nächst hatte der internationale Bob- 
und Skeleton-Wehverband IBSF die 
Sperre auch für den laufenden Weltcup 
ausgesprochen, hob dann diese aber 
wieder auf. Kasjanow und andere starte¬ 
ten am vorigen Wochenende beim Welt¬ 
cup in Winterberg. IBSF-Vizepräsident 
Andreas Trautvetter erklärte zur IBSF- 
Entscheidung: „Nach einer mündlichen 
Anhörung mussten wir feststellen, dass 
die Unterlagen der IOC-Oswald-Diszi- 
plinarkommission für eine Sperre nicht 
ausreichen.“ Die IOC-Suspendierungen 
erfolgten ohne Begründungen. Daher 
respektiert der Wehverband die Ent¬ 
scheidung des Gremiums, teilt sie aber - 
bislang - nicht. - Man wird sehen, ob 
nun die IOC-Oswald-Disziplinarkom- 
mission die nötigen ausführlicheren 
Unterlagen noch nachreicht oder nach¬ 
reichen kann. Denn alle Anschuldigun¬ 


gen beruhen offensichtlich nur auf den 
Aussagen eines einzigen Kronzeugen, 
des früheren Leiters des Moskauer An- 
ti-Doping-Labors, Rodschenkow, der 
mittlerweile in den USA lebt, und auf 
entsprechenden Listen. Positive Do¬ 
ping-Proben fehlen. Also damit auch 
der Einzelnachweis. Wenn es aber, wie 
die internationale Anti-Doping-Agen- 
tur WADA jüngst mitteilte, nun Daten 
direkt aus dem Moskauer Anti-Do- 
ping-Labor gibt, sollte ein Einzelnach¬ 
weis doch kein Problem sein. Oder? Die 
russische Seite bestreitet nach wie vor, 
dass es im Land ein staatlich gefördertes 
Dopingprogramm gibt. 

Die „FAZ“ kommentierte am 1. De¬ 
zember im Zusammenhang mit den Sus¬ 
pendierungen und den bislang fehlenden 
Einzelnachweisen: „Fair ist das nicht.“ 

Neben der bereits erwähnten Ent¬ 
scheidung schloss das IOC zudem den 
ehemaligen Sportminister und heutigen 
Vize-Premier Witali Mutko lebenslang 
von den Olympischen Spielen aus. Pi¬ 
kant ist, dass Mutko Organisationschef 
der Fußball-WM ist, die im Sommer 2018 
in Russland stattfinden soll. Zudem ver¬ 
hängte das IOC eine Geldbuße in Höhe 
von 15 Millionen US-Dollar, die dem An- 
ti-Doping-Kampf zugute kommen soll. 
Diese Summe habe das Untersuchungs¬ 
verfahren gekostet. 

Nach dem Urteil des IOC ist in Russ¬ 
land der Unmut groß. Es wird als wei¬ 
tere Demütigung des Landes gesehen 
und - wie bereits die durch die EU und 
die USA verhängten Sanktionen auf an¬ 
deren Gebieten - als politisch motiviert. 
Und diese Vermutung dürfte begründet 
sein. 

Übrigens hatte Russlands Präsident 
Putin in der vorigen Woche den eige¬ 
nen Athleten freigestellt unter neutraler 
Flagge in Südkorea zu starten. Doch ein 
Boykott ist immer noch möglich. 

Nina Hager 


Wenn der Wodka 
nicht mehr hilft 





ESTHER BEJARANO & 
MICROPHONE MAFIA 


Die 


DVDs 


aktuellen 

Esther Bejarano 
& Microphone Mafia 


70 Jahre Befreiung vom 
Faschismus - Nie wieder 
Krieg! Nie wieder 
Faschismus! 

Doppel DVD 13,99 € 


im Shop: 


Esther Bejarano 


Erinnerungen 

Buch plus DVD mit 
Interviews & Konzert¬ 
ausschnitten 

Buch & DVD 21,00 € 
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Die Debatte weiterführen 



W ir legen hiermit zur Vorberei¬ 
tung des 22. Parteitages der 
DKP, der vom 2. - 4. März 2018 
in Frankfurt/Main stattfinden wird, eine 
weitere UZ-Diskussionstribüne vor. Mit 
dieser sechsten Ausgabe schließen wir 
eine erste Phase der Debatte zum Leit¬ 
antrag mit dem Titel „Die Offensive des 
Monopolkapitals stoppen. Gegenkräfte 
formieren. Eine Wende zu Friedens- und 
Abrüstungspolitik, zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt erkämpfen!“ 
ab und leiten über zur nächsten Phase. 
Darin wollen wir die Strategiedebatte 
nicht abschließen, aber den Akzent stär¬ 
ker auf den zweiten Antrag des Partei¬ 
vorstandes „Für Frieden, Arbeit, Solida¬ 
rität - Die DKP stärken“ setzen. 

Er orientiert die Partei inhaltlich auf 
die Friedensarbeit, darauf den Wider¬ 


spruch zwischen steigenden Rüstungs¬ 
ausgaben und den an allen Ecken und 
Kanten spürbaren Sozialabbau stär¬ 
ker in Betriebe, Gewerkschaften und 
Wohngebiete zu tragen. Er zieht Schlüs¬ 
se aus den Schwächen der Partei, vor 
allem der mangelnden Verankerung in 
der Klasse und setzt den Schwerpunkt 
auf die ideologische und organisations¬ 
politische Stärkung der Grundorgani¬ 
sationen - auf die Stadt und Wohnge¬ 
bietsgruppen und auf den schrittweisen 
Wiederaufbau von Betriebs- und Bran¬ 
chengruppen. 

Wie kommen wir näher „heran an 
die Klasse“? Wie lernen wir aus den 
vorhandenen Erfahrungen zur Stär¬ 
kung der Rolle unserer Grundorgani¬ 
sationen? Wie verbreitern wir unse¬ 
re Erfahrungen in der Betriebs- und 


Branchenarbeit und gleichzeitig die gu¬ 
ten Ansätze einer massen- und klassen¬ 
orientierten Kommunalpolitik? 

Wie werden wir stärker zum 
Sprachrohr und Organisator aller der¬ 
jenigen Sektoren der Arbeiterklasse 
und der anderen Werktätigen, die sich 
von Mietwucher, Armut im Alter, Mi¬ 
nijobs und Minirenten einer bedroh¬ 
lichen Zukunft für sich selbst und für 
ihre Familien gegenübersehen? Wie 
verbinden wir die „soziale Frage“ mit 
der „Klassenfrage“ auf eine solche 
Art und Weise, dass nicht noch mehr 
Menschen den demagogischen Ver¬ 
sprechungen einer AfD glauben, die 
sich künftig noch mehr als „Partei der 
kleinen Leute“ aufführen will? Das 
sind Fragen, die sich mit dem Antrag 
zur Parteistärkung stellen. 


In dieser Diskussionstribüne doku¬ 
mentieren wir Auszüge eines Referates 
von Dr. Hans-Peter Brenner, Stellver¬ 
tretender Parteivorsitzender der DKP 
und Leiter der vorläufigen Antrags¬ 
kommission I des 22. Parteitags, das er 
auf der 11. Parteivorstandstagung zum 
Verlauf der Debatte zum Leitantrag ge¬ 
halten hat. Wir dokumentieren zudem 


Auszüge aus einem Referat von Beate 
Landefeld, die wie Hans-Peter Brenner 
Mitautorin des Leitantrags ist, „zu eini¬ 
gen Streitfragen des Leitantrags“, das 
sie in Hamburg gehalten hat. Weitere 
Beiträge in dieser Diskussionstribüne 
stammen von den Genossen Paul Ro¬ 
dermund, Kurt Baumann und Heiko 
Humburg. 


Ein Zwischenfazit 

„Wir sind die Partei des antikapitalistischen Widerstands und der sozialistischen Umwälzung“ 
Auszüge des Referates von Dr. Hans-Peter Brenner auf der n. PV-Tagung 


D ie Grundthematik - eher in den 
schriftlichen Beiträgen von Ein¬ 
zelautoren als in den Gruppen¬ 
diskussionen - ist gewiss die Frage 
nach der Grundlage des Leitantrages, 
der von uns für richtig gehaltenen an¬ 
timonopolistischen Strategie (AMS). 
Wir wissen, dass die interne Auseinan¬ 
dersetzung dazu längst vor Erscheinen 
des Leitantrages begonnen hatte und 
dass diese Debatte auch nicht nur in 
der DKP geführt wird. Wir wissen, dass 
in mehreren kommunistischen Parteien 
diese Kontroverse zu scharfen internen 
Konflikten geführt hat und die Debatte 
längst in Bereiche abgehoben hat, die 
eine sachliche Klärung und unvorein¬ 
genommene Bewertung der Strategie¬ 
entwicklung belastet. 

Ein zentraler Höhe- und Ausgangs¬ 
punkt liegt weit zurück. Es ist die da¬ 
malige „Polemik über die Generallinie 
der kommunistischen Weltbewegung“ 
zwischen den Zentralkomitees der 
KPdSU und der KP China aus dem 
Jahre 1963. Dies war der Bruchpunkt, 
der für Jahrzehnte die kommunistische 
Bewegung zersplittert hatte, längst be¬ 
vor mit 1989/91 der Sieg der Konterre¬ 
volution den damaligen Niedergangs¬ 
prozess vollendete. Ich weiß aus eige¬ 
nem Erleben, auf welche Irrwege und 
Seitenlinien die Debatte um die rich¬ 
tige Strategie abglitt, die bis heute mit 
der Frage der Bewertung des 20. Par¬ 
teitages der der KPdSU verbunden ist. 
Ich will mich aber nicht in Vergangen¬ 
heitsbewältigung ergehen, sondern nur 
deshalb darauf hinweisen, weil es viele 
Jüngeren nicht mehr wissen. 

Viele - ich würde sogar sagen, die 
meisten - Fragen, die von einer Grup¬ 
pierung in der Partei und SDAJ, die 
sich als wahre kommunistische Revo¬ 
lutionäre fühlen, als „neue Erkenntnis¬ 
se“ präsentiert werden, sind sehr alte 
Fragen. Ich mache es niemandem der 
heutigen Grundsatzkritiker der AmS 
zum Vorwurf, dass sie diese zeitlichen 
Zusammenhänge nicht übersehen. 
Aber mich stört doch, dass diese Ar¬ 
gumente mehrfach als die „neuesten“ 
Erkenntnisse präsentiert werden. Ich 
persönlich halte es schon fast für eine 
tragische Wiederholung alter Erfahrun¬ 
gen aus den frühen 70er Jahren, dass es 
nicht gelungen ist, diese Diskussionen 
mit mehr Geduld und mit weniger Zeit¬ 
druck zu führen. Ich bin mir absolut si¬ 
cher, dass wir in diesem gemeinsamen 
Diskussionsprozess und im gemeinsa¬ 
men vertieften Studium der Erfahrun¬ 
gen unserer Bewegung und der revolu¬ 
tionstheoretischen Arbeiten von Marx, 
Engels, Lenin und der Komintern den 
uns alle überraschenden kollektiven 
Austritt einer größeren Gruppe junger 
Genossinnen und Genossen aus SDAJ 
und DKP hätten vermeiden können. 

Die revolutionäre Ungeduld, die ich 
und auch das ganze Sekretariat diesen 
Genossinnen und Genossen durchaus 
zugestehen, hätte fruchtbar gemacht 


werden müssen und können. Im Prin¬ 
zip geht es um die Auseinandersetzung 
mit der bereits von der Komintern ent¬ 
wickelten revolutionären Strategie und 
Taktik, die sich auf die Leninsche Mo¬ 
nopol- und Imperialismusanalyse, auf 
die Theorie des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus, auf die marxistisch-leni¬ 
nistische Faschismusanalyse, auf den 
III., IV. und VII. Kominternkongress 
und auf die Orientierungen von Marx 
und Engels und dem Kommunistischen 
Manifest bezieht. Es geht um die Su¬ 
che nach den jeweils angemessenen, 
den nationalen Bedingungen angepass¬ 
ten, nach den besten und geeignetsten 
Übergängen und Wegen zum Sozialis¬ 
mus. 

Wir hatten bereits auf dem 21. Par¬ 
teitag im Zusammenhang mit dem An¬ 
trag der jetzt aus der Partei ausgetre¬ 
tenen Genossen der Gruppe Jena als 
Antragskommission dazu eine grund¬ 
sätzliche, aber kurze Darlegung der 
Entwicklung dieser Geschichte erar¬ 
beitet und im Antragsheft publiziert. 
Sie wurde vor einigen Wochen noch 
mal auf news.dkp eingestellt. Ich emp¬ 
fehle dies zur neuerlichen Lektüre. 

In den vergangenen Monaten - be¬ 
reits vor Erscheinen des Leitantrags - 
haben wir von Seiten der Parteiführung 
und von der Bildungskommission in 
verschiedenen Materialien und Arti¬ 
keln dazu argumentiert. Wir entziehen 
uns nicht dieser Debatte. Wir führen 
sie offen. Wir können aber auch nicht 
so tun, wie es mir im Antragsentwurf 
von Hamburg-Süd erscheint, als be¬ 
gännen wir erst mit den „grundsätzli¬ 
chen“ Überlegungen für die Strategie 
des Bruchs mit dem kapitalistischen 
System. So als stünden wir an einem 
geschichtlichen Nullpunkt. 

Wir verfügen über vielfältige eige¬ 
ne Erfahrungen mit den unterschied¬ 
lichen strategischen Konzeptionen in 
unserem Lande. Wir haben Erfahrun¬ 
gen von Revolution und Konterrevo¬ 
lution 1918/19 und im Herbst 1989. Wir 
hatten die Debatte über die „Offen¬ 
sivstrategie“ in der KPD 1920/1921 mit 
dem bewaffneten Ruhrkampf im März 
1920. Wir hatten den Aufstandsversuch 
1923, mit Arbeiter-und-Bauern-Regie¬ 
rungen in Sachsen und Thüringen. Wir 
hatten die Niederlage im Herbst 1923 
und das Parteiverbot 1923/24. Wir hat¬ 
ten Sektierertum, rechte und zentristi- 
sche Abweichungen in Fragen der Stra¬ 
tegie und Taktik in den 20er und frü¬ 
hen 30er Jahren. Wir haben 1933 teuer 
dafür gebüßt. Wir haben aus dramati¬ 
schen Fehlern 1935 bis 1945 gelernt und 
dabei auch wieder teuer bezahlt. Wir 
haben die Schlussfolgerungen für den 
angemessenen revolutionären Weg so¬ 
wohl im Osten- wie im Westen des ge¬ 
teilten Deutschland nach 1945 gezogen. 
Wir deutschen Kommunistinnen und 
Kommunisten sind weder Schriftge¬ 
lehrte noch Bewohner von Elfenbein¬ 
türmen, sondern wir lernen aus Erfah¬ 


rungen. Und das nicht erst seit heute. 
Eigentlich schon seit unserem „Klas¬ 
siker“, dem Manifest der Kommunisti¬ 
schen Partei, in dem Marx und Engels 
von den verschiedenen „Schritten“ in 
der Arbeiterrevolution sprachen und 
bereits die Dialektik von demokrati¬ 


schem und sozialistischem Kampf in 
ihrer Einheit dargelegt hatten. 

Und wir beginnen die Debatte über 
die Strategie des Herankommens und 
der Suche nach den besten Möglichkei¬ 
ten um den revolutionären Bruch nicht 
nur zu propagieren, sondern auch kon¬ 
kret zu machen, nicht erst mit diesem 
Leitantrag. Max Reimann hat uns im 
März 1968 in einem Interview mit Ro¬ 
bert Steigerwald als bleibende strate¬ 
gische Lehre an ein altes Engels-Zitat 
gegen eine Gruppe sektiererischer, an¬ 
archistischer Teile der Flüchtlinge der 
Pariser Kommune erinnert. Um die 
Notwendigkeit, aber auch die Fähig¬ 
keit der deutschen Kommunisten zu 
charakterisieren, die selbst durch alle 
möglichen Zickzack-Linien und Rück¬ 
züge ihr Ziel nicht aus dem Auge ver¬ 
lieren, zitierte Engels zunächst die un¬ 
geduldigen Kommuneflüchtlinge: 

„Wir sind Kommunisten, weil wir 
bei unserm Ziel ankommen wollen, 
ohne uns an Zwischenstationen aufzu¬ 
halten, an Kompromissen, die nur den 
Sieg vertagen und die Sklaverei verlän¬ 
gern.“ 

Engels 4 Antwort war einfach und 
genial: „Die deutschen Kommunisten 
sind Kommunisten, weil sie durch alle 


Zwischenstationen und Kompromisse, 
die nicht von ihnen, sondern von der 
geschichtlichen Entwicklung geschaf¬ 
fen werden, das Endziel klar hindurch¬ 
sehn: die Abschaffung der Klassen, die 
Errichtung einer Gesellschaft, worin 
kein Privateigentum an der Erde und 


an den Produktionsmitteln mehr exis¬ 
tiert. Die Dreiunddreißig sind Kommu¬ 
nisten, weil sie sich einbilden, sobald sie 
nur den guten Willen haben, die Zwi¬ 
schenstationen und Kompromisse zu 
überspringen, sei die Sache abgemacht, 
und wenn es, wie ja feststeht, dieser 
Tage ,losgeht 4 und sie nur ans Ruder 
kommen, so sei übermorgen ,der Kom¬ 
munismus eingeführt 4 . Wenn das nicht 
sofort möglich, sind sie also auch kei¬ 
ne Kommunisten. Kindliche Naivität, 
die Ungeduld als einen theoretisch 
überzeugenden Grund anzuführen!“ 
(Friedrich Engels: Flüchtlingsliteratur, 
MEW18, S. 534. Geschrieben Mai 1874 
bis April 1875) 

Aus gegebenem Anlasse erinnere 
ich an Max Reimann und Friedrich En¬ 
gels. Wir beschreiten mit der antimono¬ 
polistischen Strategie weder einen Irr¬ 
weg, noch machen wir einen unnötigen 
Umweg, wenn wir nach dem Hauptgeg¬ 
ner, nach den Hauptkräften der herr¬ 
schenden Kapitalistenklasse fragen, 
gegen die man den Hauptschlag füh¬ 
ren muss. 

Es ist eben nicht der Besitzer der 
Pommesbude oder der kleinere Bour¬ 
geois mit seinem Klein- oder Mittel¬ 
betrieb um die Ecke mit seinen 50 


oder auch 300 Beschäftigen, der die 
Machtinstrumente des staatsmonopo¬ 
listischen Kapitalismus bedient und 
kommandiert. Es ist nun mal doch das 
Groß- und Monopolkapital, das in ers¬ 
ter Linie über das Schicksal von tausen¬ 
den, zigtausenden und Millionen Ar¬ 
beitern und Angestellten bestimmt. Ich 
habe dazu auf unserer theoretischen 
Konferenz in Hannover ja bewusst 
versucht aktuelle Daten zur Struktur 
der Großkonzerne und der Beschäfti¬ 
gungsstruktur zusammenzutragen um 
diese rein objektive Größe darzustel¬ 
len. Das ist doch kein Ausweichen vor 
der Realität und keine Ausflucht vor 
dem wahren Kampf gegen die Kapi¬ 
talisten, sondern die Präzisierung der 
Kampfetappe. 

Wir reden nicht allgemein über 
„den“ Kapitalismus, sondern wir sa¬ 
gen, wem wir als erstes an den Kragen 
gehen müssen, wen wir als erstes ent¬ 
machten und in die Knie zwingen wol¬ 
len und in die politische Wüste schicken 
müssen. 

Ersetzt diese antimonopolistische 
Orientierung, dieser Hauptstoß gegen 
das Monopolkapital etwa, wie gefragt 
wird, die Orientierung auf die alles 
überragende Lösung des Grundwider¬ 
spruchs zwischen Lohnarbeit und Ka¬ 
pital? 

Nein, absolut nicht. Wir nennen ihn 
nur konkreter mit Namen und Haus¬ 
nummern. Darunter sind alte bekann¬ 
te Namen wie VW, Siemens, Thyssen, 
Bosch, Mercedes und Krupp, aber auch 
neue wie Amazon, Lidl und ALDI. 

Wozu dient der Leitantrag? Für 
welche konkrete Etappe ist er gedacht? 
Ich will auf einen weiteren zentralen 
Denkfehler in diesem Zusammenhang 
hinweisen: In der Diskussion wird im¬ 
mer gerne auf die Folgen der Niederla¬ 
ge und Konterrevolution von 1989 bis 
1991 verwiesen. Natürlich „hängt alles 
mit allem zusammen“. Die Niederla¬ 
ge des realen Sozialismus hat aber mit 
den Problemen des sozialistischen Auf¬ 
baus, mit der Theorie der Übergänge 
vom bereits vollzogenen revolutionä¬ 
ren Bruch mit dem Kapitalismus seit 
den Tagen der Oktoberrevolution und 
dem Sieg über den Faschismus 1945 zu 
tun. Es sind Fragen der wissenschaftli¬ 
chen, theoretischen Debatte und politi¬ 
schen Strategie für das Sozialismuskon¬ 
zept - nach dem Sieg der Revolution. 
Die Probleme und auch konzeptionel¬ 
len Fehler, die dabei gemacht wurden 
und auch weiter werden, sind Probleme 
einer Etappe, die mit unseren histori¬ 
schen Etappenbedingungen nur noch 
wenig, ich will nicht sagen gar nichts, 
zu tun haben. 

Wir haben bekanntlich die Macht 
noch nicht erobert und müssen noch 
nicht die Fragen der Weiterentwicklung 
und Sicherung der erfolgreichen Revo¬ 
lution thematisieren, sondern unsere 
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heutigen Aufgaben lösen. Wir stecken 
noch in der Epoche des Übergangs zum 
Sozialismus. 

Es ist also absolut seltsam, wenn 
ausgehend von 1989/1991 und den 
politischen Tragödien dieser nächst¬ 
folgenden Epoche so ganz ohne wei¬ 
teres die Konsequenz daraus gezogen 
wird, dass die dabei gemachten Fehler 
der „Beweis“ dafür seien, dass unsere 
Strategie zur Eroberung der Macht, 
wie sie auf den internationalen Be¬ 
ratungen in Moskau 1957, 1960, 1969 
oder auch auf den nationalen Partei¬ 
tagen der Kommunistische Bewegung 
und Parteien in dieser Periode beraten 
und entwickelt wurden, dann ja auch 
schon zwangsläufig deformiert gewesen 
sein mussten. Wenn nun einige in sehr, 
sehr vielen Punkten uns nahestehende 
Bruder- oder Schwesterparteien die ge¬ 
meinsame Geschichte der KPen - spä¬ 
testens nach 1956 - so interpretieren, 
dann ist das bedauerlich, aber nicht ein 
zwingender logischer Beweis, dass wir 
diese Einschätzung übernehmen müss¬ 
ten. 

Ich möchte ganz klar feststellen, 
dass die Strategieentwicklung der 
KPD/DKP nach 1945 und bis 1989 na¬ 
türlich nicht im luftleeren Raum statt¬ 
fand, sondern gewiss auch unter dem 
Eindruck dieser internationalen Dis¬ 
kussionen stand. Aber KPD und DKP 
brauchten keinen Nachhilfeunterricht. 
Was für unser Land gut und für unse¬ 
re Strategie richtig ist, das wussten und 
wissen wir selbst. 

Einige offene Fragen 

Ich habe eine Reihe von Einzelfragen 
aus den bisherigen Diskussionsbeiträ¬ 
gen herausgefiltert. Darunter die mich 
besonders nachdenklich stimmenden 
Fragen nach der Konkretheit unserer 
Aussagen zum Charakter und Begriff 
der „Wende“. Der Begriff „Wende“ 
ist zu verstehen als das gegenwärtige 
„Momentum“, in dem wir die Offensi¬ 
ve des Kapitals verlangsamen oder gar 
anhalten wollen. 

Vielleicht müssen wir aber noch 
stärker betonen, dass es erst mal um 
noch etwas geht, was zu der Wende hin¬ 
führt. Wir müssen wohl noch kleintei- 
liger angesichts der jetzigen Lage den¬ 
ken und planen. Es geht uns in dieser 
Phase darum, „Sand im Getriebe“ der 
rotierenden Herrschaftsmaschinerie zu 
sein bzw. zu werden. In der Verhaltens¬ 
therapie nutzt man dafür den Begriff 
„Baby-Schritte“ machen zum Zwecke 
des „Motivationsaufbaus“ - um ein 
„Dazwischengrätschen“ durch uns als 
machbar erscheinen zu lassen. 

Ich denke, dass dieser Kampf um 
die nächsten konkreten Schritte mit 
dem klaren Bewusstsein und der Opti¬ 
on erfolgen muss, dass wir nicht „histo¬ 
risch“ so weit zurückmarschieren müs¬ 
sen oder gedrängt werden, dass wir 
überhaupt nicht mehr an die Formie¬ 
rung und Sammlung von Gegenkräften 
denken können. In der Defensive müs¬ 
sen wir auch die Orientierung auf die 
Sammlung der Kräfte für ein künftiges 
Vorwärtsgehen vertreten und das muss 
uns auch immer bewusst sein. 

Die Option der Verbindung von 
„Wende“ und längerfristigem „re¬ 
volutionärem Bruch“ muss deut¬ 
lich erkennbar sein und auch gezielt 
und mit den heutigen machbaren 
kleinen Schritten angepeilt werden. 
Das muss sich aber im Teil III noch stär¬ 
ker erkennen lassen - also die Verbin¬ 
dung von „Baby-Schritten“, „Wende“ 
und den jetzt notwendigen Maßnah¬ 
men. Hier muss wahrscheinlich auch 
der Charakter und der Unterschied 
von Minimal- und Sofortforderungen 
stärker betont werden. 

Ich denke, dass das eine sehr pro¬ 
duktive Debatte werden kann, die uns 
nicht auseinander, sondern zueinander- 
führen wird. 

(Auszug aus dem Referat an die 11. 
PV-Tagung der DKP, 2S./26. Novem¬ 
ber 2017, Essen) 


Zu einigen Streitfragen 

Beate Landefeld zur Strategie des antimonopolistischen Kampfes 


D er heutige Kapitalismus der rei¬ 
chen Länder ist staatsmonopo¬ 
listischer Kapitalismus (SMK). 
Etwa 70 Prozent der global agieren¬ 
den Konzerne kommen aus wenigen 
imperialistischen Hauptmächten, zu 
denen die Bundesrepublik zählt. Das 
Kapital der BRD ist monopolistisch 
strukturiert. 2015 erwirtschafteten von 
den 3,4 Millionen Unternehmen 0,44 
Prozent (ca. 15 000) über 65 Prozent 
der Umsätze. 99,56 Prozent erarbeite¬ 
ten 35 Prozent. Hochkonzentriert sind 
auch Vermögen und Reichtum: Dem 
oberen 1 Prozent gehören 33 Prozent 
des Vermögens, 10 Prozent besitzen 60 
Prozent, die untere Hälfte nur 2,5 Pro¬ 
zent. Reichtum und Betriebsvermögen 
konzentrieren sich am stärksten an der 
Spitze. Für eine antikapitalistische Stra¬ 
tegie bedeutet die Konzentration und 
Zentralisation dreierlei: 

Erstens: Ohne die politische und 
ökonomische Entmachtung von Mo¬ 
nopolbourgeoisie und Finanzoligar¬ 
chie lässt sich der Kapitalismus nicht 
überwinden. Das Monopol ist das im 
Imperialismus prägende Macht- und 
Herrschaftsverhältnis. Es verkörpert 
die höchste Stufe der Vergesellschaf¬ 
tung, die unter der Herrschaft des Pri¬ 
vateigentums möglich ist. 

Zweitens: Die Verstaatlichung 
der 0,44 Prozent Großkonzerne und 
Großbanken durch eine revolutionär¬ 
demokratische Staatsmacht käme der 
Eroberung der entscheidenden Kom¬ 
mandohöhen der Wirtschaft durch die 
Arbeiterklasse und ihre Verbündeten 
gleich, da die übrige Wirtschaft in ho¬ 
hem Maß von den Monopolen abhängt. 
Deshalb ist die ökonomische Struktur 
des SMK, wie Lenin formulierte, die 
„materielle Vorbereitung des Sozialis¬ 
mus, seine unmittelbare Vorstufe“ und 
gibt es „zwischen dieser Stufe und der¬ 
jenigen, die Sozialismus heißt, keinerlei 
Zwischenstufen mehr“ (LW 25, S. 368). 
Diese Aussagen Lenins beziehen sich 
auf die ökonomische Struktur (= ma¬ 
terielle Basis). 

Zwischenstufen und 
Kampfetappen 

Davon zu unterscheiden sind erforder¬ 
liche Kampfetappen, die sich auf die 
politischen Kräfteverhältnisse (= Über¬ 
bau) beziehen. So führte Lenin über 
die politischen Etappen der Revoluti¬ 
on in Russland aus: „Ein entscheiden¬ 
der Sieg über den Zarismus 4 ist die re¬ 
volutionär-demokratische Diktatur des 
Proletariats und der Bauernschaft ... 
Doch selbstverständlich wird das kei¬ 
ne sozialistische, sondern eine demo¬ 
kratische Diktatur sein. Sie wird (ohne 
eine ganze Reihe von Zwischenstufen 
der revolutionären Entwicklung) nicht 
imstande sein, die Grundlagen des Ka¬ 
pitalismus anzutasten.“ (LW 9, S. 43) 
Drittens: Die Monopolbourgeoisie 
der BRD stellt etwa 0,1 Prozent der 
Bevölkerung. Sie herrscht nicht nur 
mittels Gewalt, sondern auch durch 
die ständige Organisierung des Kon¬ 
senses eines genügend großen Teils 
der Bevölkerung mit der Politik im 
Monopolinteresse. Bürgerliche Par¬ 
teien, rechte SPD-Führung, vielfältige 
Verbände und Einrichtungen des poli¬ 
tischen Überbaus organisieren diesen 
Konsens durch die Methode des „Teile 
und herrsche“, durch Zugeständnisse, 
durch den „stummen Zwang der Ver¬ 
hältnisse“ und durch offene Repression. 
Dagegen sind wir bestrebt, im Kampf 
um Frieden, Demokratie und soziale 
Rechte so viele Lohnabhängige und 
andere soziale Kräfte wie nur möglich 
gegen das große Kapital zu mobilisie¬ 
ren und zu organisieren, wie dies im 
Kampf gegen TTIP ansatzweise gelang, 
wie es im Kampf um ein besseres Ge¬ 
sundheitswesen gelingen könnte. Die 
antimonopolistische Stoßrichtung lei¬ 
tet sich aus den Machtverhältnissen im 
SMK und dem sozialistischen Ziel ab. 
Sie lenkt den Blick auf die reale Macht 
im Lande, gegen die die Kräfte konzen¬ 
triert werden müssen. 

Beim Bündnis der Arbeiterklas¬ 
se mit nichtmonopolistischen Klassen 


und Schichten geht es vor allem um die 
Intelligenz und die Mittelschichten im 
Kultur-, Bildungs- und Gesundheits¬ 
sektor. Ein Lieblingsthema der Kritik 
ist jedoch die „nichtmonopolistische 
Bourgeoisie“. In der Tat sind 99,56 Pro¬ 
zent der Unternehmen kleine und mitt¬ 
lere. Anders als die Monopole sind sie 
keine unmittelbare Vorstufe des Sozi¬ 
alismus. Es bedarf spezifischer Über¬ 
gänge, um sie in die Vergesellschaftung 
einzugliedern. 

Den Kleinunternehmen (97,32 Pro¬ 
zent der Unternehmen) hätte eine pro¬ 
letarisch geführte Staatsmacht die mas¬ 
sive Förderung von Kooperativen, Ge¬ 
nossenschaften, Gemeinschafts-Praxen 
und anderen Formen der Kooperation 
zu bieten. 


Mittlere Unternehmen (2,24 Pro¬ 
zent der Betriebe) sind heute meist 
monopolabhängig. Bei Enteignung der 
Monopole wären sie von der proleta¬ 
risch geführten Staatsmacht abhängig, 
an die gegebenenfalls auch Beteiligun¬ 
gen der Monopole fielen. Die Privat¬ 
eigentümer stünden vor der Wahl zwi¬ 
schen Kooperation und Sabotage. Je 
nach Wahl würde sich ihr Verhältnis zur 
Staatsmacht differenziert gestalten. In 
der DDR gab es mittelständische Be¬ 
triebe mit staatlicher Beteiligung bis in 
die 1970er. 

52 Prozent der Unternehmen sind 
Ein-Personen-Betriebe ohne fremde 
Arbeitskraft. Darunter sind Gutverdie¬ 
ner und viele mit einem Auskommen. 
Ein großer Teil dürfte jedoch durch 
Ausgliederungen, Erwerbslosigkeit, 
Prekarisierung, Digitalisierung in die 
„Selbstständigkeit“ gedrängt worden 
sein. Dieses Segment überschneidet 
sich mit der Arbeiterklasse. Zugleich 
gibt es in den Betrieben den Übergang 
von Teilen akademisch gebildeter Mit¬ 
telschichten in die Arbeiterklasse. Von 
Beginn an sind in jeden Prozess der po¬ 
litischen Formierung der Arbeiterklas¬ 
se benachbarte Schichten involviert, 
vom Kampf um die Hegemonie in der 
Gesellschaft gar nicht erst zu reden. 

Antimonopolistische Orientie¬ 
rung und Klassenbewusstsein 

Einige fürchten, die antimonopolis¬ 
tische Orientierung hemme die Bil¬ 
dung von Klassenbewusstsein. Dieses 
entstehe im Kampf gegen alle Unter¬ 
nehmer. Was ist Klassenbewusstsein? 
Es gibt ökonomisches, politisches und 
theoretisches Klassenbewusstsein. Le¬ 
nin schrieb: „Das politische Klassenbe¬ 
wusstsein kann dem Arbeiter nur von 
außen gebracht werden, das heißt aus 
einem Bereich außerhalb des ökonomi¬ 
schen Kampfes, außerhalb der Sphäre 
der Beziehungen zwischen Arbeitern 
und Unternehmern. Das Gebiet, aus 
dem allein dieses Wissen geschöpft 
werden kann, sind die Beziehungen al¬ 
ler Klassen und Schichten zum Staat 
und zur Regierung, sind die Wechsel¬ 
beziehungen zwischen sämtlichen Klas¬ 
sen“ (LW 5, S. 436). 

Im betrieblichen Kampf entsteht 
spontanes gewerkschaftliches Bewusst¬ 
sein. Es ist die Keimform der Bewusst¬ 
heit, aber noch kein revolutionäres 


Bewusstsein. Letzteres erfordert die 
konkrete Analyse politischer Kräfte¬ 
verhältnisse und eine daraus abgeleite¬ 
te Strategie. Den ökonomischen Kampf 
führt die Arbeiterklasse gegen alle Un¬ 
ternehmer. Um die führende Rolle in 
der Gesellschaft kann sie jedoch nur 
mit politischem Klassenbewusstsein 
kämpfen. Die Kritiker der DKP-Stra- 
tegie bieten allerdings meist nur eine 
Kombination aus ökonomistischem Ta¬ 
geskampf und abstrakter Sozialismus¬ 
propaganda. Eine beides verbindende 
politische Strategie fehlt. 

Solange die Arbeiterbewegung und 
die progressiven Kräfte in der Defensi¬ 
ve sind, bleibt unser strategisches Ziel, 
eine „Wende zu Friedens- und Abrüs¬ 
tungspolitik, zu demokratischem und 


sozialem Fortschritt“ zu erkämpfen. 
Das Ziel einer progressiven „Wende“ 
formulierten wir zum ersten Mal im 
(Mannheimer) Programm 1978, also 
kurz nach Ausbruch der Krise 1974/75. 
Im Leitantrag zum 22. Parteitag for¬ 
mulieren wir vorsichtig: „Die Offensi¬ 
ve des Monopolkapitals stoppen. Ge¬ 
genkräfte formieren. Eine Wende zu 
Friedens- und Abrüstungspolitik, zu 
demokratischem und sozialem Fort¬ 
schritt erkämpfen.“ In der Tat kann 
von einer „Wende“ erst die Rede sein, 
wenn Verschlechterungen nicht mehr 
nur gebremst und Alternativen nicht 
nur punktuell durchgesetzt werden, 
sondern wenn im gesellschaftlichen 
Maßstab Fortschritte erzielt werden 
können. Erst dies wäre der Übergang 
von der Defensive zur Offensive. 

Eine progressive Wende durchzu¬ 
setzen, ist nicht einfach. Viele streben 
sie an und wir gehören zu den weni¬ 
gen, die dabei den Vorrang des außer¬ 
parlamentarischen Kampfes betonen. 
Im Leitantragsentwurf sagen wir: „So 
erfreulich es auch ist, dass sich in eini¬ 
gen entwickelten kapitalistischen Län¬ 
dern derzeit linke Wahlbewegungen 
formieren - für die Durchsetzung einer 
Wende in Richtung Fortschritt werden 
Wahlen und Wahlergebnisse keinesfalls 
ausreichen. Die Gefahr einer Anpas¬ 
sung auch linker Regierungen an die 
neoliberale Politik ist angesichts von 
Krisen und Verwertungsschwierigkei¬ 
ten des Kapitals und angesichts der im¬ 
mer schärfer werdenden internationa¬ 
len Konkurrenz heute noch größer als 
in früheren Perioden, in denen das in¬ 
ternationale Kräfteverhältnis erheblich 
günstiger war.“ 

„Wende“ und 
Systemveränderung 

Heute erfordert eine Wende ein ganz 
anderes Niveau der Mobilisierung 
und des Klassenkampfs bis hin zur 
Durchsetzung von Eingriffen in die 
Eigentumsrechte des Kapitals. „Her¬ 
kömmliche soziale und demokratische 
Reformen rücken so näher an die Not¬ 
wendigkeit grundlegender antimono¬ 
polistischer Umgestaltungen heran“ 
(DKP-Programm 2006) Soziale und 
demokratische Reformforderungen lei¬ 
ten sich aus den Bedürfnissen der Be¬ 
völkerung ab. Sie orientieren sich an 
der Logik des Klassenkampfs, nicht an 


den Sachzwängen, den Grenzen oder 
der Logik des Systems. Im Kampf um 
die Wende werden sich die sozialen 
Kräfte neu gruppieren. Einsichten in 
die Notwendigkeit der Überwindung 
des Kapitalismus werden aufgrund der 
politischen Erfahrungen, die die Mas¬ 
sen selbst machen, wachsen. 

Von der Art der Neugruppierung 
hängt ab, wie es weitergehen kann. „Ob 
und in welchem Tempo der Stopp der 
Offensive des Kapitals und der Über¬ 
gang von der Defensive der antikapi¬ 
talistisch-antimonopolistischen Kräfte 
zur Offensive zu weiteren Schritten bis 
hin zum revolutionären Bruch mit der 
Macht des Monopolkapitals führt und 
ob der Bruch in einer oder in mehreren 
Etappen erfolgt, hängt allein vom Kräf¬ 


teverhältnis der Klassen ab. Es hängt 
ab von der Stärke und Reife, die die 
Arbeiterbewegung und ihre Verbün¬ 
deten im Verlauf des Kampfes entwi¬ 
ckeln sowie von weiteren subjektiven 
und objektiven Voraussetzungen, die 
im Einzelnen nicht vorhersagbar sind.“ 
(Leitantrag) 

Wie im Programm 2006 lassen wir 
die Frage nach der Möglichkeit oder 
Wahrscheinlichkeit einer antimonopo¬ 
listischen Demokratie offen. Eine sol¬ 
che setzt ganz spezifische Bedingun¬ 
gen voraus, nämlich eine revolutionäre 
Krise des staatsmonopolistischen Herr¬ 
schaftssystems, in der die Massen zwar 
radikale Maßregeln gegen die Monopo¬ 
le wollen, ohne dass jedoch eine Mehr¬ 
heit für den Sozialismus wäre. 1 Ob eine 
solche Situation einmal eintritt, darüber 
lässt sich heute nur spekulieren. 

Die „Wende“ und die antimonopo¬ 
listische Demokratie werden fälschli¬ 
cherweise oft gleichgesetzt. Der Unter¬ 
schied ist: Während die „Wende“ eine 
Veränderung der politischen Kräfte¬ 
verhältnisse im Kapitalismus ist, würde 
eine antimonopolistische Demokratie 
den „einheitlichen revolutionären Pro¬ 
zess des Übergangs vom Kapitalismus 
zum Sozialismus“ (Programm) einlei¬ 
ten. Sie würde an die Machtfrage her¬ 
anführen, da sie die Erkämpfung einer 
revolutionär-demokratischen Staats¬ 
macht voraussetzt. Dagegen könnte die 
„Wende“ von den Herrschenden unter 
veränderten Kräfteverhältnissen wie¬ 
der revidiert werden, es sei denn, die 
antimonopolistischen Kräfte sind stark 
genug, um rechtzeitig zu grundlegen¬ 
den Veränderungen fortzuschreiten. 

In jeder Kampfetappe gehören zum 
theoretischen und ideologischen Klas¬ 
senkampf, den wir führen, immer auch 
Kapitalismusanalyse und -kritik, das 
Aufzeigen der Notwendigkeit des So¬ 
zialismus und seiner materiellen Vor¬ 
bereitung, das Studium bisheriger und 
heutiger Versuche der Realisierung des 
Sozialismus. 

(Auszüge eines Referats von Beate 
Landefeld bei der DKP Hamburg am 
14. Oktober 2017, Der Beitrag ist unge¬ 
kürzt auf news.dkp.de zu finden.) 

1 Willi Gerns/Robert Steigerwald, Für eine 
sozialistische Bundesrepublik, Ffm 1977 , S. 
42 f. 
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Ist eine „Wende“ im Imperialismus möglich? 


Obwohl der Leitantrag des Par¬ 
teivorstands mit dem Ziel der Konkre¬ 
tisierung der antimonopolistischen 
Strategie verfasst wurde, umschifft er 
zentrale Kontroversen und stellt in 
weiten Teilen weder eine Korrektur 
noch eine Präzisierung von Positionen 
im Parteiprogramm dar. Weitestgehend 
ausgespart werden beispielsweise die 
heiß diskutierten Fragen antimono¬ 
polistischer Bündnisse und des Über¬ 
gangs zum Sozialismus. Einen be¬ 
sonders prominenten Platz bekommt 
hingegen die Wende zu Friedens- und 
Abrüstungspolitik, zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt eingeräumt. 

Konsens besteht wohl darin, dass 
die Arbeiterbewegung aktuell tief in 
der Krise steckt und sich das Kapital 
in einer kaum gezügelten Offensive 
befindet. Im Prozess der Formierung 
der Klasse an sich zur Klasse für sich 
bestünde ein nächster entscheidender 
Schritt also darin, die Offensive des Ka¬ 
pitals zumindest punktuell zu bremsen. 
Damit einzelne Abwehrkämpfe aber 
Erfolg haben können, müsste die Or¬ 


ganisierung, Kampfkraft und das Be¬ 
wusstsein der Arbeiterklasse bereits 
erheblich gewachsen sein. Der Preis, 
eine entsprechende Maßnahme durch¬ 
zusetzen, müsste aus Sicht des Kapitals 
höher sein als sein Nutzen, oder diesen 
zumindest ernsthaft gefährden. 

Wahrscheinlich ist, dass die Arbei¬ 
terbewegung in einer solchen Phase 
mehr und mehr beginnt auch für pro¬ 
gressive Reformen im gesellschaftli¬ 
chen Maßstab zu kämpfen. Trotzdem 
werden Abwehrkämpfe noch eine ent¬ 
scheidende Rolle spielen. Denn selbst 
wenn es beispielsweise gelingen sollte 
einen neuen Angriffskrieg zu verhin¬ 
dern, heißt das noch lange nicht, dass 
die nächste Lohnkürzung abgewunden 
ist. Auch wenn sich das Kräfteverhält¬ 
nis also verbessert hat, kehrt es sich 
nicht grundsätzlich um - andernfalls 
wäre auch schwer erklärbar, warum 
das Kapital weiterhin die herrschende 
Klasse ist. 

Wahrscheinlich ist deshalb auch, 
dass die zunehmenden Kämpfe für 
progressive Reformen im gesell¬ 


schaftlichen Maßstab in dieser Pha¬ 
se der Klassenkämpfe noch nicht von 
Erfolg gekrönt sind. Diese Erkenntnis 
findet sich im Ansatz bereits im Par¬ 
teiprogramm wenn es dort heißt, „Die 
DKP geht davon aus, dass die Spiel¬ 
räume für soziale und demokratische 
Reformen infolge der weltwirtschaft¬ 
lichen Verflechtungen und der Macht 
der Transnationalen Konzerne, der 
enormen Staatsverschuldung und des 
Wegfalls des politischen Reformdrucks 
mit dem Ende des realen Sozialismus 
in Europa heute außerordentlich eng 
geworden sind.” Im Leitantrag heißt es 
passend dazu, „Zugleich ist die impe¬ 
rialistische Bourgeoisie aber noch er¬ 
fahrener und auch brutaler im Umgang 
mit einer klassenkämpferischen Arbei¬ 
terbewegung und den ihr sich anschlie¬ 
ßenden Bündniskräften geworden. Die 
imperialistische Bourgeoisie wird bei 
jedem Schritt, der in dieser Etappe in 
Eigentumsrechte eingreift, der an die 
Einschränkung, die Enteignung und 
die Vergesellschaftung großkapitalis¬ 
tischen Eigentums heranführt und in 


dem sie damit eine sozialistische Ge¬ 
fahr wittert, den allerheftigsten Wider¬ 
stand mobilisieren.” (Z. 786 ff.) Es sind 
die im Imperialismus auf die Spitze ge¬ 
triebene Konkurrenzlogik und die sin¬ 
kenden Verteilungsspielräume, die das 
Monopolkapital bei Strafe seines Un¬ 
tergangs dazu zwingen seinen Anteil 
der Beute mit Zähnen und Klauen zu 
verteidigen und auszubauen. 

All das wird aber ignoriert wenn 
es im Leitantrag heißt: „Die Wende ist 
unser nächstes strategisches Etappen¬ 
ziel im Rahmen der antimonopolisti¬ 
schen Gesamtstrategie. Sie ermöglicht 
den Übergang der Arbeiterklasse und 
ihrer Verbündeten von der Defensive 
zur Offensive, vom gegenwärtig über¬ 
wiegenden Abwehrkampf zur Durch¬ 
setzung demokratischer Alternativen, 
nicht nur punktuell, sondern zuneh¬ 
mend im gesellschaftlichen Maßstab.“ 
(Z. 756 ff.) oder an anderer Stelle „Die 
Wende wäre der Beginn der Durchset¬ 
zung sozialer Reformen und demokra¬ 
tischer Alternativen auf breiter Front 
und wäre auf Seiten der herrschenden 


Zu einer merkwürdigen Diskussion ... 


Die Hamburger Komission für Mar¬ 
xistische Theorie und Bildung bekam 
vom Bezirksvorstand den Auftrag, die 
Leitantragsdiskussion für die Hambur¬ 
ger Bezirksorganisation und die Grund¬ 
organisationen zu organisieren und zu 
strukturieren. Anstelle einer Orientie¬ 
rung auf das nötige Kontextwissen zur 
Diskussion des Leitantrags, anstelle ei¬ 
ner gliedernden Zusammenfassung oder 
eines Abgleichs mit den bekannten Do¬ 
kumenten, etwa dem Parteiprogramm 
- all das hätte den Gruppen geholfen - 
stellten die Autoren eine Sammlung von 
Kritikpunkten am Papier zusammen. Da 
das Papier nun im Referat von Hans- 
Peter Brenner auf der PV-Tagung auf¬ 
tauchte, ist es Teil der Diskussion und 
sollte also zumindest nicht unkommen- 
tiert stehen bleiben. 

Zunächst zu einer Begrifflichkeit: 
Direkt in den ersten Sätzen des Textes 
wird behauptet, durch die Kontinuität 
in den Aussagen zur Antimonopolis¬ 
tischen Demokratie solle eine inhalt¬ 
liche Brücke zur Parteiopposition ge¬ 
schlagen werden. Nun gehe ich davon 


aus, dass hier die „rechte“ Opposition 
gemeint ist, soweit sie sich noch in der 
Partei befindet. Sicher ist es richtig, dass, 
wie der Text weiter schreibt, nicht in¬ 
haltliche Kompromissformulierungen, 
sondern politische Praxis Wahrheitsfin¬ 
dung bringen. Damit würde dem PV un¬ 
terstellt, er würde Kompromissformu¬ 
lierungen suchen anstatt die Wahrheit 
erkennen zu wollen. Harter Tobak, und 
ein Beleg dafür? Keine Spur. Vielmehr 
bewegt sich diese Anschuldigung auf 
der Ebene einiger Beiträge aus Tübin¬ 
gen und Frankfurt. Auch dort findet sich 
kein Beleg. Dafür aber eine andere Par¬ 
allele: geringe Quellenkenntnis. 

Die DKP strich in der Programmde¬ 
batte bis 2006 bewusst die Formulierung 
der antimonopolistischen Demokratie. 
Das Herankommen wurde nun als Pha¬ 
se antimonopolistischer Umwälzungen 
beschrieben, das sollte dem Umstand 
abhelfen, dass in der Formulierung des 
78er Programms die Prozesshaftigkeit 
der Beschreibung schließlich dazu führ¬ 
te, dass man zu genau, zu detailliert war. 
Nun ist es ja nicht schlimm, diese De¬ 


batten nicht zu kennen, live mitbekom¬ 
men hat sie auch der Autor dieser Zei¬ 
len nicht. Aber nachlesen kann man das 
ganze schon, im Erklärungsband zum 
Programm von 1978 und in einem er¬ 
klärenden Artikel in den Marxisti¬ 
schen Blättern von 2005 (Willi Gerns 
und Herbert Mies im Interview mit 
Robert Steigerwald: Weg und Ziel der 
DKP, Frankfurt am Main 1978, und Wil¬ 
li Gerns, Nina Hager: Kontinuität und 
Erneuerung im Programmentwurf der 
DKP, in: Marxistische Blätter 3/2005). 

Kommen wir zum zweiten Punkt 
(obgleich es noch mehr gäbe, aber die 
Zeichenzahlbegrenzung fordert ihren 
Tribut): Der Frage der Monopole. Zum 
einen wird kritisiert, dass Marx nicht 
zitiert werde, die Erkenntnis der Pro¬ 
duktionsverhältnisse müsse aber da 
beginnen. Es ließe sich leicht die Pole¬ 
mik entwickeln, dass oben im Papier die 
Übereinstimmung mit den Zitaten der 
Klassiker zugunsten der realen Politik 
herabgestuft wird, um nun zu kritisie¬ 
ren, dass Marx nicht auftaucht. Aber 
der Kern ist der, dass die Forderung 


nach Marx beinhaltet, das Monopol 
nicht als neues Produktionsverhältnis 
zu sehen, als das es durch Lenin be¬ 
schrieben wurde. Es soll vielmehr eine 
Beschreibung des Kapitalismus der frei¬ 
en Konkurrenz auf den Monopolkapita¬ 
lismus angewendet werden. Das wiede¬ 
rum geht - natürlich - schief. 

Anstatt den Opportunismus aus den 
neuen Lebensverhältnissen (eben dem 
neuen Produktionsverhältnis, also um¬ 
fassend) zu schließen, sind es die Mo¬ 
nopole, die hier Teile der Arbeiterklas¬ 
se bestechen. Eine ökonomistische Ver¬ 
kürzung, die nebenbei auch nicht die 
Ideologie analysiert, mit der das funkti¬ 
oniert, dies wird dann auch nicht auf die 
reale Praxis der Klasse und ihrer Inter¬ 
essenvertreter zurückgeführt, es bleibt 
Bestechung anstelle des „Ergebnisses 
einer ganzen sozialen Epoche“ (Lenin). 

Dann wenden sich die Kritiker der 
Stamokap-Theorie zu: richtigerweise 
wird die Einbeziehung auch der kleinen 
und mittleren Bourgeoisie in den Be¬ 
reich der Monopole beschrieben. Ähn¬ 
lich wie das aber zum Beispiel die Tübin¬ 


Klasse mit einem Zurückweichen ver¬ 
bunden.“ (Z. 821 ff.). 

Anders als von Vertretern der anti¬ 
monopolistischen Strategie oft behaup¬ 
tet geht es in der Phase der „Wende“ 
also offenbar um mehr als nur einen 
punktuellen Stopp der Offensive des 
Kapitals und eine Verbesserung der 
Kräfteverhältnisse im Klassenkampf. 
Es ist die Idee, dass unter der Herr¬ 
schaft des Monopolkapitals, wohlge¬ 
merkt bereits einige Etappen vor dem 
revolutionären Bruch, eine Phase mög¬ 
lich ist, in der die Arbeiterklasse ge¬ 
meinsam mit anderen antimonopolis¬ 
tischen Kräften in der Offensive ist und 
damit beginnt grundlegende Reformen 
durchzusetzen. Wer glaubt, eine Wen¬ 
de zu Friedens- und Abrüstungspolitik, 
zu demokratischem und sozialem Fort¬ 
schritt sei unter der Herrschaft des Ka¬ 
pitals denkbar, ob in einer frühen oder 
einer entwickelten Phase der Klassen¬ 
kämpfe, der erliegt aber letztlich der Il¬ 
lusion der grundsätzlichen Reformier- 
barkeit des Imperialismus. 

Paul Rodermund,Tübingen 


ger analytische Glanzleistung vollbringt, 
resultiert hier aus einer Abhängigkeit 
kein Widerstandspotential: nach der¬ 
selben Logik wären auch die Arbeiter 
abhängig vom Kapital und könnten 
sich nicht wehren. Eine Abhängigkeit 
erzeugt immer auch Widersprüche und 
damit die Widerstandspotenz. Aus der 
Formulierung des Programms herausle¬ 
sen zu wollen es handle sich, nur weil die 
Potenz des Wiederstandes aufgrund von 
Widersprüchen vorhanden sei, auch um 
einen Widerspruchszwang, ist nun eine 
sehr freie Interpretation. 

Im gleichen Absatz werden die Mo¬ 
nopole in ein Interessengeflecht mit 
den Banken gestellt, ohne sich dabei 
auf Lenin zu beziehen. Die Verschmel¬ 
zung des Industrie- und Bankkapital 
bringt die Monopole hervor. Banken 
gleichberechtigt neben die Monopole 
zu stellen zeugt davon, dass man diese 
für eine Art großen - oder auch beson¬ 
ders großen - Betrieb hält. Die Analyse 
des Produktionsverhältnisses Monopol 
fällt dabei weg. 

Kurt Baumann, Hamburg 


Warum die Antimonopolistische Strategie in den Sumpf führt... 


Im Vorwort zum Leitantrag wird der 
Kritik an der Antimonopolistische 
Strategie (AMS) „von links“ vorge¬ 
worfen, „Nebenfragen“, wie die nach 
„Bündnismöglichkeiten mit nicht-mo¬ 
nopolistischen Teilen der Bourgeoi¬ 
sie“, die es gibt zu zentralen Fragen zu 
machen. Nebenfragen? Auf den ersten 
Blick scheint das so: 

Denn „Antimonopolisten“ und 
„Antikapitalisten“ (Abk., nennt die 
Hauptstoßrichtung der Strategien - 
wissend, dass „Antikapitalisten“ auch 
gegen Monopole sind und „Antimono¬ 
polisten“ auch gegen den Kapitalismus 
insgesamt) sprechen von der zentralen 
Bedeutung der Aktionseinheit der Ar¬ 
beiterklasse (AK). 

Denn auch die Antikapitalisten 
wollen die Zwischenschichten zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat, die in ers¬ 
ter Linie von eigener Arbeit und nicht 
von der Ausbeutung der Arbeitskraft 
anderer leben, für den Sozialismus ge¬ 
winnen. Dazu zählen die 2,5 Mio. So¬ 
lo-Selbstständigen und ein Großteil 
der 0,75 Mio. Kleinstunternehmen. Sie 
sind gewinnbar, da eine schrittweise 
Vergesellschaftung ihrer Arbeit über 
Genossenschaften sie von ihrer prekä¬ 
ren Existenz im Kapitalismus befreien 
würde. 

Denn beide Seiten sind einig, dass 
die knapp 20.000 Großunternehmen 
Gegner sind. Dann bleiben als Streit¬ 
menge die 375.000 kleinen und mittle¬ 
ren Unternehmen (KMU). 

Denn auch die Antikapitalisten sind 
dafür, dass die AK, besonders zur Ver¬ 


hinderung eines Krieges und gegen De¬ 
mokratieabbau, die Widersprüche im 
Lager des Klassengegners, also auch 
die zwischen Monopolen und Nicht¬ 
monopolen, ausnutzt. Auch ist klar, 
dass derzeit wegen unserer Schwäche 
weder Spielräume für ein Bündnis noch 
für ein Ausnutzen der Widersprüche 
bestehen. 

Trotz dieser Übereinstimmungen geht 
es m.E. bei der Streitfrage genauer be¬ 
trachtet darum, ob die Partei eine re¬ 
volutionäre oder eine letztlich oppor¬ 
tunistische Linie verfolgt. 

Zugespitzt: Kann die AK mit dem 
nichtmonopolistischen Teil ihrer Aus¬ 
beuter für die nächsten Kampfetap¬ 
pen zu einem Bündnis kommen? Das 
ginge nur, wenn es einen gemeinsa¬ 
men Feind gäbe, zu dem für AK und 
nichtmonopolistische Bour¬ 
geoisie der Widerspruch 
noch stärker wäre als der 
antagonistische Klassenwi¬ 
derspruch gegeneinander. 

Dieser alle anderen Wider¬ 
sprüche überlagernde ge¬ 
meinsame Feind müsste das 
Monopolkapital sein. Lo¬ 
gisch zu Ende gedacht heißt 
das, dass die „Antimonopo¬ 
listen“ zum Schluss gelangt 
sein müssten, dass der die 
Gesellschaft bestimmende 
Grundwiderspruch nicht 
mehr der zwischen Lohnar¬ 
beit und Kapital ist, sondern 
der zwischen Monopolen 
und nichtmonopolistischen 


Klassen und Schichten. Das habe ich 
in der Grundlagenschulung der SDAJ 
anders gelernt. 

Monopolistische und nichtmonopo¬ 
listische Bourgousie leben bei allen Wi¬ 
dersprüchen zwischen ihnen von dem 
der AK abgepressten Mehrwert. Die¬ 
ser ist in den KMU wegen der gerin¬ 
geren organischen Zusammensetzung 
und wegen des häufig unter dem Wert 
der Arbeitskraft liegenden Lohns in 
der Regel höher als in den Monopolen. 
Den Monopolen gelingt es aufgrund 
des Gesetzes vom tendenziellen 
Ausgleich der Profitrate und wegen 
ökonomischer und außerökonomischer 
Machtstellungen, sich einen Teil des 
bei den KMU produzierten Mehrwerts 
anzueignen. Dennoch leben beide von 
der Ausbeutung der AK. 


Alle Kapitalisten haben ein gemein¬ 
sames Interesse an einer hohen Mehr¬ 
wertrate. 

Monopole und Nichtmonopole ste¬ 
hen in wechselseitiger Abhängigkeit: 
Ohne abhängige KMU können Mono¬ 
pole keinen Monopolprofit realisieren 
und ohne die ihnen von den Monopolen 
zugewiesene Nische können die KMU 
nicht mal das Mindestmaß an Profit, 
den „Unternehmerlohn“, realisieren. 

Trotz tiefer Widersprüche bilden 
daher Monopole und nichtmonopolis¬ 
tische Kapitalisten nach wie vor eine 
Klasse, die als Klasse insgesamt der 
AK feindlich gegenübersteht. Deshalb 
agiert auch der Staat bei aller struktu¬ 
rellen und personellen Verflechtung 
mit dem Großkapital nach wie vor als 
„ideeller Gesamtkapitalist“ und be¬ 


treibt eine „Mittelstandsförderung“, 
und zwar im Eigeninteresse der Mo¬ 
nopole. 

Ist aber der Widerspruch zwischen 
Arbeit und Kapital auch im Monopol¬ 
kapitalismus der Grundwiderspruch, 
dann entscheidet diese Trennlinie 
über Freund und Feind. Die logische 
Konsequenz dieser Beschreibung des 
Grundwiderspruchs ist eine antikapi¬ 
talistische Strategie, die sich gegen die 
Kapitalistenklasse insgesamt richtet, zu 
der als wichtiges Element aber das Aus¬ 
nutzen von Widersprüchen im gegneri¬ 
schen Lager zählt 1 . Die AmS hingegen 
setzt an einem Nebenwiderspruch der 
Gesellschaft an, den sie zum Hauptwi¬ 
derspruch erklärt. 

Heiko Humburg, Hamburg 

1 Zum Unterschied zwi¬ 
schen einem Bündnis der 
AK mit anderen Klassen 
und Schichten und dem 
Ausnutzen von Wider¬ 
sprüchen empfehle ich das 
Kapitel „ Über die antifa¬ 
schistische Volksfront“ (= 
Klassenbündnis) und das 
Kapitel „ Der Faschismus - 
eine grausame , aber keine 
feste Macht“ (= Ausnut¬ 
zen von Widersprüchen) 
in „Arbeiterklasse gegen 
den Faschismus“ von Di- 
mitroff und das Kapitel 
„Strategie und Taktik“ in 
„ Über die Grundlagen des 
Leninismus“ von Stalin. 







JETZT MATERIALIEN BESTELLEN * UZ STÄRKEN * AUCH UNTER UZSHOP.DE 



Werbeflyer 
„20. UZ-Pressefest“ 
DIN lang, Vierfarbig 
100 Stück 2,00 Euro 



Werbeflyer 

„UZ - Jetzt kennenlernen“ 
DIN lang, Vierfarbig 
100 Stück 2,00 Euro 


Die Reichen 
sollen 
zahlen! 


Steuer 




Rauf mit den 
Löhnen. ter 

mit der Rüstung. 

• aufrüstuftg 
* _ stoppe 




Plakat 

„Die Reichen sollen 
endlich zahlen“ 
DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 

Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 


Plakat 

„Rauf mit den Löhnen - 
Runter mit der Rüstung“ 
DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 

Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 



Fahne 

„DKP“ 

115x 150 cm 

17,90 Euro 


£ 



ItortUHirtiütiKh# Pl 1-1*1 


Fahne 

„DKP“ 

70x 100 cm 

14,90 Euro 



Broschüre 

„DKP Parteiprogramm“ 
DINA5 
2,00 Euro 



Broschüre 

„DKP Sofortprogramm“ 

DINA5 

50 Stück 2,50 Euro 



T-Shirt „DKP“ 

Weiß auf Rot 

Größen: S, M, L, XL, 2XL, 3XL 

14,90 Euro 



Schirm für Infostände 
„DKP und UZ“ 

Breite 185 cm, Höhe 230 cm 
Weiß auf Rot 

. 59,90 Euro 



f 

i 

UNSERE 

KRISENBERATER 

not 

J 



's V 


Kapuzenpullover 
„Unsere Krisenberater“ 
Rot/Beige auf Schwarz 
S - 3XL, 24,90 Euro 



Kaffeebecher 

„Frieden“ 

Rot / Weiß auf Schwarz 

7,90 Euro 



Damen T-Shirt 

„Gespenst des Kommunismus“ 

Dunkelgrün 

Größen: S, M, L, XL, 2XL, 3XL 

14,90 Euro 



Kapuzenpullover 
„Gespenst des Kommunismus“ 

bordeaux, schwarz oder anthrazit 
Größen: S, M, L, XL, 2XL, 3XL 

24,90 Euro 



Kaffeebecher 

„Gespenst des Kommunismus“ 
Weiß auf Schwarz 
7,90 Euro 



Cocktail-Glas 

„Havanna-Club“ 

Dreifarbig auf Glas 

1,90 Euro 


Hiermit bestelle ich verbindlich folgende Artikel (Lieferung per Rechnung): 



Ul 

die Russen 
wollen Krieg? 


Plakat 

„Meinst Du, die Russen 
wollen Krieg?“ 

DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 



Gesundheit als 
Ware? Das ist 
doch krank! 


Plakat 

„Gesundheit als Ware? 
Das ist doch krank!“ 
DIN AI, Vierfarbig 
10 Stück 3,00 Euro 


Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 


Aufkleber 
50 Stück 2,00 Euro 



Die Wohnungsfrage 
ist eine 
Klassenfrage 



UZ-Dokumentation 
„Die Wohnungsfrage ist 
eine Klassenfrage“ 
DINA5, 3,00 Euro 


UZ-Dokumentation 
„60 Jahre KPD-Verbot 
und politische Justiz“ 
DINA5, 3,00 Euro 



Kapuzenpullover 
„100 Jahre Oktoberrevolution“ 

schwarz oder anthrazit 
Größen: S, M, L, XL, 2XL, 3XL 

24,90 Euro 



Turnbeutel 

„Gespenst des Kommunismus“ 

Weiß auf Rot, oder Schwarz 

7,90 Euro 



Jutetasche 

„Revolution ist großartig - 
Alles andere ist Quatsch“ 
Rot auf Beige 
4,90 Euro 


Aktionstasche 
„UZ-Unsere Zeit“ 
Weiß auf Rot 
17,90 Euro 


Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Werbeflyer (100) 

20. UZ-Pressefest 

2,00 € 


Werbeflyer (100) 

UZ Kennenlernen 

2,00 € 


Plakat (10) 

Die Reichen ... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Die Reichen ... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Rauf mit den Löhnen ... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Rauf mit den Löhnen ... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Meinst du, die Russen ... 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Meinst du, die Russen ... 

2,00 € 


Plakat (10) 

Gesundheit als Ware? 

3,00 € 


Aufkleber (50) 

Gesundheit als Ware? 

2,00 € 


Fahne 115x150 

DKP 

17,90 € 



Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Schirm 

UZ & DKP 

59,90 € 


Kaffeebecher 

Frieden 

7,90 € 


Kaffeebecher 

Gespenst 

7,90 € 


Cocktail-Glas 

Havanna-Club 

1,90 € 


Jutetasche 

Revolution ... 

4,90 € 


Aktionstasche 

UZ - unsere zeit 

17,90 € 


Broschüre 

DKP Parteiprogramm 

2,00 € 


Broschüre (50) 

DKP Sofortprogramm 

2,50 € 


UZ-Dokumentation 

60 Jahre KPD-Verbot 

3,00 € 


UZ-Dokumentation 

Die Wohnungsfrage 

3,00 € 


UZ - unsere zeit 

6 Wochen gratis Probelesen 

0,00 € 



Artikel 

Beschreibung 

Preis 

Anzahl 

Größe! 

T-Shirt 

DKP 

14,90 € 



Kapuzenpullover 

Unsere Krisenberater 

24,90 € 



Damen T-Shirt 

Gespenst/dunkelgrün 

14,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / schwarz 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / anthrazit 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Gespenst / bordeauxrot 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Oktoberrev. / schwarz 

24,90 € 



Kapuzenpullover 

Oktoberrev. / anthrazit 

24,90 € 



Turnbeutel 

Gespenst / schwarz 

7,90 € 



Turnbeutel 

Gespenst / rot 

7,90 € 


Fahne 70x100 

DKP 

14,90 € 





Einsenden an: 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 -17 78 89-23 
Fax: 0201 -17 78 89-28 
Oder online: uzshop.de 





























































































